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Hiermit greifen wir einen Punkt des allgemeinen Editorials aus
ARCH +20 auf undstellen ihn ausführlicher dar.
Die Redaktion
stungen drückt sich direkt aus im Mangel an Verkehrs-, Bil-
dungs- und Sozialleistungen,indirekt in der mangelhaften Zu-
ordnung dieser Einrichtungen zu den Wohnungen. Die vor-
handene oder fehlende Anbindung an lokale oder regiona-
le Verkehrsführungen, die Ausstattung der Stadtteile mit
Schulen und Sozialeinrichtungen steigern oder mindern
den Gebrauchswert der Wohnungen. Die Versorgung eines
Stadtteils mit staatlichen Leistungen bietet bei relativer
Unterversorgung „Standortvorteile”, die sich für die Mieter
als Mietpreissteigerungen und für die Haus- und Grundbe-
sitzer als Möglichkeit zum Abschöpfen zusätzlicher Gewin-
ne auswirken, und beeinflußt damit auch den Tauschwert
der Wohnungen.
Die Verschlechterung der Wohnqualität drückt sich auch
im geplanten Verschleiß der Bauten aus. Die Produktion
von Wohnungen, die zunehmend reparaturbedürftig sind,
unterscheidet sich nur noch der Form nach von der „Weg:
werfproduktion” anderer Branchen.
Zum Umkreis der hier angesprochenen Problematik vgl.:
Helga Fassbinder: Bürgerinitiativen und Planungsbeteiligung,
in: Kursbuch 27,
Adalbert Evers: Städtische Strukturen und Staatsinterventio-
nismus, in: ARCH + 20,
RH West Berlin: Staatsgewalt, Reformismus und die Politik
der Linken, in: Kursburch 31.
In den letzten Jahren war die relative Verschlechterung
der Reproduktionsbedingungen im Wohn- und Stadt-
teilbereich Anlaß für Konflikte, die zur Bildung von Bür-
gerinitiativen führten. Als Ausdruck dieser Verschlechte-
rung des Reproduktionsniveaus griffen die Bürgerinitiati-
ven insbesondere die Unterversorgung mit staatlichen Lei-
stungen auf, die Zerstörung der ökonomischen und sozia-
len Struktur ganzer Stadtteile durch Flächensanierung, die
damit verbundene Vertreibung der Bewohner in schlechte-
re oder teurere Wohngebiete, sowie die Qualitätsminde-
rung der Bauten durch geplanten Verschleiß.
Die Unterversorgung der Stadtteile mit staatlichen Lei-
Wenn die Diskrepanz zwischen notwendigem Reproduk-
tionsniveau und den tatsächlichen Möglichkeiten zur Be-
friedigung von Bedürfnissen die Ursache der Entstehung
von Bürgerinitiativen ist, so bleibt doch die Frage offen,
ob die Form in der dieser Konflikt artikuliert wird, eben
die Form von Bürgerinitiativen, eine geeignete Organisa -
tionsform im Kampf um die Reproduktionsbedingungen
der Lohnabhängigen ist: Bürgerinitiativen, die zudem die
Gefahr in sich bergen, Filterfunktionen für einen verbrei-
teten Unmut zu haben und zugleich Interessenorgan für
die in ihnen organisierten meist höher qualifizierten Ar-
beitskräfte und kleinen Gewerbetreibenden zu sein.
Zwei Strategien, die in unterschiedlicher Weise Illusionen
produzieren können und damit gewollt oder ungewollt *
die aufgebrochene Konfliktfront wieder verschleiern Kön-”
nen, begründen diesen Zweifel: Nämlich erstens die Doppel-
strategie der Jusos und zweitens die antiautoriäte „Propa-
ganda der Tat”.
Die Doppelstrategie der Jusos birgt die Gefahr in sich, daß
Basisarbeit als „Spielbein” des in der Partei verankerten
„Standbeins” funktionalisiert wird, indem sie nur mehr
der Wählerrekrutierung dient, statt die Basis selbst beim
Kampf um ihr Reproduktionsbedingungen zu unterstützen.
Vielmehr wird diese Basis erneut auf parlamentarische Il-
lusionen verpflichtet, obwohl gerade die parlamentarische
Interessenvertretung zur relativen Verschlechterung der
Reproduktionsbedingungen selbst beigetragen hat. Cha-
rakter und Funktion von Bürgerinitiativen im Rahmen der
Doppelstrategie der Jusos sind demnach kritisch zu
überprüfen.
In komplementärem Verhältnis zur Doppelstrategie der Ju-
sos stehen Strategien antiautoritärer Gruppen. Ihre „Propa-
ganda der Tat” sucht im Konflikt mit staatlichen Institutionen
den manifesten Einsatz struktureller Gewalt zu provozieren,
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um dadurch strukturelle Gewalt- und Herrschaftsverhält:
nisse offenzulegen, die aber nicht im Verhältnis von Staat
und Bürger, sondern im Verhältnis von Kapital und Lohn-
arbeit begründet sind.
Die „Propaganda der Tat” erliegt der Illusion, die Aus-
einandersetzungen mit der Zwangsgewalt — „Polizeispiele”
für Auseinandersetzungen mit den strukturellen Gewalt-
und Herrschaftsverhältnissen — zu halten. Sie erman-
gelt damit der praktisch-politischen und analytischen An-
strengung, die Formen der Zwangsgewalt auf die zugrunde-
liegenden gesellschaftlichen Zwangsverhältnisse zurückzu-
führen.
Anders als in den späten 60er Jahren verfehlt dieses Stra-
tegiekonzept in der BRD heute seine Absicht, militante Ak-
tionen mit direkter Aufklärung zu verbinden. Anders als in
den damaligen Kämpfen deuten solche Auseinandersetzun-
gen heute auf den Punkt hin, an dem der politische Gehalt
der Konflikte in den Hintergrund und die „militär-taktische
Kampfführung in den Vordergrund tritt.
Im Rahmen dieses Strategiekonzepts unterliegen Stadtteil-
kämpfe heute zunehmend der Gefahr, daß sich auf Seiten
der Kämpfenden die Aktionsformen von ihren Inhalten
ablösen, d.h. daß die kämpfenden Gruppen sich als selbst-
ernannte Avantegarde von ihrer Basis, den Lohnabhängigen
trennen und damit dem staatlichen Gewaltapparat auf der
anderen Seite ermöglichen, mittels der Gewaltförmigkeit
der Auseinandersetzung die aufgebrochenen Konfliktfron-
ten wieder zu verschieben und zu verschleiern.
Sowohl die Doppelstrategie der Jusos als auch die antiau-
toritäre Strategie der „Propaganda der Tat” können dem-
nach die aufgebrochene Klassenauseinandersetzung in der
BRD verlangsamen.
Um diese begrenzte Perspektive von Stadtteilarbeit zu über-
winden, wird es notwendig werden, Bürgerinitiativen als
historische Übergangsform zu begreifen und in ihnen die-
jenigen Tendenzen praktisch und theoretisch zu unterstüt:
zen, welche die Auseinandersetzungen um die Reproduk-
tionsbedingungen der Lohnabhängigen mit den Kämpfen
in den Betrieben als Bestandteile eines Problems zu ver-
binden suchen: Der Wertbestimmung der Arbeitskraft.
Wir meinen damit jene politischen Ansätze, die — wie En-
de der 60er Jahre in den oberitalienischen Städten — die
Einheit von Produktions- und Stadtteilkämpfen herzu-
stellen versuchen. Bei diesen Ansätzen wurden die Stadt-
teilkämpfe als Teil des Kampfes um verbesserte Reproduk
tionsbedingungen der Lohnabhängigen begriffen, der so-
wohl im Stadtteil als auch im Betrieb zu führen ist.
Stadtteilkämpfe beinhalten hierbei den Kampf um die
konkrete Struktur und den Gebrauchswert der Repro-
duktionsmittel, die im Produktionsprozeß der Arbeits-
kraft konsumiert werden. Reproduktionsmittel umfas-
sen dabei sowohl Waren als auch staatliche Leistungen,
die individuell und kollektiv konsumiert werden.
Produktionskämpfe als gewerkschaftliche Kämpfe be-
inhalten hierbei den Kampf um Arbeitsbedingungen
und individuelle Lohnhöhe, die den quantitativen Um-
fang der individuellen Konsumtion absteckt.
Beim Vergleich der Kämpfe in den oberitalienischen Städ-
ten mit denen in der BRD sind zwei Einschränkungen zu
machen,Erstens muß die gegenüber der BRD unterschied-
lich verlaufene Entwicklung der italienischen Arbeiterbe-
wegung berücksichtigt werden, welche die extreme Un-
vermitteltheit zwischen der Arbeiterbewegung als Ge-
werkschaftsbewegung und der Studentenbewegung bzw
ihren Kampfformen nicht kannte, die zur Entwicklung
von Stadtteilarbeit führten. Zweitens muß die besondere
Rolle berücksichtigt werden, die in den oberitalienischen
Produktions — und Stadtteilkämpfen von den aus dem Sü-
den zugewanderten Arbeitern übernommen wurde, ansatz-
weise vielleicht vergleichbar mit der, die die ausländischen
Lohnabhängigen in der BRD übernommen haben.
Warum die Stadtteilkämpfe und die Produktionskämpfe
in der BRD unvermittelt nebeneinander bestehen, obwohl
sie sich auf den gleichen Problemzusammenhangbeziehen,
wollen wir anhand der die Stadtteilkämpfe bestimmenden
Organisationsform — der Bürgerinitiative — gesondert un-
tersuchen.
Typische Merkmale der Mitglieder von Bürgerinitiativen
sind:
1. ihre Betroffenheit von zeitlich und lokal begrenzten
Ereignissen,
2. ihre Rolle als „Bürger” in der Konfrontation „Bürger-
Staat”,
3. ihre Herkunft aus unterschiedlichen sozialen Gruppen,
klassenindifferent zu sen.
Zu 1. Bürgerinitiativen zeigen sich in der Regel nur von
Ereignissen betroffen, deren Umfang und Dauer begrenzt
sind, und sie reduzieren Auseinandersetzungen auf die
Konfrontation „Bürger — Staat”’. Bürgerinitiativen ermög-
lichen spontane Organisationsformen zu entwickeln, „Öf-
fentlichkeit herzustellen” und unmittelbar zu mobilisie-
ren.
Im Zusammenhang sozialdemokratischer „Reformpoli-
tik” erweisen sich aber diese Eigenschaften sehr bald als
ambivalent:
— Sie ermöglichen, die Bodenspekulation und ähnliche
Erscheinungen ins öffentliche Bewußtsein zu rücken
und anzuprangern,
Ihnen blieb es jedoch unmöglich, die sozialökonomi-
schen Verhältnisse „spontan” zu durchdringen, die die




Am Beispiel der Bodenspekulation läßt sich diese Ambiva-
lenz verdeutlichen:
Sie wird nicht als zwangsläufige Folge der Eigentumsver-
hältnisse begriffen, zwangsläufig aus der besonderen Form
des Privateigentums an Grund und Boden folgend, sondern
als Folge unzulänglicher Verteilungsverhältnisse und der
Unvermehrbarkeit der Ware Boden. Forderungen der Bür-
gerinitiativen nach Planungsbeteiligung, nach Mieterbei-
räten bei kommunalen Bauträgergesellschaften zeigen die-
se Ambivalenz. Ihre Verwandtschaft mit Forderungen der
Jusos nach der Errichtung kommunaler Wohungsämter
als Korrektiv des privaten Wohungsmarkts, nach Mietsub-
vention, nach Abschöpfung von Planungsgewinnen deutet
nicht nur auf eine ähnliche Praxis hin, sondern verrät auch
ein verwandtes Theorieverständnis. Ihnen gemeinsam ist,
den Erscheinungsformen verhaftet zu bleiben. Als Konse-
quenz hieraus werden in beiden Fällen die Eigentumsver-
hältnisse an Grund und Boden von ihrem Substrat, den ka-
pitalistischen Produktionsverhältnissen, geschieden. Er-
faßt werden die aufgegriffenen Fragen jedesmal nur in der
Form, wie sie als politisch manipulierbare Größen erschei-
nen.
Dies weist auf die Gefahr hin, daß Bürgerinitiativen mit
einigem Geschick, d.h. gegen den Widerstand eines Teils
der in ihnen vertretenen Gruppen in das Konzept der so-
zialdemokratischen „Reformpolitik”” zu integrieren sind
und dort, wo eigene Stadtteilgruppen der Jusos fehlen, die
Bürgerinitiativen zu sozialdemokratischen „Basisorganisa-
tionen” (sprich Wahlvereinen) werden.
Zu 2: Gestatten die Bürgerinitiativen aufgrund dieser Män-
gel keine ausreichende Bedürfnisartikulation, so ist doch
festzuhalten, daß sie die ansatzweise Artikulation bestimm-
ter Bedürfnisse überhaupt erst ermöglicht haben. Sie formu-
lieren emanzipatorische und ansatzweise antikapitalistische
Ziele und greifen damit einen latent vorhandenen subjektiven
Überhang gesellschaftlich unterdrückter Bedürfnisse auf. Im Zu
sammenhang des Wohn-und Stadtteilbereichs wird damit der
Umkreis der gesellschaftlich unterdrückten Bedürfnisse for-
muliert, die aus den verschiedenen Formen der Verschlech-
terung der Reproduktionsbedingungen resultieren, insbe-
sondere die Verschlechterung der Wohnqualität, die direkt
aus dem Mangel an Verkehrs-, Bildungs- und Sozialeinrich-
tungen, indirekt aus der mangelhaften Zuordnung dieser
Einrichtungen zu den Wohnungen folgt.
Andererseits drohen die formulierten Ziele ständig die den
Bürgerinitiativen immanenten Grenzen zu überschreiten.
In der Art und Weise wie der subjektive Überhang gesell-
schaftlich unterdrückter Bedürfnisse einerseits movens
ihrer Bewegung ist und andererseits die Bürgerinitiativen
sich der Perspektiven erwehren, die aus der Durchsetzung
der daraus resultierenden antikapitalistischen Ziele folgen
würde, bieten sie die Möglichkeit, als „Basisorganisationen‘
sozialdemokratischer, „Reformpolitik” vereinnahmt zu
werden.
Der Anlaß für die Bildung von Bürgerinitiativen, die Ver-
schlechterung der Reproduktionsbedingungen der Lohnab-
hängigen findet im Rahmen sozialdemokratischer „Reform:
politik” seinen Ausdruck in der Forderung nach „Verbes-
serung der Lebensqualität”, programmatisch formuliert
als Daseinsvorsorge des Staates in der Form des Sozialstaa-
tes, der mit Hilfe und angeblich im Interesse der Lohnab-
hängigen die strukturellen Schwächen des „freien Marktes”
korrigiert.
Im Rahmen dieser „Reformpolitik” werden dann sowohl
der Entstehungszusammenhang von Bürgerinitiativen als
auch Entwicklungsmöglichkeiten, die über ihre verkürzte
Artikulationsweise hinausreichen, verschleiert und unter-
drückt.
Zu 3. Die Bürgerinitiativen sind zumeist klassenindiffe-
rent zusammengesetzt. Sie umfassen u.a. Arbeiter, höher
qualifizierte Arbeitskräfte und kleine Gewerbetreibende,
u.a. auch kleinere Grundeigentümer. Diese Zusanmen-
setzung verhinderte es bisher, daß sich klassenmäßig be-
dingte Interessenlagen nur in Formen durchsetzen konn-
ten, die besondere, gruppenspezifische Interessen als ‚,all-
gemeine” wiedergaben. Als Ausdruck der erreichten Über
einstimmung können sie einerseits die Dominanz einer
Gruppe oder aber Koalitionsbildungen unterschiedlicher
politischer Gruppen ausdrücken.
Koalitionsbildungen finden wir dort vorherrschend, wo
— wie im Fall innerstädtischer „Sanierung”” — verhindert
werden soll, daß das erreichte Niveau der Wohn- und Le-
bensbedingungen gesenkt wird. Sie „vereinen ”” das Inte-
resse der Lohnabhängigen nach Billigwohnraum mit dem
Interesse der höherqualifizierten Arbeitskräfte nach der
Erhaltung des Wohn- und Freizeitwerts innerstädtischer
Quartiere und dem Interesse des kleinen Gewerbes nach
geringen Kosten von Gewerbeflächen in diesen Quartie-
ren.
Welche Interessenlagen sich dann im konkreten Fall durch-
setzen, hängt grundsätzlich von zwei Faktoren ab:
— Zum einen spielt die Gruppenzusammensetzung denje-
nigen in die Hände, die über die bessere Artikulations-
und Durchsetzungsfähigkeit verfügen. Im Regelfall
werden das die letztgenannten Gruppen sein.
Zum anderen können diese Gruppen innerhalb von Bürger-
initiativen nur Erfolg haben, wenn sie mit den aktuell
möglichen Spielräumen sozialdemokratischer „Reform-
politik” übereinstimmen.
In dieser Form sind Bürgerinitiativen in das Konzept sozial
demokratischer „Reformpolitik”” einpaßbar:
- weil sie fähig sind, für diese Politik eine Legitimations-
basis abzugeben, d.h. den latent vorhandenen subjekti-
ven Überhang gesellschaftlich unterdrückter Bedürfnis-
se in Form von emanzipatorischen und ansatzweise an-
tikapitalistischen Zielen zu artikulieren.
weil sie integrierend wirken, d.h. Gruppen unterdrücken.
welche die emanzipatorischen und ansatzweise antika-
pitalistischen Ziele als unmittelbaren Ausdruck ihrer ei-
genen Interessen durchzusetzen versuchen und damit
die „Reformpolitik”” gefährden.
Zu diskutieren wären demnach die Bedingungen und Per-
spektiven von Stadtteilarbeit aller der Gruppen, die in das
Konzept sozialdemokratischer „Reformpolitik” relativ
schwer zu integrieren sind.
Dies sind heute vorwiegend Lehrlinge und ausländische
Lohnabhängige, heute noch nicht, aber möglicherweise in
Zukunft: gewerkschaftlich organisierte Lohnabhängige.
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Zu diskutieren und zu entwickeln sind ihre Organisa-
tionsformen und Perspektiven:
— Räte, die verschiedene soziale Gruppen gruppenspezi-
fisch organisieren, „Häuserrat’” bzw. „Mieterrat”” für
Studenten und ausländische Lohnabhängige, wie sie im
Frankfurter Wohnungskampf entwickelt wurden;
Perspektiven, die auf Veränderung der gesellschaftli-
chen Produktionsverhältnisse — als realem Produzen-
ten der anstehenden Probleme — zielen.
In einem der nächsten Editorials werden wir uns insbeson-
dere mit möglicher Unterstützung und Teilnahme der Ge-
werkschaften bei Stadtteilkämpfen befassen müssen.
Zu den Beiträgen in diesem Heft:
ARCH+ 21 greift als ersten der im programmatischen Edi-
torial von Heft 20 angekündigten Schwerpunkte den Pro-
blembereich Reproduktionsbedingungen der Arbeitskraft
auf.
Inhalt des Heftes ist die Diskussion um Stadtteilarbeit, Bür-
gerinitiativen und Planungsbeteiligung, deren politische
und institutionelle Perspektiven bzw. Schranken und die
Funktion von Planern und Architekten in diesem Zusam-
menhang.
Um die Diskussion in diesem Themenbereich möglichst
breit zu beginnen, dokumentieren wir eine Podiumsdis-
kussion zum Thema „Lokale Demokratie — Beteiligung
der Bürger an der Planung”, in deren Verlauf geradezu
exemplarisch das Spektrum typischer Positionen aufge-
fächert wird: angefangen von Einschätzungen der Bürger-
initiativen als außerinstitutioneller Planungshilfe, als Vehi-
kel der Durchsetzung partikularer, von den Parteien nicht
zur Genüge abgedeckter Interessen, als Schule staatsbür-
gerlicher Erziehung, weiter als Moment eines allgemeinen
Demokratisierungsprozesses über eine Funktionsbestim-
mung der Bürgerinitiative im Rahmen jungsozialistischer
Doppelstrategie oder zur Unterstützung fortschrittlicher
Verwaltungsarbeit bis zum Versuch einer Bestimmung de
Bürgerinitiativen im Zusammenhang der Klassenkämpfe
um die Erhaltung der Reproduktionsbedingungen der
Lohnabhängigen.
Einige Aspekte der Bürgerinitiativen werden in weiteren
Schranken der Selbstvertretung von Basisinteressen auf.
Der Arbeitskreis Kritischer Sozialarbeiter Berlin beschreibt
die Funktionalisierung der Sozialarbeit als Hilfsgröße der
Stadtverwaltungen und Planungsämter in den Konflikten
mit der Bevölkerung, die durch die städtischen Umstruk-
turierungsprozesse hervorgerufen werden. Die Reduktion
der Arbeitsinhalte von Planern und Architekten im Kapi-
talismus von der Gestaltung der räumlichen Form einer
humanen Gesellschaft (wie es idealistisches Wunschbild
der Architekten war, bis die Verdichtung der kapitalisti-
schen Produktionsweise auch die letzten Poren für unzeit-
gemäße Praxis verschwinden ließ) zur reinen Hilfsfunk-
tion der Profitmaximierung mittels der baulichen Struk-
turen wird in dem Beitrag von W. Henselmann in seiner
Gegenüberstellung der Rahmenbedingungen der Arbeit
der Planer und Architekten im Kapitalismus und im Sozia-
lismus erschreckend deutlich. Hinsichtlich unseres Themas
wird klar, daß die Trennungslinie zwischen Bürgerinitiati-
ven und den Planern und Architekten, ihre Scheidung in
feindliche Lager, die ja auch in der Diskussion immer wie
der angesprochen wurde, ausschließlich Resultat eines ge-
sellschaftlichen Verhältnisses ist, dessen Überwindung,
wie unvollständig und von seiner eigenen Vergangenheit
noch geprägt sie auch sein mag, die Probleme der Bewoh-
ner der Städte und der mit ihrer Erstellung und Gestaltung
beauftragten Fachleute grundlegend ändert: nämlich auf
jene humane Basis stellt, die unter der Herrschaft der
Bourgeoisie Privileg und Ideologie bleibt.
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Einleitung
LOKALE DEMOKRATIE — BETEILIGUNG
DER BÜRGER AN DER PLANUNG
Auszüge aus einer Podiumsdiskussion, die am 16.6.73





Institut für Wohnungsbau und Stadtteilplanung
Dipl.-Volkswirt Rudolf Menke
Bürgerinitiative „Arbeitskreis Stadtentwicklung Bonn”
Dr. Claus Offe





Bundesvorsitzender der Jungsozialisten in der SPD
Dr. Volker Schmidt
Leiter der Planungsabteilung im Ministerium





*) Der Abdruck geschieht mit freundlicher Genehmigung des
Kulturamtes der Stadt Göttingen, des Bundesministeriums für
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau und der Diskussions-
teilnehmer. Dieser Fassung liegt das Tonbandprotokoll der Dis:
kussion zugrunde. Generalthema des 3. Kunstkongresses der
Stadt Göttingen 1973 lautete: „Der Einfluß der gebauten Um-
welt auf die Erlebniswelt des Menschen”.
Sämtliche Vorträge und öffentlichen Diskussionen, die in die-
sem Rahmen stattfanden, werden im Frühjahr 1974 in der
Schriftenreihe des Bundesministers für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau als Dokumentation veröffentlicht
werden.
ULFERT HERLYN: Meine Damen und Herren, lassen Sie
mich zu Anfang einige Bemerkungen zu dem Thema ma-
chen. Stadtplanung ist eine politische Aufgabe und daher
nehmen Überlegungen zur lokalen Politik auf diesem Kon-
greß einen nicht geringen Raum ein. Besonders eng ist der
Zusammenhang mit der vorangegangenen Diskussion zu
sehen, die Initiativen und Aktivitäten in Göttingen zum
Thema hatte; dabei offen gebliebene Fragen könnten heu-
te abend wieder aufgefriffen werden. Jedoch sollen jetzt
allgemeinere Prinzipien und Prozesse lokal-politischen Han-
delns erörtert werden, wobei wir gemeinsam den nur schma-
len Weg zwischen lokaler Borniertheit auf der einen und
überregionaler Beliebigkeit der Behandlung des Themas
auf der anderen Seite suchen müssen. Wir müssen uns vor
allem darüber im klaren sein, daß auf einer ähnlichen Ver-
anstaltung vor etwa 10 Jahren das Thema wahrscheinlich
geheißen hätte: „Lokale Demokratie — Die Interessenlosig-
keit der Bürger an der Planung”, d.h., daß m. E. die ökono-
mischen und gesellschaftlichen Bedingungen zu bezeichnen
wären, wie es zu dem relativ plötzlichen Umschlag von
kommunalpolitischer Apathie in Beteiligung, Aktivierung
und Mobilisierung der Bürger und der Betroffenen im Rah-
men der Städte gekommen ist. Denn mit der Analyse des
Entstehungszusammenhanges der Planungsbeteiligung der
Bürger wird zugleich die mögliche Dauer und Intensität die-
ser außerparlamentarischen Aktivitäten angegeben. Wir soll-
ten uns weiter fragen, ob es den „mündigen Bürger”, der
vom Bundespräsidenten Heinemann im letzten Jahr einen
Preis erhielt, wirklich gibt oder ob sich damit Illusionen
verbinden, die geeignet sind, die wahre politische Verfas-
sung der Bürger zu verdecken. Wenn ich bisher den Begriff
Partizipation vermieden habe, so darum, weil er als Münze
geprägt von alleine umzulaufen scheint, ohne daß konkret
das politische Potential, die Ziele und Vorgehungsweisen
von aktivierten Gruppen deutlich würden. Bei der politi-
schen Einschätzung von Bürgerbeteiligung kommt es insbe-
sondere darauf an, die Formen zu unterscheiden, in denen
sie sich vollzieht. Hiermit wären verschiedene Modelle und
Organisationsformen von Bürgerinitiativen angesprochen
und mit ihnen die Möglichkeit der Emanzipation unterpri-
vilegierter Gruppen. Schließlich wäre zu fragen, welche Aus
wirkungen diese bisherigen Aktivitäten in der BRD hatten,
einmal im Hinblick auf das Handeln im Rahmen der Infra-
strukturpolitik des städtischen Gesellschaftssystems, in
dem sie vorkommen und darüber hinaus im Hinblick auf
gesamtgesellschaftliche Strukturveränderungen. Hier wäre
auch der rechtliche Rahmen kritisch zu diskutieren, wie
er in den die Sozialplanung berührenden 88 4 und 8 des
Städtebauförderungsgesetzes seinen Niederschlag gefunden
hat mit der Perspektive, einen Beitrag zur Diskussion um
die Novellierung des Bundesbaugesetzes zu leisten.
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Thesen zum Thema
(Von Seiten der Podiumsrunde)
VOLKER SCHMIDT: Meine Damen, meine Herren, es
ist sicherlich kein Zufall, daß ein Mitarbeiter des Bundes-
ministeriums für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau
den Reigen der Diskussion zum Thema „Lokale Demokra-
tie — Beteiligung.der Bürger an der Planung” eröffnet. Für
die Politik der Bundesregierung kommt es nämlich besten-
falls in Frage, hier bestimmte Rahmenbedingungen zu schaf.
fen. Darüber hinaus sollte allen klar sein, daß lokale Demo-
kratie in erster Linie eine Angelegenheit der Städte und
Gemeinden selbst ist. Die Rahmenausfüllung wird also auf
der lokalen Ebene möglich sein. Ich meine, das Thema „Lo
kale Demokratie” ist ein Beispiel dafür, wie etwas von un-
ten, von der dezentralen Ebene her wachsen und das beein-
flussen und prägen kann, was dann im allgemeineren fest-
gelegt werden könnte.
Ich möchte mich vorwiegend darauf beschränken, folgen-
de Fragen zu behandeln:
Warum überhaupt lokale Demokratie, welche politischen
und planerischen Strömungen spielen bei der Beteiligung
der Bürger an der Planung eine Rolle und welche Einzel-
probleme tauchen dabei auf?
Zunächst zur ersten Frage: Warum? Ich würde das ein-
mal wie folgt zu verallgemeinern versuchen. Ich glaube,
daß einerseits der Prozeß der Industrialisierung und Urba-
nisierung zu einer Ausweitung und zu einem Funktions-
wandel staatlicher, insbesondere kommunaler Aktivitäten
geführt hat und daß andererseits durch diesen Prozeß der
Industrialisierung und Urbanisierung bestimmte traditionel-
le Gruppenbeziehungen sich auflösten. Die Forderung nach
lokaler Demokratie hat sich im Spannungsfeld dieser beiden
längerfristig bereits existenten Trends angesiedelt. Wenn es
richtig ist, daß die Abhängigkeit des Bürgers von öffentlichen
Leistungen, insbesondere von den Gemeinschaftseinrichtun-
gen in den Städten und Gemeinden immer größer wird, dann
muß die Antwort auf die Abhängigkeit mehr Mitbestimmung
in diesen Städten und Gemeinden sein. Ich glaube, daß sich
hier im Grunde genommen etwas Ähnliches abspielt wie im
Produktionsbereich: größere Abhängigkeit von der Planung
erfordert mehr Mitbestimmung der von dieser Planung Be-
troffenen. Das ist meine erste These.
Zweite These: Festzustellen ist, wenn man verallgemeinern
darf, daß die Bestrebungen im Rahmen der Bürgeraktionen
sich in erster Linie gegen die Stadtverwaltungen richten und
weniger gegen Stadträte, gegen die Politiker in den Stadtpar-
lamenten. Meine Erklärung dafür ist, daß die kommunale Pla:
nung bei der Lösung komplexer Probleme immer mehr an
bestimmte analytische Grenzen stößt und im Laufe der Plan-
vorbereitung die komplexen Zusammenhänge reduzieren
muß. Bei diesem Prozeß der Reduktion von Komplexität
werden dann die bereits organisierten und mit ökonomischer
und politischer Macht ausgestatteten und auch artikulierungs
fähigen Interessen in aller Regel bevorzugt. Vermeintliche
Sachzwänge obsiegen. Weil aber andererseits die Verhältnisse
in den Städten so komplex sind, ist eine Stadtverwaltung im-
mer mehr auf die Zustimmung der breiten Mehrheit der Be-
völkerung angewiesen. Das ist nach meiner Ansicht das zwei-
te Spannungsfeld.
Zur dritten These: Die Forderung nach Bürgerbeteiligung
an der lokalen Planung entsteht nach meiner Beobachtung
aus drei verschiedenen Motiven. Ich will sie alle drei hier
einmal auseinander halten, obwohl sie sich in der Praxis
sicherlich durchmischen. Erstens gibt es wohl jene, die glau-
ben, daß es durch die frühzeitige Einschaltung aller Betrof-
fenen und durch die Öffnung der Informations- und Begrün-
dungszusammenhänge zu besseren und effizienteren Planun-
gen kommen kann, bei denen die Folgewirkungen isolierter
Maßnahmen berücksichtigt werden. Diese Position wird üb-
rigens zunehmend auch von modernen Kommunalplanern
und von Planern im öffentlichen Bereich gestützt. In dem
Maße also, wie mehr Sachverstand mobilisiert wird und die
Informationen breiter gestreut werden, würde die Planung
besser werden. Ziel ist hier, den Planungsprozeß zu rationa-
lisieren und die Strategie ist die der vorausschauenden Kon-
fliktvermeidung.
Das ist die erste Richtung.
Die zweite Richtung: Das sind jene, die gegen die vorgeblich
einseitigen und machtmäßig privilegierten Interessen der
Planenden ein Gegengewicht im politischen Meinungsbil-
dungsprozeß schaffen wollen. Das Ziel ist das des sozialen
Ausgleichs, der sozialen Gerechtigkeit, des Interessenab-
gleichs. Wenn man so will, ist die Strategie hier die der be-
wußten Konfliktoffenlegung, Konfliktaustragung und an-
schließenden Konfliktlösung.
Die dritte Richtung nun: Das sind nach meiner Ansicht jene,
die durch planungsbezogene Stadtteil- und Basisarbeit
die allgemeine politische Mobilisierung von weiten Teilen
der Bevölkerung zur Vorbereitung und Durchsetzung ge-
sellschaftsverändernder Perspektiven verfolgen. Das Ziel
jener ist die politische Innovation, ihre Strategie die der
Vervielfältigung von Konflikterfahrungen.
Ich habe zuerst schon darauf hingewiesen — damit komme
ich zur vierten These —, daß bei der Beteiligung der Bürger
an der lokalen Planung alle drei Positionen auftreten kön-
nen, vielfach dürften alle drei Positionen sogar in einem
Menschen vertreten sein. Ich meine, und dies ist eine op-
timistische Sicht, daß diese drei Richtungen im Ergebnis
dazu führen können, daß alle drei Ziele, nämlich Ratio-
nalisierung, Gerechtigkeit und politische Innovation, in ge-
wissem Ausmaß gleichzeitig erreicht werden können. Darin
sehe ich persönlich die Chance der Bürgerpartizipation an
lokalen Planungsprozessen.
Fünftens: Neue Formen lokaler Bürgerbeteiligung können
sicherlich nicht per Gesetz zentral verordnet werden. Allen-
ARCH+ 21 (1/1974)
NOSEEE
falls kanp per Gesetz oder per Satzung, wie auch immer,
ein ausfüllfähiger rechtlicher Rahmen geschaffen werden,
wie etwa beim Städtebauförderungsgesetz geschehen und
bei der Novellierung des Bundesbaugesetzes vorgesehen.
Sechstens: Die Bestimmung des Verhältnisses von einer-
seits formalisierter und andererseits spontaner Bürgerbetei-
ligung bedarf noch der Erprobung und der Auswertung
praktischer Erfahrung. Kurzer Einschub: Planungsprozes-
se in der Stadt sind ja formalisiert. Es gibt ein bestimmtes
formales Verfahren, Deswegen müssen notwendigerweise
die Bürgerbeteiligungen an der Stadtplanung auch in irgend-
einer Weise formalisiert sein, man muß wissen, wann werden
die Bürger gehört, wann werden Informationen gestreut,
wann werden Anregungen von seiten der Bürger verarbei-
tet. Daneben gibt es aber in den Städten und Gemeinden
noch Spontanaktionen, einzelproblemorientierte Aktionen
Ich meine, daß auch letztere durchaus ihre Berechtigung
haben. Wir reden hier nur über den ersten Teil, der forma-
lisierbar ist. Was die Institutionalisierung der Bürgerbetei-
ligung anbelangt, so bin ich skeptisch.
Wenn man die Bürgerbeteiligung an der Planung formali-
siert, so sollte man doch hinsichtlich der Organisation
der Interessen möglichst flexibel bleiben und hier nicht,
sagen wir einmal, Partizipationsprofis oder etwas ähnliches
schaffen wollen.
Letzte These schließlich : Bei dem Thema „Lokale Demo-
kratie — Beteiligung der Bürger an der Planung” sollte
schließlich nicht übersehen werden, daß die realen Mög-
lichkeiten bürgerschaftlicher Beteiligung ohrie eine an ge-
sellschaftlichen Interessen orientierte Planungskompetenz
der Gemeinde wahrscheinlcihein Torso bleiben. Von da-
her kann — nach meiner Ansicht — die Beteiligung der
Bürger an kommunalen Planungsprozessen effektiv nur
leben, wenn wir ein zukunftsweisendes Bodenrecht be-
kommen, erster Hinweis. Ein zweiter Hinweis: Lokale
Demokratie, Bürgerbeteiligung, ist vielleicht auch nur
ein Sandkastenspiel, wenn man nicht wirksame Mieter-
schutzgesetze hat und die materielle und rechtliche Lage
derjenigen, die man durch die lokale Demokratie aktivie-
ren will, nicht so ist, daß sie überhaupt von einer gesicher-
ten materiellen und rechtlichen Basis ausgehen können.
Schließlich ist auch zu beachten, daß die lokale Bürgerbe-
teiligung ohne ihre Absicherung auf der regionalen Ebene
zu isolierten und frustrierenden Ergebnissen führen kann. Ich
sehe nämlich den Trend zur Regionalstadt, zur Verbands-
stadt. Man kann verweisen auf das Bielefelder Beispiel oder
auf das Beispiel von Hannover. Wenn dieser Trend weiter
wirkt, wenn also aus den herkömmlichen Städten zuneh-
mend Verbandsstädte entstehen, die das Umland mit ein-
beziehen, wenn auch regionale Planungs- und Durchführungs
kompetenzen entstehen, dann wird natürlich der Stellen-
wert etwa der Stadtteilarbeit ein ganz anderer sein. Diesen
Aspekt muß man auch sehen.
—EEE
Abschließend möchte ich nochmals zum Ausdruck bringen,
daß von seiten eines Bundesministeriums zu den praktischen
Problemen der Bürgerbeteiligung in der Stadt oder Gemeinde
keine Patentrezepte abgegeben werden sollten oder konnten.
Ich habe mich daher etwas grundsätzlicher gefaßt und hoffe,
daß meine Kollegen hier zur Rechten dies weiter konkreti-
sieren können. (—Beifall—)
RUDOLF MENKE: Ich möchte ebenfalls einige Sätze zu
der Frage voranschicken, warum gerade in diesen Jahren
eine Flut von Bürgerinitiativen entsteht. Ich habe dafür ei-
nige Gründe anzuführen, die m.E. maßgeblich dafür sind.
Der erste ist der, daß sich in den Städten das Kapital als
Herrscher über die Städte in einer solch provokativen From
darstellt und seine Macht demonstriert, daß aus dieser Pro-
vokation heraus schon notgedrungenermaßen eine Gegen-
reaktion entstehen muß. Man denke hier in Göttingen an
Hertie, Volksbank, Sparkasse, Kepa und wie sie alle heißen.
die hier die Innenstadt beherrschen, auch die Niedersäch-
sischen Heimstätten dabei nicht zu vergessen.
Ein zweiter Punkt m.E.: Die Phase der politischen Verun-
sicherung und man kann wohl auch sagen Betäubung der
Gesamtbevölkerung als Folge des Naziregimes dürfte jetzt
endgültig vorüber sein.
Dritte These: Die privaten Wohlstandsbedürfnisse der
Mehrheit der Bevölkerung sind im wesentlichen befriedigt.
Es werden jetzt die gravierenden Mängel im kollektiven
Bedürfnisbereich entdeckt, die nicht mit Hilfe des eigenen
Portemonnaies beseitigt werden können, jedenfalls nicht
vom Normalverdiener. Ich meine damit: Der Großverdie-
ner kann sich sein Schwimmbad selber in seinen Garten
setzen.
Die Bürgerinitiativen sind auch Signal einer Krise des Parla-
mentarismus. Ihre Entstehung muß unmittelbar als eine
Folge der Erkenntnis der Ohnmacht der städtischen Parla-
mente in ihrem Verhältnis zur Verwaltung gesehen werden.
Ich selbst bin Bonner. Wir haben 51 Stadträte, die einer
Verwaltung gegenüberstehen von insgesamt 5 500 Mann,
ein Verhältnis also von 1 zu 100. Die personelle und fach-
Liche Überlegenheit der Verwaltungen reduziert den Rat
häufig genug zu einem Institut, daß Verwaltungskonzepte
ohne Diskussion von Alternativen und ohne die Vielzahl der
Vorlagen überhaupt in ihrer Tragweite übersehen zu können,
absegnet. Die letzte Ratssitzung in Bonn hatte immerhin
37 Bebauungspläne auf der Tagesordnung.
Jetzt einige Punkte zur politischen Funktion der Bürgerini-
tiativen und dabei will ich auch auf das Verhältnis von Bür-
gerinitiativen und Parteien eingehen. Vorab aber einige
Sätze zu der Gruppe, die in solchen Diskussionen immer
auftritt und politisch bei Adam und Eva anfangen will, d.h.
diese Gruppe vertritt die Auffassung, ehe eine politische
Aktivität in Betracht komme, müßten die gesellschaftlichen
Strukturen zumindest analysiert, möglichst revolutioniert
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werden. Ich bin nicht der Auffassung, daß die Arbeit von
Bürgerinitiativen dazu beiträgt, gesellschaftliche Struktu-
ren zu verfestigen. Auf der Basis revolutionärer Zielsetzun-
gen wäre hier und heute, wo es in den Städten ja wirklich
in vieler Hinsicht brennt, nichts zu erreichen. Die Verhält-
nisse in der Bundesrepublik stellen m.E. heute keine revo-
lutionäre Situation dar. Die Gesellschaft wird sich auch wei-
terhin evolutionärerweise weiterentwickeln, mehr oder min-
der schnell.
Bürgerinitiativen werden von den Parteien in der Regel zu-
nächst als Konkurrenz angesehen. Jedenfalls in solchen
Städten, in denen sie erstmals auftauchen, kommt es stets
zunächst zu einem gespannten Verhältnis zwischen Bürger-
initiativen und Parteien. Die Bürgerinitiativen zeichnen
sich aus durch ein spontanes Engagement, durch hohe
Entschlußfreudigkeit und bewegliches Taktieren und dies
ist-den Parteien mit dem umfangreichen Apparat wesens-
fremd und suspekt, zumal sie sich üblicherweise, zumin-
dest eben am Anfang, in die Defensive gedrängt sehen. Die
Bürgerinitiativen unterlaufen die Partei- und Verwaltungs-
hierarchie. Sie umgehen insofern den „gesellschaftlichen
Dienstweg”, wenn ich das einmal so bezeichnen darf und
erzielen durch diese offensive Taktik mit Unterstützung
der Öffentlichkeit, das ist natürlich die Voraussetzung,
zumindest mit der Presse, nicht selten schnelle Erfolge, die
über die Parteiinstanzen nicht zu erzielen wären.
Bürgerinitiativen zwingen alle Beteiligten zu mehr Kommu-
nikation. Sie erhöhen die Transparenz der kommunalen
Machtverflechtungen und erzwingen die Diskussion von
Alternativen. Darin sehe ich ihre eigentliche Aufgabe. Sie
politisieren insbesondere den nicht parteigebundenen Bürger
und demonstrieren, daß Planung gestaltbar ist und nicht
als gottgegeben ertragen werden muß. Sie werten Kommu-
nalpolitik im Bewußtsein der Bevölkerung auf. Bürgerini-
tiativen sind funktional keine Konkurrenz für die Partei-
en und können dies auch nicht sein, jedenfalls nicht in dem
Sinne, daß sie als Konkurrenz im Wahlkampf auftreten und
möglicherweise den Parteien Stimmen abspenstig machen.
Es gibt zwar auch solche Fälle, wo aus Bürgerinitiativen
freie Wählergemeinschaften werden, aber den Fall wollen
wir hier außer acht lassen. Sie sind eine Kontrollinstanz,
aber auch Ideenlieferanten für Rat und Verwaltung. Sie
brauchen die Parteien, weil deren Fraktionen schließlich
über die Anliegen der Bürger entscheiden. Allerdings müs-
sen die Bürgerinitiativen auf die Parteien zukommen oder
sie interessieren. Verfügen die Bürgerinitiativen jedoch über
besonders gute Argumente oder große Publizität, dann
kann das dazu führen, daß die Parteien gezwungen sind,
auf die Bürgerinitiativen zuzukommen. Von ihrem Wesen
her will jedenfalls die Bürgerinitiative nicht den Kampf ge-
gern die Parteien, sondern sie möchte, daß die Parteien ihre
Standpunkte im Rat vertreten. Hier an diesem heutigen
Abend werden Bürgerinitiativen als kommunalpolitische
Instrumente aufgefaßt. Dieser Politikbereich ist grundsätz
lich theorieferner als die Bundes- oder auch die Landespo-
litik. Ich meine aber, daß sie nicht minder politisch ist.
Man sehe z.B. Bürgerinitiativen, die sich mit Bildungsfra-
gen befassen, kleine Klasse, Gemeinschaftsschulen. Man se-
he Bürgerinitiativen, die für die Belange des öffentlichen
Verkehrs eintreten. Ihre politische Funktion ist aber m.E.
die der politischen Mobilisierung. Bürgerinitiativen sind da-
zu geeignet, größere Bevölkerungskreise überhaupt an Poli-
tik heranzuführen. In diesem Sinne, um jetzt wieder auf
meine Anfangsthesen zurückzuführen, dienen sie einer Be-
schleunigung der evolutionären Entwicklung der Gesell-
schaft. Danke. (—Beifall—)
WOLFGANG ROTH: Meine Damen und Herren, Sie werden
von mir erwarten, daß ich das Thema politisch behandele.
Ich glaube, daß Bürgerinitiativen ihren Sinn haben können.
Der Ausgangspunkt meiner Überlegungen dabei ist, das ist
von Herrn Menke gerade auch schon deutlich gemacht wor-
den, daß in der heutigen Planung ziemlich unabhängig da-
von , welche Motive, Zielvorstellungen und Absichten Pla-
nungsämter haben, daß sich in der heutigen Planung die Pro-
fitinteressen durchsetzen, und zwar durchsetzen auf der
Grundlage von sogenannten Sachzwängen, die sich schein-
bar auf ganz technokratische Weise dem Planer aufdrängen.
Nach meiner Auffassung kann man diese Form der Planung,
diesen Planungsablauf nur mit politischen Konflikten auf-
brechen und es ist zu untersuchen, wenn das richtig ist, ob
Bürgeriritiativen mithelfen können, an Profitinteressen
orientierte Planung aufzubrechen. Ich behaupte, das ist
möglich. Das ist sogar dann möglich, wenn die Bürgerinitia-
tiven in Wirklichkeit eher Bourgeoisieinitiativen sind, weil
immerhin durch derartige Aktionen gesellschaftliche Interes
sen überhaupt sichtbar werden, politisch zur Diskussion ge-
stellt werden, d.h. selbst wenn es sich nicht um eine Bürger-
initiative, sondern um eine Bourgeoisieinitiative handelt, ist
häufig festzustellen, daß überhaupt kein demokratischer Pro-
zeß in Gang kommt, also über Interessen öffentlich geredet
wird, Deshalb behaupte ich auch, daß es nicht richtig ist, was
manche — vor allem auch meine Parteigenossen — sagen, daß
Bürgerinitiativen im Widerspruch zur kommunalen repräsen-
tativen Demokratie stehen, sondern eher förderlich der re-
präsentativen Demokratie auf kommunaler und regionaler
Ebenesind. Diese plebiszitären Prozesse im Vorfeld von
Parlament und Rat schließen parlamentarische Gesamtver-
antwortung keinesfalls aus. Natürlich ist es für die Planung
auf kommunaler Ebene notwendig und unerläßlich, daß
nach Interessenausgleichsprozessen Gesamtentscheidungen
getroffen werden. Wie gesagt, unser Planungsverfahren, unse-
re Gesetze, die Strukturen der Öffentlichen Meinung
begünstigen Profitinteressen. Initiativen und Beteiligung
von Bürgern am Planungsprozeß fördert Zweifel, bringt
Kritik zutage an den vorgegebenen institutionellen und ge-
setzlichen Vorgaben. Vor allem schaffen sie die Chance
zur konkreten Kritik des vorhandenen Planungsrechtes und
des Bodenrechtes. Nun gibt es eine wichtige Voraussetzung,
um überhaupt Bürger an Planungsentscheidungen zu betei-
ligen. Nach meiner Überzeugung sind die heutigen Bürger-
initiativen nicht diejenigen, die notwendig wären. Heute
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ist es ja meist so, daß sich Bürgerinitiativen entzünden an
irgendwelchen Denkmalgeschichten, an irgendwelchen In-
nenstadtfragen etc., kaum Bürgerinitiativen, kaum Aktivi-
täten bei Siedlungsneuplanungen am Stadtrand, kaum Bür
gerinitiativen bei Problemen, bei denen Mittel- und Unter-
schichten betroffen sind.
Woran liegt das; wie kann man das ändern? Nach meiner
Überzeugung kann man in Zukunft demokratischere Bür-
gerinitiativen und Bürgerbeteiligungen nur dann in Gang
setzen, wenn sich die Planung verändert, wenn sie den bis-
her innerhalb des Planungsamtes vorgenommenen Kompro-
mißprozeß in die Öffentlichkeit verlagert. Deshalb fordere
ich, daß die Planung von einer internen Kompromißplanung
zu einer offenen konfliktorientierten Alternativplanung
weiter entwickelt wird. Dabei gehe ich soweit zu sagen,
daß es bei allen entscheidenden Planungsprozessen notwen-
dig wäre, daß kontroverse Interessenmodelle gemacht wer-
den. Also wir wollen jetzt einmal Einzelhändlerinteressen
in den Vordergrund unserer Innenstadtplanung oder Rand
stadtplanung setzen. Was kommt dann raus in dem Bebau-
ungsplan bzw. in der Strukturplanung? Oder wir setzen
jetzt Bevölkerungsinteressen in den Vordergrund, wobei
dann einkommensmäßig und nach der sozialen Klasse die-
se Bevölkerungsinteressen genau definiert werden müssen.
Was käme raus, wenn wir bezogen auf die tatsächlichen In-
teressen dieser Bevölkerungsgruppen planen würden?
Meine Grundidee ist folgende: Die Planungsämter hätten
die Aufgabe, die sonst übertünchten Interessengegensätze
in der Planungsentscheidung offen darzustellen. Das sollte
nicht nur verbal geschehen, alle Planungsgrundlagen soll-
ten so ausgerichtet werden, daß unterschiedliche Interessen
sichtbar werden. Planung also auch als Sichtbarmachen von
Interessengegensätzen. Planung als konfliktorientierte Al-
ternativplanung. Ich glaube, daß Bürgerinitiativen eine be-
stimmte Schwelle brauchen, Konfliktschwelle brauchen,
um überhaupt in Gang zu kommen und dazu muß auch
im Rahmen der Verwaltung die Voraussetzung geschaffen
werden. Ich vermute sogar, wenn wir einen derartigen Pla-
nungsprozeß haben, daß wir auch im Hinblik auf eine Ver-
änderung des Institutionssystems, wie z.B. Bodenrecht,
Planungsrecht, weiterkommen, weil sich in derartigen
konfliktorientierten Alternativplänen Verbesserungsmög-
lichkeiten bei Beseitigung des gesetzlichen und machtmä-
ßigen Status quo verdeutlichen lassen. Reale Utopien könn:
ten formuliert werden. Insofern kann diese konfliktorien-
tierte Alternativplanung Voraussetzung zur Mobilisierung
von Reformwünschen und Reforminteressen sein.
Welches Verhältnis müssen Parteien zu Bürgerinitiativen
finden? Es ist notwendig, wenn Parteien — und mir geht
es da vor allem um die meinige, also die Sozialdemokra-
tische Partei —, wenn sie überhaupt benachteiligte Interes-
sen, Interessen der Arbeitnehmer, der Arbeiterklasse im
Planungsprozeß auf kommunaler, auf lokaler Ebene aufneh-
men und umsetzen wollen, kommen sie nicht darum herum
selbst in der Form der Bürger der direkten Aktion, sprich
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Bürgerinitiative, aktiv zu werden. Wenn sie nämlich nur im
Rahmen des institutionellen Bereichs, in der Verwal-
tung, im Rat, wirksam werden, nehmen sie direkte Bevölke-
rungsinteressen nicht mehr auf, sondern reproduzieren ei-
gentlich zur Bevölkerung, zur Öffentlichkeit hin das vorge-
gebene Interessenschema unserer Gesellschaft. Deshalb ha-
ben die Jusos ein Konzept der Parteiarbeit entwickelt, das
unter dem Titel „Doppelstrategie”” zusammengefaßt wird,
in dem eben die direkte Aktion verbunden wird mit der
Umsetzung in die Institutionen. Genau dieses Schema läßt
sich m.E. auf Planung anwenden, wobei mir völlig klar ist
und deshalb keine Konkurrenz zu direkten Aktionen von
nichtorganisierten Bürgern — daß in der Tendenz Parteien
auf Grund ihrer Verankerung im Institutionellen, ihrer Ziel-
setzung Mandate zu besetzen, Wahlen zu gewinnen, daß
Parteien dazu tendieren, eher sich abzuschließen. Es kann
eine gute Funktion von nichtgebundenen, nicht organisier-
ten, parteilich nichtorganisierten Initiativen sein, die Partei-
en ständig aufzubrechen, vor allem auch die SPD hätte es
nötig. (—Beifall—)
CLAUS OFFE: Meine Damen und Herren, wenn wir von
lokaler Demokratie reden, von Beteiligung des Bürgers,
können wir bei diesen Schlagworten eigentlich wirklich
davon sprechen, daß es sich da um eine politische Forde-
rung handelt? Ich meine nicht; denn eine politische For-
derung kann eigentlich nicht etwas sein, dem niemand
widerspricht. Es gibt niemanden, nicht nur in diesem Saal,
vermute ich, sondern auch unter den relevanten politischen
Stimmen in unserer Gesellschaft, der sich etwa dagegen aus-
sprechen würde, daß mehr „Beteiligung des Bürgers am Pla-
nungsprozeß” stattfindet. Infolgedessen scheint mir, auf
der Ebene das Thema unseres Abends eine schlichte Selbst-
verständlichkeit zu sein, die von allen anerkannt wird.
Deshalb möchte ich meine Redezeit nicht darauf verwen-
den, diese Forderung, der ja niemand ernstlich widerspricht
noch einmal zu begründen; ich möchte auch nicht so vorge-
hen, daß ich jetzt Vorschläge mache, wie man es machen
soll: einen e.V. gründen und dergleichen; nein, ich möchte
kurz etwas zu der Frage sagen, warum in unserer Zeit, —
ich würde sagen: in den letzten fünf Jahren (vorher gab es
das Wort Bürgerinitiative, die Forderung nach Partizipation
wahrscheinlich noch gar nicht) — warum unter unseren Be-
dingungen in dieser Gesellschaft diese Forderung so selbst-
verständlich werden konnte, wie sie meinem Eindruck nach
geworden ist. Einige Gründe dafür sind schon angeführt wor-
den. Ich möchte einige weitere kurz nennen: Einmal haben
wir es damit zu tun, daß der Mechanismus der parlamenta-
risch-pluralistischen Repräsentation durch Parteien und Ver
bände unzulänglich geworden ist für die Erfüllung der Auf-
gaben, denen sich die Verwaltung, insbesondere die kom-
munale Verwaltung, heute gegenübersieht. In einem naiven
Demokratiemodell sieht es ja so aus, daß parlamentarische
Körperschaften entscheiden und ihre Instruktionen an die
Exekutive geben, die diese dann ausführt. Das genau ist in
der Kommune heute nicht mehr der Fall; vielmehr sagt die
Io
Verwaltung , was sie machen will und das Parlament, wenn
es überhaupt irgendwann (und normalerweise in einer rela-
tiv späten Phase) eingeschaltet wird, ratifiziert dann etwas.
das keineswegs aus einem parlamentarisch-repräsentativen
Willenbildungsprozeß hervorgegangen ist. Das gleiche gilt
vielleicht noch mehr für die Verbände und Gewerkschaften.
In einer solchen Situation steht die Verwaltung typischer-
weise dauernd vor dem Problem, daß ihr die Kriterien feh-
len, nach denen sie eine „gute” Politik, eine gute Planung
machen kann. Sie weiß nicht, auf wen sie sich berufen
kann, wo sie ihre „Basis’”’ findet. Aus dieser Hilflosigkeit
resultiert eine Situation, die sich so beschreiben läßt:
Die Verwaltung braucht einen außerparlamentarischen
Konsensus; sie braucht die Möglichkeit, sich abzustüt-
zen auf einer kooperationsbreiten Volksmeinung. Mit an-
deren Worten: Partizipation ist heute eine Notwendigkeit
der Verwaltung und sie benötigt dringend außerinstitutio-
nelle, außerparlamentarische Willensbildungsprozesse.
Dies ist insbesondere deshalb so, weil die Politik, insbeson-
dere die Kommunalpolitk wiederum sehr viel „bürgernä-
her” geworden ist — ich benutze dieses Schlagwort einmal
—, sehr viel „bürgernäher” ist, als sie jemals vorher gewe-
sen ist. Der Bürger wird in einer sehr viel direkteren, sehr
viel spürbareren, seine unmittelbare Lebensstellung sehr
viel direkter tangierenden Weise angesprochen dadurch, daß
die Bodenbedingungen, die Verkehrsbedingungen, die Er-
ziehungsbedingungen, die Freizeit- und Erholungsbedingun-
gen usw. von der Verwaltung unmittelbar und dauernd in
den Griff genommen werden. Aus dem Grunde muß man
sich absichern bei denen, die man dort verwaltet; muß fest-
stellen, ob sie bereit sind hinzunehmen, wie man sie ver-
waltet.
In diesen Zusammenhang gehört auch ein weiterer Punkt:
die Verwaltungstätigkeit. Die Planung im kommunalen
Bereich ist in ganz hohem Maße — und wir können hierfür
Dutzende von Beispielen aus der Bundesrepublik anfüh-
ren — empfindlich geworden gegen Obstruktion. Es gibt
sehr viele Punkte, wo große Verwaltungen und ihre Projek
te obstruiert werden können.
Die sinnfälligsten Beispiele stammen aus den Null-Tarif-
Aktionen. Die Verwaltung beschließt: jetzt erhöhen wir
die Fahrpreise, sonst kommen wir mit dem Defizit nie zu-
recht, — und am nächsten Tag sitzen — wie in Hannover
seinerzeit — 50 000 Leute auf den Schienen und das Ver-
kehrssystem bricht zusammen. Ein anderes Beispiel — jetzt
gerade aus unseren Tagen —, das überregionale Bedeutung
hat: die Geschichte in Nordhorn-Range, wo-ein Bomben-
abwurfplatz blockiert wurde; er ist als solcher nicht weiter
zu benutzen und es ist klar, daß der aktive Protest weiter-
gehen wird an jedem Punkt, an den eine solche Einrich-
tung verlagert werden könnte. Die Verwaltung ist emp-
findlich geworden gegen Obstruktion, und aus den genann-
ten Gründen braucht sie Legitimationen, die sie nicht
aus sich selbst, nicht aus dem Parlament, nicht aus dem
Grundsatz von Gesetz und Ordnung, nicht aus dem Mecha-
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nismus der Wahlen besorgen kann. Sie braucht die Legitima-
tion durch die unmittelbare Basis, d.h. sie muß beim Bür-
ger ansetzen.
So gesehen ist Partizipation eine Lebensnotwendigkeit der
Verwaltung. Plebiszitäre Elemente sind nicht nur und nicht
vornehmlich Resultat einer Radikalisierung, sondern sie re-
sultieren aus der Notwendigkeit für ein permanentes Still-
halteabkommen mit der Basis. Hinzu kommt noch ein
Weiteres im kommunalen Bereich: Wenn wir die kommu-
nalen Machtverhältnisse vergleichen mit denen im Betrieb
und denen auf der Bundes- und Landesebene, so müssen
wir im Betrieb und in der überkommunalen Politik feststel-
len, daß es dort sehr gut organisierte Konfliktfronten gibt.
Wir haben auf der einen Seite die Organisation von Kapital
und Arbeit im Betrieb und auf der anderen Seite Parteien
und ihre Programmatiken, die nicht unbedingt Konflikte re-
präsentieren, aber doch sehr festgefügte Blöcke von Program-
matiken darstellen.
Etwas Ähnliches fehlt im kommunalen Bereich. Es gibt kei-
ne zuverlässigen Organisationen, die gesellschaftliche Kon-
flikte repräsentieren können. Sie werden sagen, die Parteien
sind es vielleicht; aber sie sind es gerade nicht, weil sich die
kommunalen Parteien oft in Gegensatz setzen müssen zu den
Programmatiken der Bundesparteien und untereinander Bünd
nisse eingehen, die sie nahezu ununterscheidbar machen. Es
gibt keine zuverlässigen Garanten von Konsens auf der kom-
munalen Ebene. Keine Partei kann garantieren, daß das, was
sie vorschlägt, nicht morgen massenhaft von Bürgeraktionen
zum Teufel gewünscht wird, d.h. es gibt — man könnte es so
ausdrücken — ein Organisationsvakuum, das sich besonders
deutlich im kommunalen Bereich darstellt.
Ich würde eine Voraussage wagen, nämlich die, daß in den
70er Jahren diese Partizipationsforderung nicht nur aus den
genannten Gründen immer aktueller werden wird, sondern
daß sie auch zur maßgeblichen Quelle gesellschaftlicher und
politischer Konflikte werden wird. Denn einerseits — das ist
das Dilemma der Verwaltung — braucht die Kommunalpoli-
tik Zusatzlegitimationen; andererseits schafft sie die Möglich-
keiten, daß sich dort Verselbständigungen, Radikalisierungen
neue Forderungen breit machen und Gehör verschaffen, daß
neue Aktionsformen ausprobiert und dann auch massenhaft
praktiziert werden, die die Verwaltung sozusagen nicht mehr
verkraften kann. Einerseits braucht die Verwaltung Zusatzle-
gitimationen zum unzulänglich gewordenen parlamentari-
schen Prozeß, andererseits kann sie es sich aber auf gar kei-
nenFall leisten, solange wir in einer kapitalistischen Gesell-
schaft leben, sich wirklich voll einzulassen auf die Legitima-
tionen, die dort zustande kommen, und auf die Forderungen
die dort geäußert werden.
Daraus wird, so meine ich, ein ganz zentraler, ganz wichtiger
gesellschaftlicher Konflikt folgen. Ich frage mich aber, was
für ein Veränderungspotential dieser gesellschaftliche Kon-
flikt haben wird, und ich glaube, daß dort skeptische An-
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merkungen angebracht sind. Denn diese Partizipation — wenn
es richtig ist, wie ich versucht habe, sie zu erklären, —
spielt immer und allemal eine Lückenbüßerfunktion; sie
setzt dert ein, sie wird dort erlaubt und sogar mit entsprechen-
den Mitteln aus dem Stadthaushalt gefördert, wo auf anderem
Wege eben die Einheitsfront der Bürger, auf die die Verwal-
tung sich berufen muß, nicht mehr geschaffen werden kann.
Ein Veränderungserfolg von Bürgerinitiativen wäre erst dann
erreicht — und damit möchte ich schließen —, wenn diese
zwiespältige Struktur innerhalb der Verwaltung selbst auf-
gelöst wird, d.h. wenn nicht mehr die privatwirtschaftlichen
Restriktionen, denen die Verwaltung unterliegt, durch ein
besonders aktives Netz von Bürgerinitiativen ergänzt und
sozusagen übertüncht werden müssen, sondern wenn die
Verwaltung selbst demokratisiert wird; ich glaube dieses
— Demokratisierung der Verwaltung — wäre eine Formu-
lierung der Forderung nach Beteiligung des Bürgers, die
nicht mehr so unverbindlich und des allseitigen Beifalls
sicher wäre, wie das heute oft der Fall ist, wenn von Parti-
zipation die Rede ist. (—Beifall—)
HELGA FASSBINDER: Bislang sind die Bürgerinitiativen
hauptsächlich diskutiert worden im Hinblick auf ihre Mit-
sprachemöglichkeiten bei der Planung der Verwaltung. Ich
glaube, daß dies jedoch wesentliche Aspekte der bisherigen
Aktivitäten der Bürgerinitiativen ausspart. Bürgerinitiativen
haben sich bislang nämlich nur zum Teil gebildet als Ant-
wort auf Planungsakte der Verwaltung. Zum anderen Teil
sind sie auch zustande gekommen aufgrund von Verände-
rungen, die ganz ungeplant durch eine quasi naturwüchsige
Häufung bestimmter Erscheinungen eine Verschlechterung
der Lebensbedingungen bewirkt haben, wie z.B. durch
wachsenden Verkehr, zunehmende Luftverschmutzung,
Lärmbelästigung etc. Oder sie sind auf die Szene gerufen
worden durch die betriebliche Planung einzelner Unter-
nehmen: durch Industrieansiedlung, Erweiterung, Verän-
derung der Produktionsverfahren etc. In all diesen Fällen
sind nicht die öffentlichen Planungen das auslösende Mo-
ment.
Ich meine, daß man dieses breite Spektrum der Bürgerini-
tiativen beachten muß, wenn man der Frage auf die Spur
kommen will, inwieweit die Bürgerinitiativen ein Verände-
rungspotential darstellen. Ob die Bürgerinitiative nun durch
eine Planung, die die Bewohner aus der Innenstadt vertreibt
oder Grünanlagen beseitigt, zustande kommt, oder aufgrund
naturwüchsiger Einflüsse, die die bisherige Lebenssituation
der Betroffenen verändert — das Verbindende in diesen
ganzen verschiedenen Fällen, die mit den gleichen Hand-
lungsmustern beantwortet werden, ist m.E. eine Verschlech:
terung der Lebensbedingungen. Zur Einschätzung der sich
hier ausdrückenden gesellschaftlichen und politischen Be-
wegungen ist es daher notwendig, über die gemeinsame Er-
scheinung der Aktionsform hinaus, die verbindenden Ur-
sachen im gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß zu be-
nennen. Ich möchte dazu ‘kurz einige Stichpunkte benennen
Auszugehen ist von der verschärften interregionalen und in-
ternationalen Konkurrenz des zurückliegenden Jahrzehnts
mit ihren Folgen, einem zunehmenden Konzentrations-
prozeß des Kapitals und der damit verbundenen Einfüh-
rung neuer Produktionsverfahren im breiten Maßstab. Die-
se Konkurrenzsituation hat nicht nur ihre innerbetriebliche
Auswirkungen im Streben der Konzerne, Kosten zu sparen
durch Rationalisierung, Arbeitsintensivierung und Einfüh-
rung neuer Produktionsverfahren. Sie hat auch eine unmit-
telbar gesellschaftliche Dimension im Streben der Konzer-
ne, einen möglichst hohen Anteil ihrer Produktionskosten
zu externalisieren, d.h. abzuwälzen entweder dadurch, daß
negative Begleiterscheinungen des einzelkapitalistischen
Produktionsprozesses den vorhandenen gesellschaftlichen
Lebensbedingungen einfach zusätzlich aufgelastet werden,
(wie z.B. im Fall des neuen Hochofens der Thyssen-Werke
in Marxlohe), oder dadurch, daß die Anpassung vorhande-
ner Strukturen an die Erfordernisse des Produktionspro-
zesses erzzwungen werden, daß also die Erfordernisse des
Produktionsprozesses die Basis der Stadt- und Regional-
planung abgeben. In Erscheinung tritt dies dann ir den
Folgeerscheinungen des Agglomerationsprozesses: zunächst
einmal in überbelegten öffentlichen Einrichtungen, in über-
lasteten Verkehrserschließungen usw., in den notwendig wer:
denden Umstrukturierungen der Städte durch Stadtsanie-
rung und Stadtentwicklungsplanungen, aber auch in den
sogenannten Umweltproblemen, in Lärmbelästigungen,
Luftverschmutzung, Wasserverseuchung usw.
Durch diese negativen Begleiterscheinungen des Produktions-
prozesses bei dem gegenwärtigen Entwicklungsniveau der
kapitalistischen Produktionsweise wird ein Teil der externa-
lisierten Kosten der Produktion der Masse der Bewohner der
Städte aufgelastet, den Lohnabhängigen, Rentnern und klei-
nen Gewerbetreibenden. Die hemmungslose Ausnutzung
der natürlichen Ressourcen durch die Industrie und ebenso
eine städtebauliche Planung, deren Leitgesetz „Optimale
Verkehrs- und Fühlungsvorteile für Handel und Industrie”
heißt, zerstören Bestandteile der Lebensbedingungen der
Lohnabhängigen, die bislang ohne Gegenleistung bereit
standen.
Da aber die im durchschnittlichen Arbeitslohn abgedeck-
ten lebensnotwendigen Güter einen gewissen, historisch
variablen Satz natürlich vorhandener Güter (wie saubere
Luft, Grün etc.) und durchschnittlicher Lebensbedingun-
gen (wie erträgliche Wegezeiten etc.) voraussetzen, erscheint
deren Zerstörung für jeden einzelnen als eine zusätzliche Be-
lastung der Lebenshaltungskosten. Die Lohnabhängigen wer-
den gezwungen, diese lebensnotwendigen Güter wenigstens
zum Teil zurückzukaufen. Sie erfahren dadurch faktisch
eine indirekte Reallohnsenkung.
Bürgerinitiativen, die sich gegen solche Verschlechterungen
der Lebensbedingungen zur Wehr setzen, setzen damit tat-
sächlich auf einer außerbetrieblichen Ebene den Kampf
um die Erhaltung des Lohnniveaus fort. Allerdings ist ih-
nen das meist nicht bewußt. Die Stärke ihrer Aktion liegt
denn auch in der Unmittelbarkeit des Anlasses, in ihrem
Ausgehen vom Gebrauchswert, das ihnen die Notwendig-
keit ihres Kampfes unmittelbar einsichtig macht, und in
der Selbsttätigkeit ihrer Mobilisierung.
Aber die jeweilige lokale Besonderheit des Konfliktfalls
und die Vielfalt der Erscheinungsformen der Konflikte er-
schweren es den Gruppen, den Zusammenhang zum ge-
werkschaftlichen Kampf um die Erhaltung des Reproduk-
tionsniveaus, den ich eben aufzuzeigen versuchte, zu erken-
nen. Sie sind deswegen Argumenten, daß sie durch ihren
Widerstand gegen irgendwelche „unumgänglichen” Be-
gleiterscheinungen oder Planungen das regionale Wachs-
tum beeinträchtigen, auf dieser Ebene ziemlich hilflos
ausgeliefert. Sie kommen zudem in einen zusätzlichen
Konflikt dadurch, daß sie gegen diejenigen Lohnabhän-
gigen, die in den verursachenden Industrien beschäftigt
sind, ausgespielt werden können, wie das etwa auch im
Fall der Thyssenhütte in Marxlohe lief: Wegen des hohen
Lärmpegels, den ein neuer Hochofen produzierte, konnten
die Anwohner nachts nicht schlafen. Die Arbeiter aber wa-
ren bereit, trotz deren Protest den Ofen weiter zu fahren,
da durch Stillegung sonst Arbeitsplätze hätten gefährdet
sein können. Das führt dann zu ganz schizophrenen Koa-
litionen zwischen Lohnabhängigen, die um ihre Arbeits-
plätze fürchten und den Konzernen auf der einen Seite,
und den übrigen Lohnabhängigen und dem kommunalen
Mittelstand auf der andern Seite.
Ich meine, daß dadurch deutlich wird, daß es bei dem in-
zwischen erreichten Verflechtungsgrad der Produktion
mit den gesellschaftlichen Lebensbedingungen nicht mehr
möglich ist, städtische Struktur- und Umweltprobleme
und innerbetriebliche Bewegungen als zwei getrennte Sei-
ten zu behandeln. Bürgerinitiativen und der gewerkschaft-
liche Kampf um das Reproduktionsniveau der Lohnabhän-
gigen müssen vielmehr in ihrem Zusammenhang begriffen
werden, und zwar von den Bürgerinitiativen selber als auch
von den Gewerkschaften. (—Beifall—)
NIKITAS PATELLIS: Städte entsprechen den sozialen
und ökonomischen Bedingungen, in denen sie entstanden
sind. Es besteht heute ein time-lag zwischen der Entstehungs
zeit und den Bedingungen von heute, d.h. diese Zeitspanne
muß überbrückt werden; man muß die Städte dem heutigen
ökonomischen Stand anpassen — daher auch dieser radika-
le Stadtumbau der letzten Jahre. Dieser Stadtumbau bringt
natürlich sehr viele Probleme, und ein Teil davon, wird ei-
gentlich über die Partizipation gelöst. Dieser Stadtumbau
bringt ja Probleme für die Betroffenen, die sie von ihrer Ebe
ne aus betrachten können, wie die Miete usw. Sie wenden
sich natürlich an die Institutionen, die bestehen, d.h. an
die Verwaltung und die Politiker, und deren Antwort ist
nicht befriedigend. Erstens wird das Problem verallgemei-
nert, d.h. ein einzelnes Problem ist nicht so wichtig wie
das der ganzen Stadt. Zweitens wird das Problem abstra-
hiert: es ist nicht so wichtig, wie das Problem der Arbei-
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ter, der Gruppe soundso. Dann wir die Lösung in die Zu-
kunft gesetzt, d.h. ein Problem wird gelöst, wenn die Po-
litiker wieder gewählt worden sind. Und am Ende wird das
Problem auf eine andere Ebene gebracht, d.h. ein Mietpro-
blem wird zu einem Kunstproblem umgemodelt oder ein
anderes Problem wird zu einem Verkehrsproblem gemacht.
Die Partizipation dient eigentlich dazu, daß die Verwaltung
die Betroffenen belehrt, also die Betroffenen lernen, die
Probleme der Verwaltung zu lösen, und zwar deswegen, weil
die Verwaltung sie bis zu dem Punkt nicht richtig gelöst
hat.
Was könnte man eigentlich dagegen machen? Diese Verän-
derungsmöglichkeiten, die vorher angesprochen worden
sind, sind richtig. Aber ich würde schon sagen, daß man ei-
gentlich als Bürgergruppe konkrete Ziele haben müßte; kon-
kret heißt das: ein bestimmtes Haus, den richtigen Maßstab
finden etc. und nicht —sagen wir — ein ganzes Viertel, son-
dern tatsächlich einen überschaubaren kleinen Maßstab im
Rahmen der allgemeinen Lösung. Dazu müßte man eigent-
lich erst dann eine Sache anfangen, wenn ein Erfolg abseh-
bar ist, und daß man seine eigenen Probleme löst und nicht
die Probleme der Verwaltung. (—Beifall—)
Offene Diskussion
(Podi::m + Auditorium)
ULFERT HERLYN: Wir haben jetzt eben eine ganze Rei-
he von sich nur zum Teil widersprechenden, in vielen Din-
gen aber ergänzenden Ausführungen zum Problem der lo-
kalen Demokratie, zur Partizipation gehört und ich möchte
vorschlagen, daß man für die Diskussion versuchen sollte,
in einigen inhaltlichen Gruppen die Dinge zu diskutieren.
Zunächst wäre der große Komplex der ökonomischen und
politischen Voraussetzungen der Entstehung von Partizipa-
tionsbewegungen bzw. Bürgerinitiativen zu nennen. Dazu
wurden hier eine ganze Reihe von Gründen von den einzel
nen Diskussionsteilnehmern vorgebracht, z.B. die Auswei-
tung der kollektiv zu befriedigenden Bedürfnisse, die Ver-
schlechterung der Reproduktionsbedingungen, die durch
Externalisierung der Produktionskosten hervorgerufen wird.
Neben der Krise des Parlamentarismus scheint ein weiterer
Grunddarin zu bestehen, daß die direkte Beeinflussung des
Bürgers im Infrastrukturbereich durch Planung einen sehr
großen Umfang erreicht hat, der am deutlichsten bei Stadt-
erneuerungsmaßnahmen wird. Die Verwaltung ist daher
auf die Legitimation durch die Bevölkerung angewiesen,
d.h. sie muß sich der Loyalität der Basis der Bevölkerung
versichern. Zu diesem Punkt könnte man auch verschiedene
Organisationsmodelle von Bürgerinitiativen zählen und hin-
zunehmen, welche sozialen Gruppen, welche Schichten
sich beteiligen bzw. aktiviert werden können.
Als zweiten Diskussionskomplex schlagen wir vor, die Bünd-
nispartner von Bürgerinitiativen ausfindig zu machen. Sie
wurden vor allem angesprochen durch das Verhältnis der
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Parteien zu den Bürgerinitiativen, aber auch in dem Zusam-
menhang von betrieblichen Kämpfen und Anstrengungen
im Bereich des Wohnens. Dazu sind ;a auch einige Hinwei-
se geleistet worden, daß z.B. die Bürgerinitiativen in der
repräsentativen Demokratie eine notwendige Ergänzung
zu den Parteien darstellen, die sich dann ausweiten läßt
zu einem generellen Zweifel am Institutionssystem über-
haupt.
Als dritter Komplex wäre zu diskutieren über die politische
Durchsetzbarkeit der Ziele von Bürgerinitiativen. Es wäre
zu versuchen, die Kriterien des Erfolges bzw. Mißerfolges
ihrer Arbeit auszumachen. Auch dazu wurde einiges ge-
sagt, nämlich z.B. die Möglichkeit der Veränderung des Bo-
denrechts und ihrer eigenen Rechtsbasis, die ja eine große
Rolle spielt durch Aktivitäten von Bürgerinitiativen, anderer-
sets wurde gesagt, dafs Bürgerinitiatven immer nur eine
Lückenbüßerfunktion spielen bzw. daß ein Erfolg nur dann
eintreten könnte, wenn man nicht durch Bürgerinitiativen
das Verwaltungshandeln ergänzte, sondern dazu käme, die
Verwaltung selbst umzugestalten und intern zu demokra-
tisieren.
WORTMELDUNGAUS DEM AUDITORIUM: Ich glaube.
mir scheinen die drei Komplexe, auf die Sie hingewiesen
haben, im wesentlichen zu knapp und zu eng gefaßt zu
sein, denn eins ist mir doch aufgefallen bei dem, was Wolf-
gang Roth gesagt hat. Er meinte, daß Bürgerinitiativen
einen Beitrag leisten könnten zu einer Planung gegen die
Bourgeoisie. Ich glaube, das ist an und für sich doch ein
ganz interessanter Gedanke gewesen. Es ist wirklich frag-
lich, ob das stimmt. Denn wenn man sich überlegt, weiche
Rolle staatliche Planung spielen soll — „Staat’’ verstanden
als ideeller Gesamtkapitalist, um langfristige Kapitalinteressen
durchzusetzen gegen bornierte Einzelinteressen, — dann wird
der Zusammenhang von staatlicher Planung wieder sehr pro-
blematisch. Wenn man auf der anderen Seite sieht, daß die
Kommunen heutzutage in sehr starkem Maße abhängig sind
von kurzfristigen Interessen der Industrieansiedlung und der
Industrieunternehmen in den Städten, muß ich doch die Fra-
ge stellen, ob nicht gerade Bürgerinitiativen die Funktion ein-
nehmen oder zumindest sich der Gefahr aussetzen, staatli-
che Planung, verstanden als Planung im ideell gesamtkapitalisti-
schen Interesse überhaupt, erst wieder fungibel zu machen, ja
eine notwendige staatliche Autcnomie herzustellen gegenüber
den bornierten kurzfristigen Einzelinteressen. Das ist doch,
glaube ich, zunächst der wichtige Punkt, in dessen Zusammen-
hang man Bürgerinitiativen betrachten muß und der fällt, glau-
be ich, bei Ihren drei Komplexen, die Sie angesprochen haben,
vollkommen aus. (—Beifall—)
WOLFGANG ROTH: Ich will nur in ein paar Sätzen zum er-
sten Einwand Stellung nehmen. Der Einwand lautete etwa,
ich hoffe, ich habe es richtig verstanden, daß durch Bürgerini-
tiativen einseitige Teilinteressen des Kapitals ausgeglichen wür
den zugunsten des Gesamtkapitals. Im Prinzip liegt ja das Ar-
gument in derselben Richtung wie der Diskussionsbeitrag von
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Claus Offe, der eben sagte, hier würde durch Bürgerinitiativen
eigentlich nur eine Legitimationsbasis für Kapitalinteressen
geschaffen. Ich glaube, die Erfahrung der letzten fünf, sechs
Jahre mit Bürgerinitiativen spricht in einem Punkt jedenfalls
dagegen. Wir sind durch direkte Aktion in vielen Städten, aucl
durch die Radikalisierung von bestimmten direkten Aktionen
immerhin als Mitglieder und Gruppe in der Sozialdemokrati-
schen Partei dazu gekommen, daß unsere Partei gezwungen
wurde — am Anfang ging das erst sehr zögernd — , sich mit
einer Alternative zum profitorientierten Bodenrecht ausein-
anderzusetzen. Erste Ansätze sind nun im Grundsatz beschlos
sen. Ob es gelingt, in der weiteren Phase diesen Reformansatz
zu radikalisieren im Sinne einer Alternative zum heutigen Bo-
denrecht, scheint mir davon abzuhängen, ob in Zukunft wei-
terhin in einer derartigen Vielzahl von Städten direkte Aktio-
nen stattfinden. Wenn dieses gelingt, dann ist das nach mei-
.ner Auffassung nicht irgendeine besondere trickreiche Durch-
setzung eines ideellen Gesamtinteresses des Kapitals, sondern
dann ist das in der Tat eine Ablösung von profitorientierter
Stadtplanung, wenn das gelingt, wie gesagt als Voraussetzung.
Ich bin da nicht sicher. Es wird gerade jetzt beim Ministerium
das hier vertreten ist, eine Reduzierung des Reformanspruchs
deutlich. Das kann man in den Reden auch des Bundes-
ministers feststellen.
Es gibt heute zwei Alternativen:
Eine Radikalisierung der Reform oder repressive Unter-
drückung. Es gibt also die Gefahr eines neuen, sehr techno-
kratisch auftretenden Faschismus in der Bundesrepublik.
Ich glaube, daß Bürgerinitiativen mit ihrer Chance zur Ra-
dikalisierung des Reformanspruchs über die Parteien eine
Chance zur Systemveränderung, in Einzel-Aspekten zur
Systemüberwindung in sich tragen. Das ist ein optimisti-
sches Programm, ich weiß das, aber halten Sie uns daran
fest. auch in der Diskussion über Bodenrecht. (—Beifall—)
CLAUS OFFE: Es kann ja gar nicht darum gehen, zu sagen,
die Bürgerinitiativen sind entweder Organisationen, die ZU-
gelassen werden, um die langfristigen Modernisierungsbe-
dürfnisse dieses Gesellschaftssystems durchzusetzen oder
sie sind Faktoren der Veränderung, sondern, worauf Wolf-
gang Roth hingewiesen hat und was ich auch implizieren
wollte, ist genau das, daß sie immer zugleich beides sind.
Die Verwaltung läßt zu und fördert geradezu Bewegung
an der Basis, einen direkteren Kontakt mit der Meinungs-
bildung an der Basis, einfach um sich selbst aus der Zwick-
mühle, nicht handeln zu können, herauszubringen. Auf der
anderen Seite ist es der Verwaltung nicht gegeben, die so
gerufenen Geister jederzeit zum rechten Zeitpunkt wieder
loszuwerden und zu verhindern, daß dort autonome Radi-
kalisierungsprozesse eintreten; sie kann nicht zuverlässig
dafür sorgen, daß alles in den vorgesehenen Bahnen ver’auft.
Diese Macht hat die Verwaltung zweifellos nicht, das ene
zu tun und dabei das andere nicht zu riskieren. Ein Beispiel
dafür: Im Umweltprogramm der Bundesregierung lesen Sie
z.B., daß eine der wesentlichen Methoden, mit denen man
politisch das Umweltproblem angehen will, die Aufklärung.
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Erziehung und, man könnte fast sagen, wenn das nicht ein
etwas ironischer Ausdruck wäre, die Agitation der Bevölke-
rung hinsichtlich der Gefahren, die das industrielle Wachs-
tum, wie es bei uns vonstatten geht, für die Umwelt mit
sich bringt. Die Kehrseite dieser Medaille ist dann natürlich
die nicht mehr abzudrehende Sensibilität für solche
Dinge, wie sie in den Hochöfen bei Thyssen und an
anderen Orten vor sich gehen. Diese Sensibilisierungseffek-
te können Sie etwa auch verfolgen am Beispiel der Ablage-
rung von giftigem Industriemülle auf allgemeinen Müllkip-
pen. Das ist eine Sache, die dann Energien freisetzt, die
zweifellos am Anfang nicht gemeint gewesen sind, die sich
dann aber doch in kritischen Konflikten und Basiskonflik-
ten niederschlagen. Diese beiden Dinge gehören zusammen.
WORTMELDUNG AUS DEM AUTITORIUM: Ich möchte
folgende konkrete Frage stellen: Gehört es, verehrter Herr
Roth, zu Ihrer zitierten Doppelstrategie, daß Sie einerseits
als Bundesvorsitzender der Jusos auftreten und gegen Ka-
pitalismus usw. polemisieren, berechtigterweise, ande-
rerseits aber ja auch bei der Neuen Heimat arbeiten. Mich
würde in diesem Zusammenhang interessieren:
Wie steht eigentlich die Neue Heimat zu dem Entstehen von
Bürgerinitiativen?
WOLFGANG ROTH: Ich würde zu der Frage, ob das
zur Doppelstrategie gehört, jedenfalls in meinem Bewußt-
sein, Ihnen zustimmen. So ist das. Ich glaube
Veränderungen in der Stadtstruktur, Veränderungen, Ver-
besserungen auch der Wohnungen, Verbilligung der Woh-
nungen kann man nicht erreichen, ohne auch im
Rahmen dieser großen Apparate Änderungen zu schaffen,
und meine konkrete Utopie in dem Bereich war — vor vier
Jahren habe ich da angefangen zu arbeiten —, daß zusam-
men mit einer stärkeren Mobilisierung der Gewerkschafts-
basis dieses Unternehmens fortschrittlichere Lösung er-
kämpfbar werden. Da werden wir einmal gucken, ob die
Gewerkschaftsbasis hier sich verstärkt aktiviert. Ich glaube,
das ist die Voraussetzung dazu. Sie haben mich ein bißchen
so angesprochen, als gehörte mir die Neue Heimat. Da muß
ich Sie natürlich enttäuschen. Ich glaube in der Tat, daß es
notwendig ist, auch im Rahmen von direkten Aktionen,
auch im Rahmen von Bürgerinitiativen gegenüber den gros-
sen gemeinwirtschaftlichen Konzernen der Wohnungswirt-
schaft bzw. des Städtebaus zu versuchen, Druck auszuüben
bzw. auch als Gewerkschaftler zu versuchen, dort alter-
native politische Modelle in Gang zu setzen. Das ist sicherlich
richtig. Jeder große Apparat, auch dieser, obgleich auf
— wenn man so will — gemeinwirtschaftlicher Kapitalba-
sis, tendiert zu bestimmten Verhaltensweisen, die sich am
Markt orientieren und nicht am ursprünglichen Eigentümer
interesse, Das ist ganz eindeutig festzustellen. Insofern plä-
diere ich auch als Person, vor allem an die, die Gewerk-
schaftler hier im Raum sind, diese Unternehmen nicht
rechts liegen zu lassen, sondern eben zu versuchen, von der
Basis her auch da Forderungen zu entwickeln. Ich bin
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derzeit im Rahmen der GEWOS beschäftigt mit der Ausar-
beitung von Vorschlägen zu dieser konfliktorientierten
Alternativplanung. Inwieweit die das umsetzen, hängt nach
meiner festen Überzeugung auch von der aktiven Basis der
Bewohnerschaft der Siedlungen der Neuen Heimat bzw. der
Gewerkschaftsmitglieder ab. Da bin ich ganz sicher. Inso-
fern muß ich Ihnen zugeben, das ist Doppelstrategie.
VOLKER SCHMIDT: Zuerst noch einmal zu der These,
staatliche Planung sei weiter nichts als gewollte oder unge-
wollte Durchsetzung von Kapitalinteressen. Ich behaupte,
daß staatliche Planung weitgehend noch gar nicht stattfin-
det. Verwaltungshandeln erstreckt sich eben weitgehend
noch auf traditionelle Ordnungs- und Dienstleistungsauf-
gaben. Die planerische Funktion der Verwaltung ist nach
meinen Erfahrungen unterentwickelt. Das gilt nicht etwa
nur für den Bereich der Bundesregierung , das gilt ebenso
für den Bereich der Städte. Eine Bemerkung von einem
Diskussionsteilnehmer war dazu sehr interessant. Er sagte.
Bebauungspläne hatten wir eigentlich schon immer; dann
begann man mit dem Flächennutzungsplan. Und nun lie-
gen Reformansätze vor, die davon ausgehen, daß dem Flä-
chennutzungsplan noch ein städtebaulicher Entwicklungs-
plan und diesem städtebaulichen Entwicklungsplan noch
eine kommunale Entwicklungsplanung vorgelagert werden
sollte. Also von daher wird hier die These vertreten, daß
administratives Handeln im öffentlichen Bereich bisher
eher reaktiv als vorausschauend planend angelegt ist.
Dann eine Bemerkung zu dem, was Wolfgang Roth gesagt
hat. Vielleicht kann ich an dem Beispiel „Stand der Ver-
wirklichung der Bodenrechtsreform”” einmal ausführen,
wie schwierig so ein Planungsgeschäft im einzelnen ist.
Unser Ministerium hat als erstes Ministerium einige Tage
nach der Regierungserklärung vom 18. Januar 1973 ein de-
tailliertes Arbeitsprogramm für die vier Jahre der Legisla-
turperiode vorgelegt. Da wurde gesagt, das haben wir vor;
wir wollen versuchen, daß wir das so weit bekommen, also
zum Teil bereits verabschieden, zum Teil vorbereiten usw.
Das ist natürlich für einen Minister eine gefährliche Sache,
weil der damit der Öffentlichkeit Abhaklisten liefert, an
denen sein Handeln beurteilt werden kann. Andere Minister
machen das viel geschickter. Das Stichwort dazu hat Wolf-
gang Roth geliefert: Der Kompromißprozeß findet irgend-
wo in der Verwaltung statt, ohne daß Zielvorstellungen vor-
her offengelegt werden. Dann kann man natürlich bei der
späteren Prüfung der eigenen Leistungen besser wegkom-
men. Die Frage ist aber, ob bei diesem Verfahren auch der
Bürger besser wegkommt.
Wir sind in unserem Arbeitsprogramm davon ausgegangen
daß mit dem Städtebauförderungsgesetz, das 1971 gegen
erheblichen Widerstand konservativer Kräfte durchgesetzt
werden konnte, der erste Schritt zur Reform des Boden-
rechts verwirklicht wurde. Nun kommt die zweite Stufe.
Das ist’'die Novellierung des Bundesbaugesetzes. Dadurch
sollen die ökonomischen Interessen bei der Stadtentwick:
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Jung zurückgedrängt werden zugunsten von Instrumenten,
die das Allgemeininteresse berücksichtigen. Ich kann über
die einzelnen Instrumente gern noch etwas ausführen. Wir
wären froh, bei allen möglichen Widerständen, die es gibt
und die natürlich auch in der Verwaltung anzutreffen sind,
wenn die Novellierung des Bundesbaugesetzes bis zum Som:
mer nächsten Jahres geklärt ist. Das wär schon sehr viel,
wenn man berücksichtigt, daß auf diesem Gebiet fast 15
Jahre nichts passiert ist.
Als dritte Stufe der Bodenrechtsreform haben wir die Vor-
bereitung einer Bodenwertzuwachssteuer angekündigt. Sie
wissen, daß hierzu die Vorstellungen zwischen den politi-
schen Parteien noch sehr kontrovers sind.
Die vierte Stufe wäre Einführung der Trennung von Verfü-
gungs- und Nutzungseigentum für bestimmte Problemgebie-
te im städtischen Bereich. Wir haben also nach dem Städte-
bauförderungsgesetz mit vollem Mut die zweite bis vierte
Stufe angekündigt. Und nun muß man auch sehen, daß drei
Reformankündigungen eine Seite; sie in wenigen Monaten
oder Jahren verwirklichen, die andere ist.
Nun zum dritten Diskussionsbeitrag. Da liegt wohl ein Miß-
verständnis vor. Ich habe davor gewarnt, im Bereich der Bür-
gerbeteiligung an Planungsprozessen jetzt schon zu viel zu
institutionalisieren, etwa Vereine zu bilden oder andere
feste Organisationen zu wählen. Ich glaube, so weit ist man
heute einfach noch nicht, und man sollte die in der Ent-
wicklung befindlichen Ansätze nicht zu frühzeitig dadurch
einengen, daß man — ich übertreibe jetzt einmal — Partizipa-
tionsaufsichtsrat, Partizipationsvorstand und Partizipations-
beisitzer usw. bildet. Deshalb habe ich die Formulierung
gebraucht, wir wollen doch neben den verschiedenen Planungs-
Verwaltungs- und Politprofis, die es gibt, nicht auch noch
Partizipationsprofis werden.
WORTMELDUNG AUS DEM AUDITORIUM: Mein Beitrag
bezieht sich eigentlich mehr auf den von Claus Offe, und
zwar, wenn ich ihn richtig verstanden habe, sprach er ja
davon, daß die Bürgerinitiativen unterstützt werden müßten,
zwangsläufig unterstützt werden müßten von der Verwaltung.
so geschehen ja auch schon in einigen Städten, z.B. München
und Hannover. Er drückte dann, ich würde sagen, mehr seine
Hoffnung aus, daß diese Bürgerinitiativen sich dann etwas
verselbständigten. Ich glaube aber, daß wie zumindest in
einigen Beispielen, z.B. in Hannover Rote-Punkt-Aktion,
die ja nicht ganz so ausgegangen ist, zumindest die zweite
nicht, wie die erste, wir dann wissen sollten, inwieweit
da Konfliktregulierungsmechanismen einsetzen, einsetzen
über Bürgerinitiativen und da könnte uns vielleicht
Herr Patellis auch noch einiges sagen, wie z.B. das in Mün-
chen-Lehel gelaufen ist. Ich glaube, wir sollten dann an
solche kortikreten Fälle gehen.
NIKITAS PATELLIS: Zufällig sind in der heutigen Süd-
deutschen Zeitung einige Geschichten über Bürgerinitia-
tiven.
Die erste: „100 Zwangsräumungen am Hasenberg, Ar-
beitsgemeinschaft für soziale Planung schlägt Alarm”;
„als Grund für die Ballung nannte der Stellvertreter des
Dezernenten den Schreibkräftemangel in seiner Dienst-
stelle.” Die zweite betrifft eine Aktion für einen Konzert-
saal. Dann haben wir die dritte: „Der Zirkel spricht gegen
Unterführung”, d.h. gegen einen im Programm vorgesehe-
nen Bau für eine Fußgängerunterführung. Die vierte:
„Baureferat weist Vorwürfe des Forum zurück.” „Dem
Vorwurf, da hätten die Auswertungen der Wettbewerbs-
bedingungen wegen der komplizierten Technik und
wegen der unverständlichen Formulierungen nicht be-
griffen werden können und deshalb sei man sogar fern-
geblieben, begegnen die städtischen Planer mit Entsetzen.
Da man in dieser Phase wegen der Differenziertheit und
Komplexität nicht mehr von vornherein mit der Beteili-
gung der breiten Öffentlichkeit rechnen konnte, erlangte
der Dialog mit den Vertretern öffentlicher Institutionen
und Verbände Bedeutung usw.” Und wer sind diese
Verbände? „Sachlich sei es auch unrichtig, erwidert das
Baureferat, wenn behauptet wird, unter den befragten
Organisationen stünden drei bürgernahen Institutionen
13 Vertretungen von Kammern, Banken und Versiche-
rungen gegenüber.”
Also, was steht in der Zeitung? Zuerst sind’es vier Bei-
träge über Bürgerinitiativen, und es ist wahrscheinlich
kein Zufall, daß so viele zusammengekommen sind.
Dann zeigt es sich eben tatsächlich, was Sie da gesagt
haben: Sie können nur das durchbringen, was erlaubt
ist. Also diese Fußgängerüberführung wird sicherlich
nicht gebaut. Aber daß man das Lehel ganz genau aus-
baut, so wie es ausgebaut werden muß.
WORTMELDUNG AUS DEM AUDITORIUM:
Lieber Wolfgang Roth, ich kenne Sie bisher nur aus dem
Fernsehen und freue mich, Sie heute einmal vor mir zu
haben. ( — Gelächter —) Ich bin mit einer ganzen Reihe
von Ihren Vorstellungen durchaus einverstanden. Aber
da Sie erklärt haben, daß Sie Göttingen noch nicht ken-
nen, möchte ich Sie darüber einen Moment aufklären.
Also hier sind viele Bürgerinitiativen im Gange, aber wie
die enden, das ist höchst sonderbar. Man kann einerseits
sagen: sehr primitiv, man kann andererseits sagen: schi-
zophren. Wir haben hier z.B. in letzter Zeit zwei Initia-
tiven gehabt. Die eine wandte sich gegen eine monumen
tale Bebauung des Rohnshanges hier vor dem Göttinger
Wald mit Eigentumswohnungen, von denen das Stück
nach heutiger Berechnung mindestens 2 500 DM pro
am kosten wird.
Das andere ist eine Initiative von einem Pastor, der sich
sehr für die Ärmsten der Armen einsetzt, und zwar in
unserer Weststadt am Maschmühlenweg. Da sind städti-
sche Häuser, die sich in einem hundsmiserablen Zustand
befinden und an denen nichts geändert wird.
Nun hören Sie bitte, wie die Sache weiterläuft, wenn sie
nämlich an unsere Ratsherren weitergegeben wird.
Da setzt sich in dieser Stadt die SPD für die Reichsten
der Reichen am Rohns ein und nicht für die Ärmsten
der Armen am Maschmühlenweg. ( — Beifall — ) Und
da setzt sich die CDU, die sonst andere Interessen ver-
tritt, jetzt natürlich betont gegen diese Rohnsbebauung
ein. Man könnte sagen, vielleicht deshalb, weil nicht
genügend Göttinger Unternehmer daran beteiligt sind.
(— Gelächter —) Also so liegen die Dinge in Wirklich-
keit und wenn man das,Politisierung nennt, dann ist
das ein trauriges Ergebnis. (— Beifall —)
WOLFGANG ROTH: Wissen Sie, das, das ist uns über-
haupt nicht peinlich. Wir müßten dann aber ganz ge-
nau untersuchen, was hier in Göttingen vonstatten
gegangen ist. Hoffentlich ist jemand hier von der Stadt-
verwaltung und begründet, weshalb das so gelaufen ist.
Überhaupt möchte ich einem Mißverständnis vorbeu-
gen. Ich bin nicht der Auffassung, daß mein positives
Urteil über die Funktion von Bürgerinitiativen heißt,
daß die Sozialdemokratische Partei jede entstehende
Bürgerinitiative auf kommunaler Ebene dann akzep-
tieren, unterstützen und hinnehmen muß. Es gibt ganz
ganz spezifische Sonderinteressen von feinen reichen
Leuten, die das auch organisieren und sogar finanzie-
ren zum Teil. Ich kenne Fälle in anderen Städten, in
denen Naherholung verhindert wurde durch Villenbe-
sitzer mittels Bürgerinitiativen u.ä. Deshalb bin ich
für die starke Verknüpfung zwischen Bürgerinitiativen
und Parteien, weil die Parteien letztlich, jedenfalls
sollten sie das, Gruppeninteressen abschleifen können,
integrieren können in ein Gesamtkonzept, in ein pla-
nerisches Konzept. Insofern bin ich der Auffassung,
hat gerade unsere Organisation zu bewerten, was Inte-
ressen. von Arbeitnehmern, Lohnabhängigen und Be-
nachteiligten sind und wo andere Interessen auch
mittels Bürgerinitiativen durchgesetzt werden sollen.
Dabei will ich ganz klar sagen, das hat aber trotzdem
eine positive Funktion, weil diese Interessen einmal
auf den Tisch kommen. In der Regel kommen sie
nämlich nicht auf den Tisch, sondern bleiben darun-
ter. Der Staat, die Planung hat technokratische Regel-
mechanismen, die eben das, obgleich die Interessen
sich durchsetzen, unter dem Tisch lassen.
HELGA FASSBINDER: In seinen bisherigen Diskus-
sionsbeiträgen hat sich Wolfgang Roth dargestellt als
der Interessenvertreter der Bürgerinitiativen, die sonst
hier aufgrund der lokalen Machtverhältnisse — die
SPD hat die Mehrheit im Stadtrat — von der lokalen
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SPD beeinträchtigt werden, und er glaubt, als der
bessere Teil der SPD, mit einer ganzen Reihe von Vor-
schlägen, die die Jusos ja auf dem Tisch haben, wie z.B.
Kommunalisierung des städtischen Bodens, die anstehen-
den Probleme schon lösen zu können.
Ich meine, man sollte einmal versuchen, die bisherigen recht
allgemeinen Ausführungen mit den konkreten Proble-
men der Stadt Göttingen zu konfrontieren. Ich kenne
den Sanierungsfall Göttingen eigentlich kaum. Ich weiß
nur, daß einer der Leitgedanken der Sanierung in Göt-
tingen war, das Zentrum Göttingen gegenüber Kassel
aufzuwerten, um zu verhindern, daß zunehmend Käufer
durch das Zentrum Kassel abgezogen werden. Durch die
Sanierung soll verhindert werden, so wurde argumen-
tiert, daß die Stadtregion Göttingen absinkt. Das ist
genau der Fall, der gewöhnlich Ausgangspunkt für Stadt-
sanierung ist.
Was geschieht nun, wenn versucht wird, durch Sanie-
rungsmaßnahmen Göttingen aufzuwerten? Man bringt
große Kaufhäuser in die Innenstadt, dadurch verteuert
sich der innerstädtische Boden, wodurch wiederum die
Mieten steigen, insbesondere, wenn alte Häuser abge-
rissen und Neubauten hingestellt werden. Die jetzigen
Bewohner werden auf einfache Weise aus dem Zentrum
vertrieben, sie können die hohen Mieten nicht mehr
bezahlen und müssen deshalb raus. Nun sagen aber die
Jusos, dieses grundlegende Problem der Stadtentwick-
lung können wir mit unserem Vorschlag zum Boden-
recht wieder ins Lot bringen.
Wenn man jedoch einmal die bisherigen Vorschläge zur
Neuordnung des Bodenrechts anschaut, dann muß man
im Grunde recht hoffnungslos sein, daß dabei etwas
heraus kommt. Auf der einen Seite sind es steuerliche
Vorschläge, deren Ziel es ist, das Grundeigentum mehr
zu besteuern und dadurch Planungsgewinne oder sonsti
ge Wertzuwächse abzuschöpfen. Bislang hat aber noch
niemandeinen Hebel gefunden, zu verhindern, daß diese
Steuern, mit denen das Grundeigentum belegt wird,
nicht doch wieder über die Mieten oder den Kaufpreis
von Grund und Boden abgewälzt werden. Das ist die
eine Geschichte, und inzwischen werden in der Diskus-
sion auf die steuerlichen Vorschläge auch keine großen
Erwartungen mehr gesetzt. Die andere Seite sind die
Versuche der rechtlichen Einschränkung des Grund-
eigentums, z.B. die Durchsetzung des Zwangskaufs. Da-
bei ist das Riesenproblem, vor das die Kommunen ge-
stellt werden, daß sie jede Beschneidung des Grundeigen-
tums entschädigen müssen und die dazu notwendigen
finanziellen Mittel überhaupt nicht aufbringen können.
Nun wird als neueste Variante die Trennung von Nut-
zungseigentum und Verfügungseigentum in die Diskus-
sion gebracht, oder noch schärfer, die Kommunalisierung
des Bodens. Wie sieht denn nun das aus? Kommunalisie-
rung des Bodens hieße, der gesamte städtische Grundbe-
ARCH+ 21 (1/1974)
sitz geht in die Verfügungsgewalt der Kommunen über.
Die Kommune wäre nun verpflichtet, den Boden an Nut-
zer weiterzugeben. Wie könnte sie das machen? Den
Marktmechanismus kann sie dabei nicht zu Hilfe neh-
men, denn durch die kommunale Nutzungsvermittlung
soll ja gerade der wildwüchsige Bodenmarkt mit den
ständig steigenden Preisen ausgeschaltet werden. Die
Kommune könnte nur die Verteilung des Bodens an
die Bodennutzer über Pachtfestsetzungen vornehmen.
Dabei steht sie vor der Alternative, entweder sie gibt
den Boden an den Meistbietenden, wodurch allerdings
nur der alte Zustand wieder reproduziert würde (die
Meistbietenden würden natürlich versuchen, ihre hohe
Pachtsumme wieder auf die Mieten abzuwälzen), oder
die Kommune müßte die Nutzung für den Boden vor-
schreiben. Die Nutzung kann sie zunächst aber nur ab-
strakt vorschreiben, d.h. sie kann nur sagen, in der und
der Weise soll genutzt werden, nicht jedoch wer nun
in dieser festgelegten Weise nutzt und wie diese festge-
legte Nutzung dann konkret ausgeübt wird. Wenn die
Kommune nach der Nutzungsfestlegung die Bestim-
mungdes Nutzers durch den Markt, z.B. durch eine
Versteigerung der Pacht, nicht verantworten will, —
und bei den hier unterstellten Zielvorstellungen auch
nicht kann — so kann sie nur noch direkt mit dirigisti-
schen Maßnahmen einen von den vielen Anbietern bzw
Nutzungsinteressenten heranziehen. Die Stadtverwal-
tung müßte also aus einer ganzen Reihe von Interessen-
ten einen bestimmen, dem das Grundstück zur Nutzung
überlassen wird:
Das hieße letztendlich, wenn man das wirklich durch-
kalkuliert, daß beim städtischen Boden nicht nur die
gesamte Nutzung, sondern auch der ‚einzelne Nutzer
von der kommunalen Verwaltung festgelegt werden
müßte. Das ist.aber nichts anderes als die völlige Auf-
hebung des Marktprinzips.
NIKITAS PATELLIS: Für die, Stadt Northeim hat die
GEWOS einige Gutachten gemacht. Diese Gutachten
sind so große Bände; da wird u.a. wiederum genau
das Zentrum als Nebenzentrum aufgebaut, das Kauf-
kraftabschöfungspotential ganz genau untersucht und
natürlich auch geschrieben, wieviel die Leute kaufen
können; anschließend wird dann entsprechend geplant
Ich hätte.gern eine. Antwort,von Herrn Roth darüber,
über diese Art von Planung.
WOLFGANG ROTH: Ich glaube, daß die Schlußfrage
und die Schlußfeststellung von Ihnen, Frau Fassbinder,
richtig ist. Es geht in der Tat darum, in dem städtischen
Bereich das Marktprinzip abzulösen, das ist genau
das Problem.
HELGA FASSBINDER: Was heißt denn hier im städti-
schen Bereich? Das heißt nämlich total abzulösen.
WOLFGANG ROTH: Das wird die Diskussion in der
neuen Kommission der SPD sein. Ich bin auch der Über-
zeugung, um das ganz konkret zu sagen, daß wir ein
allgemeines Verfügungseigentum der öffentlichen Hand
bekommen müssen, das in weiten Bereichen — einfach
weil es auf Grund der Entschädigungspflicht, die nach dem
Grundgesetz ja besteht, nicht sinnvoll wäre und auch
nicht finanziell möglich wäre — ruhen wird, während wir
in den Bereichen, wo städtebauliche Veränderungspro-
zesse und entsprechende Verteuerungsprozesse mit den
entsprechenden sozialen und wirtschaftlichen Folgen
stattfinden, das aktive Verfügungseigentum dann durch-
setzen müssen, wobei ich noch zusätzlich zu Ihrer Frage
vielleicht eine Ergänzung machen darf. Ich persönlich
plädiere aus einer Analyse des Verhaltens der Gemeinden
eher dafür, daß eine von der Kommunalpolitik und der
kommunalen Planung unabhängige Bodenbehörde ent-
steht, die diese Steuerung vornehmen müßte, während
die Nutzungsfestlegung wiederum Aufgabe der Gemeinde
im Rahmen der Planung wäre. Ich glaube, in der Rich-
tung, in der Sie provozierend gefragt haben, werden wir
kämpfen.
VOLKER SCHMIDT: Beim Bodenrecht, das darf ich
noch einmal klarstellen, muß man für die Zukunft drei
verschiedene Ansätze und damit Stufen unterscheiden.
Das erste ist, daß Regelungen aus dem Städtebauförde-
rungsgesetz von 1971 nur für bestimmte Gebiete gelten,
dort, wo saniert wird, und dort, wo neue Stadtteile ent-
wickelt werden. Diese Instrumente werden durch die No-
vellierung des Bundesbaugesetzes generalisiert. Das .:
Entscheidende dabei ist neben bestimmten Geboten =
und Genehmigungen, die die Gemeinde erlassen kann, :
der sogenannte Planungswertausgleich. Frau Fassbinder,
der Planungswertausgleich ist eine ganz wichtige. Ange-
legenheit, die-ihre Aussage, wenn die Novelle Bundesbau-
gesetz kommt, dann ändere sich gar nicht viel, nicht
haltbar sein läßt. Denn bisher ist es doch so: wenn eine
Stadt oder eine Gemeinde erklärt oder wenn bekannt
wird, daß sie in einem bestimmten Gebiet neue Planun-
gen in Gang setzen will, dann schießen die Bodenpreise
in die Höhe und die Gemeinde ist nicht in der Lage, ein-
fach aus finanziellen Gründen in diesen Planungsgebieten
etwa Grundstücke zu kaufen oder die Gemeinschafts-
einrichtungen an die richtigen Standorte zu setzen, son-
dern das Kaufhaus siegt gegenüber dem Schulgebäude
oder die Versicherung und die Bank gewinnt gegenüber
dem Kindergarten. Das ist doch die bisherige Situation.
Durch die Novellierung des Bundesbaugesetzes wird man
nun erreichen, — Frau Fassbinder, da möchte ich noch
einmal rückfragen, ob Sie das wirklich als Nichtigkeit
ansehen —, daß die Gemeinde in die Lage versetzt wird,
Grund und Boden zeitweise oder auch auf Dauer in ihr
Eigentum zu überführen, zum Beispiel für Gemeinschafts
einrichtungen, und zwar zu einem Preis, der bestand, be-
vor diese neue kommunale Planung bekannt wurde. Das
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sind manchmal Preisunterschiede von dreistelligen Zah-
len pro qm. Durch diese Novellierung des Bundesbauge-
setzes wird es jetzt möglich, daß kommunale Planungen
verwirklicht werden können, ohne daß die Gemeinde
sagen muß, es tut uns leid, wir können nicht mithalten,
wir werden von Privatunternehmern wegen der steigen-
den Bodenpreise wegkonkurriert. Das wäre der erste und
ich meine gewaltige Fortschritt, der eben sichert, daß
nicht nur das ökonomische Prinzip oder nicht in erster
Linie immer das ökonomische Prinzip sich in den Städten
durchsetzen wird.
Nun das zweite: Frau Fassbinder, Sie haben von Steuern
gesprochen. Die Bodenwertzuwachssteuer, wenn sie
kommt, ist eine flankierende Maßnahme zur Boden-
rechtsreform. Ich sage immer, die beste Bodenverfas-
sung hätten wir dann, wenn niemand Bodenwertzu-
wachssteuer zu bezahlen brauchte. Niemand brauchte
nämlich Bodenwertzuwachssteuer zu bezahlen, wenn
nirgends in der Bundesrepublik außergewöhnliche Bo-
denwertsteigerungen eintreten würden. Diesen Zustand
wollen wir mit der Bodenrechtsreform langfristig an-
streben. Das ist der Zusammenhang.
Dann zum dritten: Frau Fassbinder, richtig hingegen
ist, daß es darauf ankommt, wie der Grund und Boden
in der Stadt genutzt wird. Wer ihn nutzt, ist ziemlich
egal. Durch die Novelle des Bundesbaugesetzes wird
den Gemeinden ein größerer Einfluß über das Wie der
Nutzungverliehen. Allerdings ist dies natürlich mit be-
stimmten administrativen Eingriffen verbunden. Man
muß erst einen Plan machen und muß den durch ver-
schiedene Mühlen drehen. Das bedingt einen gewissen
Zeitfaktor. Daher die Überlegung, für bestimmte Pro-
blemgebiete, nicht für die ganze Bundesrepublik und
nicht für ganze Gemeinden, den jetzigen Eigentümern
von Grund und Boden ihre Gebäude als Volleigentum
zu belassen, aber das Verfügungseigentum für den Bo-
den und damit die Entscheidung, was mit dem Boden
geschehen soll, ob er etwa in eine höhere Nutzung
überführt werden soll, den Gemeinden direkt zu über-
tragen: Und da die Rendite von der Nutzung be-
stimmt wird, erfolgt damit auch eine gewisse Steue-
rung der Bodenpreise und ihrer Struktur. Das ist die
langfristige Zielvorstellung und der ökonomische
Zusammenhang, wobei der private Eigentümer weiter-
hin im Rahmen, des kommunalen Verfügungsrechts
die Nutzung ausübt, ohne daß Dritte darauf einwirken
können. Die Nutzung liegt also weiterhin in der Hand
des Privaten.
Nun zur Frage der Vergabe dieser Nutzungsrechte, Hier
bin ich grundsätzlich anderer Ansicht als Wolfgang
Roth. Ich bin der Meinung, daß man diese Nutzungs-
rechte in der Regel über den Marktmechanismus ver-
geben kann. Ich halte das einfach für praktischer, für
kostensparender, für flexibler, als wenn man einen
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Oberinspektor damit beauftragt, zu entscheiden, wer
welche Nutzung realisieren soll. Ich würde also sagen,
die Stadt soll entscheiden, welche Nutzung für welches
Grundstück, der Markt soll aber in der Regel regulie-
ren, wer die festgelegte Nutzung dann realisieren kann,
Konsequenz also: Die Gemeinde setzt den Rahmen
für den Marktprozeß und der Marktprozeß erledigt
die Feinsteuerung.
HELGA FASSBINDER: Ich glaube, diese ganzen de-
taillierten Ausführungen können nicht über den Tat-
bestand hinwegtäuschen, daß in dem Augenblick, wo
über den Markt weiter die Nutzung geregelt wird, die
Preissteigerungen eben weitergehen, denn der beste
Standort wird die höchte Rendite und damit auch die
höchste Grundrente erzielen. Diese wird wiederum
abgewälzt auf die Mieten, das läßt sich überhaupt nicht
bestreiten. Die andere Möglichkeit, die Wolfgang Roth
als so praktikabel hinstellte, daß irgend ein Inspektor,
eine „unabhängige”” Bodenbehörde, die Verteilung vor-
nimmt, die bedeutet ganz einfach, daß bei einem bestimm-
ten Grundstück in der Stadt, wo Hertie, Kaufhof, ein
kleiner Krämer, ein Schuster und sonst wer als konkur-
riende Nachfrager auftreten, diese „unabhängige” Be-
hörde entscheiden muß, wer von den Konkurrenten die-
ses Grundstück nutzen darf. Das heißt aber genau, daß
letzten Endes über die gesamte Produktion entschieden
werden muß, denn eine derartige Entscheidung ist nur
möglich, wenn sie ausgeht von der Frage der gesellschaft-
lich sinnvollsten Nutzung, und diese Frage läßt sich nicht
mehr als auf die Bodenproblematik beschränkte Partial-
frage beantworten. ( — Beifall —.)
WORTMELDUNG-. AUS DEM AUDITORIUM: Ich
möchte eigentlich ein bißchen für Wolfgang Roth spre-
chen, denn er hat ja diese Frage, die eben Helga Fassbin-
der gestellt hat, schon beantwortet in dem Buch „Kom-
munalpolitik für wen”, und zwar steht dort, daß diese
Ansiedlung mit Hilfe der Kostennutzenanalyse be-
stimmt werden kann und bestimmt werden soll. Da ha-
ben wir doch ganz klar den Beleg.
ZWISCHENRUF: Das geht nicht, das geht nicht, da ist
ja dasselbe Problem wieder da. Was für eine Nutzung,
wenn nicht die monetarisierte, die eben in Mark und
Pfennige und damit nach Marktkriterien ausgedrückte.
NIKITAS PATELLIS: Ich wollte eben zu Ihren Ausführun-
gen noch etwas sagen. Sie haben hier ein konkretes Bei-
spiel. Die Stadt Northeim hat sich ein Gutachten bestellt
bei der GEWOS. Die GEWOS hat ganz genau nachge-
rechnet, wieviele Leute kommen würden, wenn da ein
Zentrum erstellt wird. Darauf wurde das Kaufkraftab-
schöpfungspotential ausgerechnet, d.h. so und soviel
Geld ist da vorhanden. Dasselbe hat Göttingen gemacht.
D.h.: wem der Boden in der Innenstadt gehört, ist ziem-
lich wurscht, es müssen so und soviele Kaufhäuser da ent-
ARCH+ 21 (1/1974)
stehen, so daß dieses Kaufkraftabschöpfungspotential
total ausgelastet ist, sonst ist die Planung falsch.
WORTMELDUNG AUS DEM AUDITORIUM: Ich bin
seit acht Wochen im Rat und Mitglied der SPD-Fraktion.
Ich möchte zu dem Diskussionspunkt: Entstehungsur-
sachen für Bürgerinitiativen sprechen. Mir ist etwas un-
wohl bei der Tendenz, die hier auf dem Podium in Über-
einstimmung zum Ausdruck gekommen ist für die Misere
der Städte und für die Ursache. Berechtigt die Ursache für
Bürgerinitiativen allein, die Interessen des Kapitals ver-
antwortlich zu machen? Dabei versteht sich natürlich
immer, daß Privatkapital gemeint ist. Wer sich umsieht,
wer diesen Vorwurf hört und wer durch die Lektüre
mit diesem Vorwurf vertraut ist, wird sich natürlich auch
andere Gesellschaften angucken, in denen sich das Kapital
in anderen Händen befindet. Ich will nun nicht sagen,
daß die Sowjetunion ein glänzendes Beispiel einer Alter-
native zu einem kapitalistischen Staat darstellt, aber ich
bin in der Sowjetunion gewesen, und zwar als Naturwis-
senschaftler, auch als kommunalpolitisch Interessierter,
nicht nur in Moskau, sondern auch in der Provinz und ich
habe den Eindruck, es ist überall die gleiche Scheiße
und ich glaube das tatsächlich. Ich habe den Eindruck
und das ist die Frage, die ich an das Podium richten
möchte, daß es nicht allein die Verwertung und die
Nutzung des Kapitals zu sein scheint, sondern auch der
Grund der ist, daß der Industriestaat aus den Fugen ge-
rät, an den Grenzen seines Wachstums ankommt. Wenn
ein Student hier die berechtigte Frage stellt: mich inte-
ressiert einzig und allein, warum ich eine Bude habe,
wo der qm 9,80 DM kostet, so kann ich nur sagen, es
gehört nicht viel Zeitungslektüre dazu, das jetzt hier
vorauszusagen, daß man in einigen Jahren zusätzlich
noch fragen wird, warum muß ich für Heizöl sound-
soviel bezahlen. Das sind alles nur Symptome. Jeder-
mann, der sich für die Fragen interessiert und den Ver-
sucht macht, sie zu analysieren, erkennt, daß das
eigentlich das Zeichen dafür ist, daß diese Gesellschaft
mit ihren Problemen nicht mehr fertig wird und daß
der Parteienstaat und die Verwaltung, die im Grunde
genammen Kinder des Industriestaates sind, natürlich
mit den Folgen des Industriestaates nicht mehr fertig
werden.
Was mich also interessieren würde als Ratsherr ist we-
niger, wie ich den Planungsprozeß — natürlich auch —
transparent machen kann, wie ich den Planungsprozeß
demokratisieren kann, wie ich die Verwaltung kontrol-
lieren kann, alles das will ich nach bestem Wissen tun,
was mir fehlt, sind Zielvorstellungen. Z.B. es wurde
gesprochen von Göttingen, daß Göttingen unbedingt
den Ehrgeiz hätte, neben Kassel zu bestehen. Ich bin
nun bildungspolitisch interessiert und ich hielte Göttin-
gen für einen guten Punkt. Mich interessieren also in
Göttingen beispielsweise die Entstehungsschwierigkei-
ten von verschiedenen Gesamtschulmodellen, dazu
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brauche ich Geld. Also müßte ich als Ratsherr für hö-
here Steuern sorgen, müßte ich als Ratsherr versuchen.
Industrie herzubekommen, und zwar ohne Rücksicht
darauf, ob Göttingen als Standort für Industrie auch
vernünftig ist. Die Steuergesetzgebung — ich brauche
da gar nicht in die Zukunft zu sehen mit utopistischen
Versprechungen, wie herrlich die Welt nach der Reali-
sierung des Langzeitprogramms der SPD wird — ich
brauche nur das Morgen. Mir schiene es vernünftiger
zu sein, daß hier gleich vom Podium her einmal darge-
stellt würde, wie man sich eigentlich auf einen Nenner
einigen könnte, auf dem Bürgerinitiative, Partei und
Verwaltung sich einigen könnten über die Zielvorstel-
lung, wie soll eigentlich die Stadt von morgen aussehen
WORTMELDUNG AUS DEM AUDITORIUM: Ich
wollte erstens den Ausführungen des Herrn Dr. Schmidt
danken, weil sie so vorzüglich technisch und vorher ja
so intellektuell waren und weil ich jetzt ganz sicher
bin, daß die Planungen im Ministerium für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau so beschaffen sein wer
den, daß man ihnen wirklich vollstes Vertrauen schen-
ken kann (Gelächter und Beifall — ) und daß so manch
einer, der für Bürgerinitiativen eintritt, sich überflüssig
fühlen kann.
Zweitens: Es wurde mehrere Male das neue Planungsrecht
Bodenrecht usw. erwähnt und es wurde in dem Zusam-
menhang hervorgehoben, daß die Kommune mehr an
Einflußmöglichkeiten, Planungsmöglichkeiten haben müs-
se. Aber man sollte sich in dem Zusammenhang ja klar
werden darüber, daß just allmählich die Kommune mit
ihren Politikern und mit ihrer Verwaltung die Hauptur-
sachen dafür sind, daß Bürgerinitiativen notwendig ge-
worden sind ( —Beifall—). Man muß sich ja in dem Zu-
sammenhang klar machen — heute mittag wurde von
zwei Ratsmitgliedern, glaube ich, heißt das in Göttingen,
die offensichtlich im Bauausschuß waren, hervorgeho-
ben, daß sie nicht einmal imstande seien, Bauleitpläne
usw., Bebauungspläne lesen zu können —, welche Leute
in Bauausschüsse delegiert werden. Wenn ich mir klar
mache, wie heute Ratsmitglieder über Dinge, gerade aus
diesem Bereich abstimmen, dann frage ich wirklich,
wieweit man grundsätzlich erst einmal darüber diskutie-
ren sollte, wieweit es wirklich eine Krise der Kommunen
ist und der Verwaltungen in den Kommunen, wieweit
Bürgerinitiativen notwendig geworden sind und wie-
weit es dann in dem Zusammenhang sogar sehr sehr ge-
fährlich und leichtsinnig sein kann, auf der einen Seite
mehr ein Planungsrecht für die Kommune zu verlan-
gen, wenn man andererseits sich aber durchaus dessen
bewußt sein muß, daß gerade das ja Gründe sind für
das Entstehen von Bürgerinitiativen. Und deswegen
bedauere ich sehr, daß Herr Roth zu meiner Frage über
die Einstellung der Neuen Heimat zu Bürgerinitiativen
nichts gesagt hat, jedenfalls habe ich nichts mitbe-
kommen. Aber in dem Zusammenhang sei durchaus
noch angeführt: man sollte nicht vergessen, daß das
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Städtebauförderungsgesetz und ein großer Teil dessen,
was heute als Planungsrecht durch den Bundestag
gehen wird, so etwas wie eine Lex Neue Heimat ist
und dazu verantwortlich ist für das, was großenteils
bei uns heute in den Innenstädten, an kommunalen
Zentren usw. gebaut wird.
WORTMELDUNG AUS DEM AUDITORIUM: Es liegt
vielleicht etwas an der Frage oder der Befürchtung, was
kommt, wenn die Gemeinden mehr Recht bekommen
für die Bestimmung der Nutzung des Bodens, und zwar
habe ich eine Frage an Herrn Offe, Er sah also den
einzigen Ausweg zwischen der Rolle der Bürgerinitiati-
ven als Lückenbüßer und der Radikalisierung der Bürger-
initiativen in einer Demokratisierung der Verwaltung
und hat damit seinen Beitrag abgeschlossen. Jetzt wollte
ich dann fragen, was er darunter versteht.
CLAUS OFFE: Wir müssen sehen, daß nicht nur die Jusos
eine „Doppelstrategie”” haben, sondern auch die planende
Verwaltung. Die Doppelstrategie der planenden Verwal-
tung sieht so aus: Auf der einen Seite ist es wichtig, daß
möglichst wenig Störgeräusche von außen hereindringen,
daß möglichst die Routinen, die einmal aufgebaut sind,
die Beziehungen zur Wirtschaft, zu den Parteien usw. un-
gestört weiterfunktionieren können und daß möglichst
wenig Störung entsteht im Rahmen dieses Verwaltungs-
handelns. Auf der andereren Seite braucht man immer
dann, wenn Widerstände zu überwinden sind — verschiede:
ne Autoren haben in dem Zusammenhang geradezu ge-
sprochen von einer „Produktivkraft Partizipation” —
die punktuelle Mobilisierung, die Herstellung von
Koalitionen, auf die man sich dann berufen kann,
auf die man sich stützen kann bei der Modernisierung
städtischer Strukturen oder politischer Verwaltung
überhaupt. Jetzt ist meine Vermutung, daß diese Dop-
pelstrategie nicht so reibungslos aufgeht. Entweder,
wenn man sich zu sehr auf die Seite der traditionellen
Routine stellt, dann riskiert man, daß eine Art von
Partizipationsforderung laut wird, die man nicht
mehr kooptieren kann. Wenn man auf der anderen
Seite einen Schritt zu weit geht in Richtung auf die
Ermöglichung und Ermutigung von Partizipation,
dann riskiert die Verwaltung, daß autonome, „weiter-
gehende” Forderungen auftauchen und der Versuch
unternommen wird, mit bisher unüblichen Methoden
die Verwaltung selbst unter Kontrolle zu bringen und
inhaltliche Bedürfnisse und Prämissen einzugeben in
das Planungs- und Verwaltungshandeln, die neu sind.
Das ist genau die Seite, auf die Wolfgang Roth sich
sehr optimistisch — und ich würde sagen, in einem
berechtigten Optimismus — eingelassen hat.
Was bedeutet eine solche „Demokratisierung der Ver-
waltung”? Das heißt eine nicht bloß korrigierende
und von Zeit zu Zeit lückenausfüllende Funktion von
Partizipation, sondern eine Partizipation im Verwal-
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tungsalltag. Was kann das heißen? Das wird natürlich
die weitere Frage nach sich ziehen, welche Demokra-
tisierungschancen bestehen in der Wissenschaft, die
verantwortlich für die Ausbildung der Verwaltungs-
experten ist und eben auch von Tag zu Tag zu Rate
gezogen wird; und welche Demokratisierungschancen
bestehen in den politischen Parteien, die das Personal
der Verwaltung weitgehend besetzen. Ich glaube, daß
man in dieser Richtung ein ganzes Stück weiterdenken
kann und dann davon herunterkommt, zu sagen, Par-
tizipation immer nur zu sehen als eine Seifenblase, die
sich in lokalen Bürgerorganisationen auftut und schön
bunt ist und auch etwas zustande bringt und dann
wieder platzt; vielmehr müßte Partizipation in der Ver-
waltung verankert werden. Eine alternative Strategie,
die in dem Beitrag von Helga Fassbinder anklang, war
die, daß es ja die Gewerkschaften seien, die die reale
Verschlechterung der Lebensbedingungen der Lohnab-
hängigen durch die infrastrukturellen Probleme der
Großstädte in ihr Programm und in ihre Erziehungs-
und Aufklärungsarbeit wie in ihre politische Tätigkeit
aufnehmen müssen. Weil es sich eben um eine reale
Verschlechterung der Lebensbedingungen handelt, ist es
die Pflicht der Gewerkschaften, sich auch darum zu
kümmern. Das bleibt allerdings ein leeres Postulat
insofern, als unsere Gewerkschaften nur selten An-
stalt machen, das auf breiter Front zu tun, sondern
sich vielmehr auf die Aspekte der Lebensbedingungen
der Lohnabhängigen konzentrieren, die in Mark und
Pfennig ausgedrückt werden und nicht in einem Schul-
system, in einem Straßensystem, in einem Stadtpla-
nungsinhalt usw. ausgedrückt werden. Man kann die
Gewerkschaften deshalb kritisieren, aber hier scheinen
mir die Aussichten aufgrund von Erfahrungen, die man
gerade in München machen kann, wohl gegenwärtig be-
schränkt zu sein.
WORTMELDUNG AUS DEM AUDITORIUM: Ganz
am Anfang heute abend hier wurde der Geist unseres
Staatsoberhauptes beschworen mit seiner Forderung
nach dem mündigen Bürger und ich meine ganz zu
Recht, ich glaube, daß alle sich einig sein können darin.
daß der mündige Bürger eine oder vielleicht sogar die
wesentliche Voraussetzung für das Gelingen von Bür-
gerinitiativen ist. Nun meine ich aber, daß der mündige
Bürger in erster Linie ein pädagogisches Problem ist
und ich meine, daß es neben den Tagesereignissen
oder neben der Beurteilung der Tageserfolge und Ta-
geserfolgschancen, d.h. der gegenwärtigen Aktionen
und Erfolgschancen von Bürgerinitiativen eine wich-
tige Zielrichtung ist,zu überlegen, wie man denn in
Zukunft eben in Richtung auf den mündigen Bürger
solche Chancen erhöhen kann. Ich meine, daß ein —
ich muß in dem Zusammenhang also noch einmal
bedauern, daß Herr Roth nicht mehr da ist — Forum,
wie dieses hier, sich auch in der Richtung vielleicht
artikulieren sollte mit einem Appell an die politischen
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Kräfte, die vorrangig daran interessiert sind, solche
stadtbürgerlichen Initiativen zu stützen und sie im
Prinzip zu fördern, einen entsprechenden politischen
Einfluß nehmen sollten auf die Oberbehörden und
meines Wissens sind das die Kultusminister, die in
den — ich sage das ganz bewußt — Primarschulen und
auch in der Sekundarstufe der weiterführungen Schule
dafür zu sorgen hätten, daß zweierlei geschieht: ein-
mal in den entsprechenden curricularen Bestandtei-
len Bewußtsein in Richtung auf den Stadtbürger anerzo-
gen wird, und zum andern aber auch das Instrumenta-
rium, die ganzen instrumentalen Fähigkeiten die Pläne
zu lesen, Grundrisse zu beurteilen, Bebauungspläne zur
Kenntnis nehmen zu können, geübt werden.
NIKITAS PATELLIS: Aus der Praxis wissen wir, daß
die meisten Bürgerinitiativen von sehr wenigen Leuten
quasi hergestellt werden. Wenn wir z.B. die berühmte
Lehel-Geschichte nehmen: das ist eine reine SPD-Sache,
die ja ganz von der SPD angefangen worden ist und das
ist sehr gut verdeckt weitergegangen. Ich glaube, daß sich
die Parteien dort ganz direkt einmischen. Ich glaube auch.
daß sie es besser tun können als eine Bürgerinitiative,
weil die im Effekt nur aus ein paar Leuten besteht, die
die anderen eigentlich mittreiben.
Nun zur Frage des Lernens, die der Herr da ausgesprochen
hat, der Herrn Heinemann erwähnt hat. Ich möchte hier
ganz polemisch zeigen, daß es falsch ist, zu lernen, denn
man lernt das, worüber man belehrt wird. Das heißt nämlich
daß die Stadtverwaltung mit Problemen kommt und sagt,
ich lehre dich, einen gewissen Plan zu verstehen, um mich
zu verstehen. Das ist aber nicht das Problem. Das Problem
ist eigentlich von dem Betroffenen, daß er sein Problem
den anderen lehrt, damit sie es verstehen. (— Beifall —)
Deswegen bin ich eigentlich dagegen, daß man diese ganz
großen Erklärungsaktionen macht, weil das natürlich nur
das Problem der Stadtverwaltung und der Planung löst
und zwar von unwahrscheinlich vielen „Fachleuten”,
die das unbezahlt machen: den Betroffenen.
WORTMELDUNG AUS DEM AUDITORIUM: Ich glaube,
da liegt ein Mißverständnis vor. Ich habe noch keinen
10-jährigen gekannt, der in der Lage gewesen wäre, einen
Stadtbaurat oder einem Mitglied seiner Ratsfraktion sein
Problem darzulegen ode sogar einen 9-jährigen oder 8-
jährigen. Darum ging es mir doch nicht. Es ging mir da-
rum, daß die jungen Leute im lernfähigen Alter, im
stärksten lernfähigen Alter Problembewußtsein nahe ge-
bracht bekommen, einmal und dazu natürlich auch er-
gänzend das Instrumentarium, was m.E. ganz notwendig
ist, denn es ist ja heute abend schon ein paarmal ange-
klungen, wie hilflos der angeblich mündige Bür-
ger in einer solchen Situation ist, weil er einfach das
Instrumentarium nicht beherrscht. Aber das primäre
ist wahrscheinlich, daß er in entsprechenden anregen-
den Veranstaltungen sein Bewußtsein vertieft bekommt
daß er jemand ist oder jemand werden soll oder werden
will, der seine eigenen Probleme kennt und artikulieren
kann.
NIKITAS PATELLIS: Darf ich direkt einmal antworten.
Also da möchte ich einmal sagen, daß 9-jährige ihre
Probleme unwahrscheinlich genau artikulieren können,
und zwar sie artikulieren sie in der Art, daß sie nach
Hause kommen und sagen: „Vati, ich kann das nicht
spielen, Frau soundso erlaubt es mir nicht.” Das ist
ein Planungsproblem und das ist ganz genau artikuliert.
Ich kann es natürlich mit sehr kompliziertem Deutsch
auch sagen. Aber das ist ja gerade das Problem, was
genau angesprochen wird.
WORTMELDUNG AUS DEM AUDITORIUM: Ich bin
der Meinung: Man kann nicht von Bürgerinitiativen
reden, wenn man gleichzeitig parlamentarische Demo-
kratie will und Parteienstaat, d.h. man muß sich da-
rüber im klaren sein, in welchem Verhältnis stehen
solche Initiativen dann zur Partei bzw. zu den parla-
mentarischen Gremien. Darüber ist hier heute über-
haupt nicht gesprochen worden. Ich bin der Meinung.
ein Bürger, der der Ansicht ist, er hat irgend ein An-
liegen, der soll sich in einer Partei organisieren und
auch ein politisches Ziel verfolgen und nicht nur seine
eigenen individualistischen und egoistischen Ziele.
ULFERT HERLYN: Also ich meine schon, vor allem
auch von Herrn Roth ist doch ziemlich ausgie-
big die gegenseitige Ergänzung von Parteien und loka-
len Initiativgruppen schematisiert worden, aber ich
glaube, es steht nichts entgegen, daß wir darauf noch
einmal zu sprechen kommen. Möchte jemand dazu
noch einmal etwas sagen?
RUDOLF MENKE: Ich möchte dazu nur ein ganz kur-
zes Beispiel aus meinem Bekanntenkreis bringen, das
vielleicht zeigt, wieso Bürgerinitiativen eine Ergänzung
sein können. Da ist jemand gewesen, der ein ganz spe-
zielles Anliegen in Bonn vertreten wollte und das ein-
mal versucht hat über seine Partei, also die Partei ini-
tiieren wollte, aktiv zu werden. Dann fängt der Partei-
apparat an zu laufen. Er muß das also per Initiativ-
antrag im zuständigen Parteigremium einbringen. Dieser
Apparat, der dann über den kommunalpolitischen Ar-
beitskreis noch wieder zurück in die Ortsvereinsversamm-
lung gehen sollte, der dauert, wie man sich schnell aus-
rechnen kann, wenigstens 1 1/2 — 2 Monate. In der Zeit
kann aber die planerische Aktivität schon in ein so kon-
kretes Stadium geraten sein, daß man da gar nichts mehr
dran ändern kann. Das gleiche hat er parallel dazu über
eine Bürgerinitiative laufen lassen, ist selbst an die Presse
herangetreten, hat das Problem irn der Bevölkerung so
problematisiert, so daß auf diese Art und Weise sehr




WORTMELDUNG AUS DEM AUDITORIUM: Ich wollte
eigentlich nur noch einmal ganz kurz zu Klaus Offe Stel-
lung nehmen: Wenn ich also irgendwann eine berufliche
politische Identität brauche, werde ich auf ihn zurück
kommen, dann gibt er da vielleicht einen brauchbaren
Ansatz, aber im Moment scheint es mir, daß es in der Tat
in Ergänzung zu den Ausführungen von Helga Fassbinder
noch eine andere Möglichkeit zu geben scheint, den Zu-
sammenhang herzustellen zwischen einer Kommunal-
politik oder zwischen dem Reproduktionssektor und
dem Produktionssektor, und zwar dergestalt, daß wir in
Analogie zu der Tatsache, daß wir in den Produktions-
mitteln ja nichts anderes als die gefrorene Arbeit sehen,
das gleiche auch in den Infrastruktureinrichtungen sehen
können und wir in der Art und Weise auch entsprechend
über die Verfügungsgewalt über diese Dinge reden müßten
CLAUS OFFE: Das wäre ja nun wieder die Frage: in
welcher Weise kann eine partizipative Kontrolle der Ver-
waltung durch eine entsprechende Politisierung der Ge-
werkschaften vorangetrieben werden. Wie ich gesagt habe,
gibt es Erfahrungen, die sicher nicht auf München be-
schränkt sind, die Anlaß zur Skepsis in dieser Frage geben.
Darüber denkt Helga Fassbinder anders, wenn ich sie
richtig verstanden habe. Ich würde vorschlagen, daß ich
nicht dazu jetzt weiter diese Skepsis äußere, sondern sie
den Gegenpunkt versucht zu vertreten.
HELGA FASSBINDER: Ich habe nicht mit meinem Bei-
trag sagen wollen, daß es tatsächlich bereits Anzeichen gäbe
in den Gewerkschaften, daß sie die Notwendigkeit erkennen.
die Probleme im Reproduktionsbereich zu verbinden mit
dem Produktionsbereich. Ich glaube aber, daß die Gewerk-
schaften auf längere Zeit vor diesem Zusammenhang nicht
zurückweichen können, daß sie ihn aufgreifen müssen.
Es gibt im übrigen in Europa durchaus positive Beispiele
dafür, daß Gewerkschaften so etwas tun. Ich möchte da
nur an die Generalstreiks zu Mietproblemen in Italien er-
innern. Da gab es bereits — ich glaube — drei Generalstreiks
dazu. Bei uns gibt es rechtliche Schranken, da die Gewerk-
schaften sich verpflichtet haben, nur in Tarifauseinander-
setzungen zu streiken. Das ist eine Barriere, die bei uns im
Augenblick besteht, so etwas auf einer breiten Ebene auf-
zugreifen. Aber daß es Gewerkschaftsbewegungen gibt, die
diesen Zusammenhang in ihren Kämpfen hergestellt haben,
macht dieses italienische Beispiel schon deutlich.
WORTMELDUNG AUS DEM AUDITORIUM: Ich habe
seit 2 1/2 Stunden das Gefühl, als ob hier die Meinung
besteht, daß Bürgerinitiativen auf Grund schöner theore-
tischer Erörterungen dann sorgfältig in irgend einem luft
leeren Raum herumgondeln. Es ist doch in Wirklichkeit
so, daß irgend jemandem hier ein Stein auf den Kopf
fällt und daß er dann schreit und daß er dann plötzlich
merkt, daß anderen Leuten auch die gleichen Steine auf
den Kopf fallen und diese Leute sich dann zusammen-
tun und versuchen, diese Steine loszuwerden und der
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Konflikt mit der Verwaltung gegeben ist. Es sind doch
Bürgerinitiativen durchweg spontane Gebilde und wenn
sie dann zu einer längeren Lebensfähigkeit sich allmäh-
lich mausern, dann können sie auch durchaus die Auf-
gabe übernehmen, die hier eben angesprochen wurde,
nämlich dem Bürger zu helfen, sich das Instrumentarium,
um einmal in diesem Wortbereich zu bleiben, zu erar-
beiten, mit dem er sich wehren kann.
CLAUS OFFE: Ich möchte darauf einmal versuchen,
kurz einzugehen. Ich glaube nicht, daß es irgend jemand
vorgeschwebt hat, als könne man Bürgerinitiativen im
luftleeren Raum erzeugen. Vielmehr ist es ja so, daß
verschiedentlich angeklungen ist in der Diskussion, daß
aus vielen Gründen Bürgerinitiativen trotz des progres-
siven Gehalts der Idee der Beteiligung unzulänglich sind,
dieser Idee wirklich zur Macht zu verhelfen und aus
dieser Idee eine Realität zu machen. Das hat verschiede-
ne Gründe. Einmal: Bürgerinitiativen sind in aller Regel
defensiv gerichtet, d.h. sie fangen an, nachdem ein Kind
in den Brunnen gefallen ist oder jedenfalls, wenn dieses
kurz bevorsteht. Sie werden in der Regel nicht initiativ
tätig. Zweitens: Sie sind in aller Regel lokal gebunden
und dort auch nur auf eine spezifische Fragestellung,
d.h. diejenigen, die sich um bestimmte Miet- und Planungs-
fragen kümmern, werden sich nicht gleichzeitig um die
Verkehrstarife kümmern können. Drittens: Sie sind
höchst inhomogen in ihrer Zusammensetzung, d.h.
mitmachen kann, wer so gerade kommt. Es ist ein spon-
taner, zufälliger und inhomogener Akt, durch den sie
zustandekommen und das bedeutet, daß sie sehr zer-
brechlich sind, denn in dem Augenblick, wo die Notlage.
die sie ins Leben gerufen hat, etwas nachläßt, wo mög-
licherweise sogar Erfolge erzielt worden sind, kommen
Kontroversen auf, die die Initiative auseinanderfallen
lassen. Schließlich ist es so, daß viele Bürgerinitiativen
gegen die Verwaltung gerichtet sind, ohne daß in ihnen
das Bewußtsein präsent ist, daß die Verwaltung ja nur
der unmittelbare Gegner ist, die Verwaltung aber
selbst unter Handlungszwängen und Erpressungsver-
hältnissen steht, gegen die sie genau so machtlos ist,
wie die Bürgerinitiativen der Verwaltung gegenüber.
Schließlich ist ein Kennzeichen der Bürgerinitiativen,
daß sie oft sehr kurzfristig operieren, d.h. sie schießen
wie die sprichtwörtlichen Pilze aus dem Boden, gehen
aber genau so schnell wieder ein. Dieser Komplex von
Einwänden, die man gegen die Bürgerinitiativen machen
kann, könnte nun zu einer totalen Resignation führen —
aber auch zu der Überlegung, die doch ein gewisser roter
Faden in der Diskussion, gerade auch der Teilnehmer aus
dem Publikum gewesen ist, nämlich zu der Frage, wie kön:
nen sich diese Ansätze so entwickeln, wie können sie so
viel Macht gewinnen, daß sie eben nicht nur bloße Bürger-
initiativen mit all diesen Schwächen, die ich genannt habe.
sind, sondern daß sie der Intention einer demokratischen
Kontrolle der städtischen Planung und Verwaltung zum
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Erfolg verhelfen. Und das geht :ur durch das, was mit
einem sehr vagen und auszuarbeitenden Sprichwort ge-
nannt worden ist, entweder gewerkschaftliche Mobilisie-
rung auf die Probleme hin, aus deren Anlaß Bürgerinitia-
tiven entstehen, oder Demokratisierung der Verwaltung.
ULFERT HERLYN: Ohne die von den Diskussionsteil-
nehmern entwickelten Gedanken hier zusammenfassen
zu wollen, gestatten Sie mir einige abschließende Bemer-
kungen.
Wie Sie bemerkt haben werden, hat sich die Diskussion
nur zum Teil auf die zu Beginn vorgeschlagenen Themen-
kreise konzentriert; darüberhinaus wurden eine Reihe
von weiteren Fragen wie z.B. die Neuordnung des Boden-
rechts und die Chancen und Hemmnisse einer gewerk-
schaftlichen Orientierung von Bürgerinitiativen ange-
sprochen.
Trotz des hier herausgestellten ambivalenten politischen
Charakters von Bürgerinitiativen oder ihnen ähnlichen
Stadtteilgruppen und trotz der mannigfachen Schranken,
die eine sich emanzipatorisch verstehende politische Ar-
beit auf der Ebene der Kommune in der faktischen Sozial-
Z
und Wirtschaftsstruktur findet, hat die Diskussion m.E.
doch auch eine gewisse Ermutigung sowohl zur theoreti-
schen Weiterentwicklung wie auch zur praktischen Mit-
arbeit vermittelt.
Die Hauptstoßrichtung der weiteren Arbeit ist m.E. in
einer Verbindung von Aktivitäten im Produktions- und
Reproduktionsbereich zu suchen. Wie ernst die Zusam-
menhänge zwischen Betriebs- und Wohnverhältnissen
zu nehmen sind, zeigt das folgende Beispiel: Kürzlich
kamen einige Studenten zu mir, die in einem Betrieb
mit Arbeitern eine Diskussion zur Mitbestimmung be-
ginnen wollten und sie waren etwas verstört darüber, daß
die Arbeiter zunächst nicht ihre betrieblichen Probleme
thematisieren, sondern mit den Studenten ihre Mietpro-
bleme, Umzugsfragen und weitere Fragen der infrastruk-
turellen Ausstattung des Wohngebiets besprechen wollten
Vorerst scheint es mir kein falsches Fazit zu sein, wenn
man in der gegenwärtigen Entwicklung der gesellschaftli-
chen Verhältnisse sagt, daß diese lokalen Initiativen —
um einen Ausdruck von Urs Jaeggi zu gebrauchen — zur
„Demokratisierung des Alltags” beitragen.
z2E
Hermann Henselmann
VON DER VERANTWORTUNG DES
ARCHITEKTEN
Prof. Dr. E.h. Henselmann (Bauakademie Berlin) hielt dieses;
Referat als Mitglied der DDR-Delegation auf dem Forum
„„Verantwortlichkeit und künstlerisches Schaffen” beim
internationalen Philosophie-Kongreß Varna 1973
Ist. es erlaubt, wenn von Verantwortlichkeit und künstle-
rischem Schaffen die Rede ist, die räumlich gestaltete Um-
welt, die Herausbildung einer Stadtgestalt oder gar Baukunst
ins Gespräch zu bringen? Ist es nicht so, als ob jemand von
Kuchen redet, wenn Menschen hungern? Das fragt man
sich angesichts der millionenfachen Unbehaustheit in der
Welt, der ständig wachsenden Slums und der chaotisch aus-
wuchernden Städte. Dem Verfall der Stadtgestalt stellt sich
die Verramschung der Stadtzentren zur Seite. Aus Markt-
plätzen, den alteingewachsenen Begegnungstätten der Bür-
ger, sind Abstellplätze für Autos geworden, aus den Wohn-
häusern werden Verwaltungsgebäude der Konzerne. Die
Wechsler sitzen nicht mehr nur auf den Stufen der Tempel
ihre Wechselstuben selbst sind an die Stelle der Tempel ge-
treten. Die moderne Architektur, einstmals geprägt durch
Namen wie Le Corbusier, Gropius, Mies van der Rohe, ist
in Verruf geraten. Die studierende Jugend von heute wei-
gert sich, ihr zu folgen, denn die in ihrem Namen gebauten
Hochhäuser der Monopole — Wahrzeichen der Citys — ver-
schleiern gerade durch ihre gläserene Durchsichtigkeit die
Undurchsichtigkeit der Geschäfte des Imperialismus.
Allerdings war und ist die klassische Identität des Wahren.
Guten und Schönen in der Architektur gefährdeter als in
jeder anderen Kunst, und die feierlich postulierten Ziele
verkündeten immer mehr Erwartungals Erfüllung. Trotz-
dem war sie und ist sie auch heute noch auf eine unwahr-
scheinliche Weise am wirkungsvollsten und am dauerhaf-
testen in den Herzen der Menschen angesiedelt. Sie ist Be-
standteil des Heimatbildes. In dieser prägenden Verfesti-
gung der baukünstlerischen Form liegt ihre Stärke, aber
auch ihr Problem.
Die Dialektik von Bewahrung und Aufhebung im Hegel’-
schen Sinne ist der philosophische Kern dieser Problema-
tik. Kontinuität und Diskontinuität, Bindung und Befrei-
ung, die ein ständiges Offenhalten gegenüber der Zukunft
ermöglichen und Bestehendes wie Entstehendes als Ein-
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heit erfassen, bilden das heraus, was wir Gestalt nennen.
Sie ist im Grunde die räumliche Projezierung der von den
Menschen durchlebten historischen Prozesse. Die Aneig-
nung oder Ablehnung der gestalteten räumlichen Umwelt
durch die Bewohner ist Aneignung oder Ablehnung des ei-
genen Schicksals und der eigenen Geschichte. Es ist aller-
dings keine Angelegenheit der Architekten, ob die Bürger
ihre Städte als Händler, als Behandelte oder als Handelnde
betrachten. Die Architekten allein entscheiden nicht da-
rüber, ob die räumliche Umwelt des Menschen ihm, um
mit Marx zu sprechen, als „menschliche Wirklichkeit und
darum als Wirklichkeit seiner eigenen Wesenskräfte”” gegen-
übertritt.
Jedoch gerade deshalb ist der Architekt nicht von der Ver-
antwortung entbunden für die Gestaltung des Raumes, in
dem sich der Mensch bewegt. Denn die8e Gestaltung des
Raumes ist gleichzeitig ein Stück Gestaltung des Menschen
selbst auf dem Wege zu höheren Daseinsformen. Darin be-
steht der tiefste Inhalt des baukünstlerischen Auftrages.
Der Spätkapitalismus mit der ihm eigenen Produktionswei-
se, der Grund und Boden, die Gebäude und ganze Städte
zum Objekt der Kapitalbildung und -verwertung machte,
produzierte eine entsprechende Bewußtseinsstruktur des
Architekten. Die Jahrtausende alte Bindung des Baukünst-
lers ar den Auftraggeber in den Klassengesellschaften de-
formiert sich jetzt zu einer Art Partnerschaft bei der Jagd
nach dem Maximalprofit. Die feierliche Repräsentation
der großen Ideen humanistischer europäischer Traditionen
werden zu Hilfsmitteln der Werbung degradiert. Gleichzei-
tig jedoch regen die völlig veränderten technischen Mittel
und Möglichkeiten die ingeniöse Fantasie der Architekten
mächtig an. Sie führen zu einer neuen Ästhetik, die unse -
rer modernen Produktionswelt entspricht. Es entsteht die
Designer-Vision einer industriell gefertigten konfliktfreien
Welt. Die gesellschaftlichen Vorstellungen vieler Architek-
ten werden von einer spezifischen Spielart des Technokra-
tizismus beherrscht, einer Art Managerverantwortlichkeit
für die Unterbringung der Bevölkerung und für die Gestal-
tung ihrer Städte. Der spektakuläre Vorgang, daß gegen-
wärtig stadtplanerische Maßnahmen zu Skandalen, Demon-
strationen und gewaltsamen Auseinandersetzungen führen,
beleuchtet die tiefe Krise dieser Ideologie. In der Öffent-
lichkeit haftet dem Architekten der Makel der Verantwor-
tungslosigkeit an. Die Bevölkerung protestiert ja nicht al-
lein gegen die Stadtplanung, sondern gegen ein Gesellschafts-
system, das ihre Städte im Interesse der Spekulationen zer-
stört und die Menschen aus ihren Wohungen vertreibt. Der
eingewurzelte Glaube der Architekten, daß das neuere Ge-
bäude auch immer das schönere sei, wird angeknackt. Er
selbst entdeckt sich als Erfüllungsgehilfen von Spekulan-
ten, als Vollstrecker einer scheindemokratisch installierten
Verwaltungsbürokratie und wird von der Bevölkerung auch
so betrachtet.
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Bisher haben sich die Architekten immer als „Anwalt” der
Interessen ihres Auftraggebers verstanden, vor allem gegen-
über den bauausführenden kapitalistischen Firmen. Sie
empfanden sich aber auch als Anwalt der Interessen der
Gesellschaft, wenn sie als Stadtplaner gegenüber Einzel-
interessen auftraten. „Der Architekt muß mehr Gesell-
schaft sein als die Gesellschaft selbst”, erklärte der be-
deutende amerikanische Architekt Frank Lloyd Wright.
Inzwischen schwoll die industrielle Bauproduktion mäch-
tig an. Mit dem unwahrscheinlichen Anwachsen der Pro-
duktivität des Bauwesens veränderten sich die Fertigungs-
methoden und die Quantitäten des zu Bauenden vollstän-
dig. Zwischen dieser Massenproduktion und dem kultu-
rellen Anliegen des Architekten entstand eine Kluft, die
seinen ganzen beruflichen Auftrag, die Art und Weise sei-
ner Existenz als schöpferischem Architekten, ja die ganze
Art und Weise seiner Ausbildung in Frage stellte. Hinzu
kommt der Zusammenbruch der bisher gültigen Wertsys-
teme im Zeichen des unerbittlichen Strebens nach Wohl-
stand, Sicherheit und Konsum. Das hat den Bedeutungs-
und Wertverfall dessen, was gebaut wird, zur Folge. Die
Umverteilung der Bevölkerung als Begleiterscheinung der
wissenschaftlich-technischen Revolution, das Anwachsen
der Bewohner der Städte, die zunehmende Mobilität, vor
allem ausgedrückt durch das Ansteigen des Autoverkehrs,
stellen den Stadtplaner unter den Bedingungen des mono-
polkapitalistischen Systems vor fast unlösbare Aufgaben.
Die Verantwortung des Architekten beginnt mit der Ein-
sicht, daß zwischen den gesellschaftlichen Bewegungen
und seinem städtebaulich-architektonischen Schaffen eine
direkte Beziehung besteht. Unbehaustheit und Ungestaltet-
heit der räumlichen Umwelt bilden einen direkten Zu-
sammenhang.
Mit der Oktoberrevolution entstanden für die Baukunst
im Sozialismus gleichzeitig qualitativ neue Möglichkeiten.
Der leidenschaftliche Wille zur Veränderung der bestehen-
den Welt ergriff also auch die Architekten. Majakowskis
Tagesbefehl an die Kunstarmee mit seinem Ruf: „Stras-
sen sind unsere Pinsel, Plätze unsere Paletten’”, drückte
eine neue Art von Öffentlichkeit der Kunst aus, wie sie
dem Anschauungsbild des Marxismus-Leninismus eigentüm-
lich ist und charakteristisch für die wichtigste Aufgabe der
sozialistischen Kunst, der Herausbildung eines neuen Men-
schenbildes. Es ist bekannt, daß es nicht an Anstrengungen
gefehlt hat, die neue sozialistische Stadtgestalt — als „Vor-
bote dessen, was die Menschheit zu leisten imstande sein
wird” — sozusagen unmittelbar aus dem Feuer der Revolu-
tion und dem letzten imperialistischen Weltkrieg als Zei-
chen der Überwindung seiner Trümmerfelder zu gebären.
Jedoch Marx, Engels und auch Lenin haben diese Überwin-
dung der kapitalistischen Stadt und die Entstehung verän-
derter Besiedlungsformen immer als Bestandteil eines hi-
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storischen Prozesses gesehen, der in Übereinstimmung mit
der Entwicklung der Produktivkräfte und den völlig verän-
derten Beziehungen zwischen den vereinigten Individuen er-
folgt. Die Spezifik der Architektur wiederum besteht darin,
daß sie für ihre Gestaltbildungen einen gewissen Entwick-
lungsstand der technischen Möglichkeiten und der Intensi-
tät des sozial-kulturellen Lebens benötigt. Daraus folgt,
daß die sozialistische Architektur, die den Bedürfnissen der
revolutionären Arbeiterklasse und der Herausbildung sozi-
alistischer Persönlichkeiten dient, einen hohen Entwicklung:
stand der industriellen Massenproduktion zur Grundlage
hat: Dieser hohe Entwicklungsstand setzt die schnelle
Überwindung einer starren Typen- und Verpackungsideolo-
gie voraus und gleichzeitig die entschlossene Hinwendung
des gestaltenden Architekten zu dieser Massenproduktion.
Von nicht wenigen Architekten in der sozialistischen Ge-
sellschaft wird noch die industrielle Produktion als Zwangs-
system empfunden ohne mit der notwendigen Entschlos-
senheit den Kampf aufzunehmen mit den gegenwärtig vor-
handenen Unzulänglichkeiten der Industrie, die erst in die-
ser Breite nach dem zweiten Weltkrieg entstanden ist. Die-
ser Kampf kann jedoch nur unmittelbar gemeinsam mit
den Arbeitern in den Baukombinaten geführt werden. Des-
halb ist die Tätigkeit des sozialistischen Architekten an der
Basis nicht einfach ein Standortwechsel, sondern schließt
eine tiefgreifende Veränderung der Bewußtseinsstruktur
mit ein, welche auch das Verantwortungsbewußtsein be-
rührt. Diese Verantwortung umgreift jetzt nicht mehr das
Bauwerkallein, das errichtet werden soll, sondern auch
die Produktivität des Kombinates, die Qualität seiner Er-
zeugnisse und die prognostische Entwicklung seiner in-
dustriellen Möglichkeiten. Wenn von der materiell-tech-
nischen Basis der Architektur eine hohe Reaktionsfähig-
keit auf die wachsenden Bedürfnisse der Werktätigen er-
wartet werden muß, so gilt das mindestens im gleichen
Maße für jene Reaktionsfähigkeit, die der Architekt auf-
zubringen hat im Blick auf die Veränderungen des einzel-
nen Menschen und der Gesellschaft im ganzen, wie sie sich
unter dem Einfluß der sozialistischen Revolution in Ver-
bindung mit der wissenschaftlich-technischen Revolution
vollziehen. Das gilt besonders für die Gestaltung der Städte
und Ansiedlungen, also für den Städtebau. Selbstverständ-
lich handelt es sich bei der Gestaltung der räumlichen Um-
welt um quantitativ neue und deshalb auch qualitativ ver-
änderte Probleme. Ihre Kompliziertheit der Lösung erfor-
dert eine bestimmte Komplexität der Methode. Deshalb
erscheinen die Steuerung der Urbanisierung in den sozia-
listischen Staaten und die wissenschaftlich-technische Re-
volution als zwei Seiten eines Prozesses beim Übergang der
Gesellschaft vom Kapitalismus zum Kommunismus. Diese
revolutionäre Wandlung bedeutet eine veränderte räumli-
che Organisation der Umwelt, einer Umwelt übrigens auch
in jenem erweiterten Zusammenhang von Biosphäre, w‘s-
senschaftlich-technischem und gesellschaftlichem System.
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In unserer Gesellschaft ist das Kriterium der Lebensfähig-
keit einer jeden lokalen Gemeinschaft ihre wachsende Zu-
gehörigkeit zur gesamten Gesellschaft. Gleichzeitig damit
verändert sich auch die Rolle des Faktors „Raum” in der
Formung der städtischen Ökologie.
Wenn es richtig ist, daß der Informationsreichtum einer SOzi-
alistischen Persönlichkeit zunehmend zur essentiellen Be-
dingung der Gesellschaft wird, daß die soziale Rolle der
emotionalen Sphäre steigt und mit ihr die Rolle der allge-
meinen Kulturinformation und der interpersönlichen Kon-
takte, dann bedeutet diese Qualifizierung eine qualitative
Veränderung der räumlichen Organisation. Kurz: ein sich
wandelndes und verwandelndes Stadtbild. Eben dieses
Stadtbild liefert die einprägsamsten, vielschichtigsten und
dauerhaftesten Informationen selbst.
Die Universalität der sozialistischen Persönlichkeit be-
steht nicht nur im Umfang des Gedächtnisses, sondern
in dessen entwickelter Struktur. Während das System der
Spezialkommunikation dem Individuum immer mächtige-
re Mittel für die Tätigkeit in der Berufssphäre bietet, erfül-
len die Massenkommunikationen die außerordentlich wich-
tige Funktion der „Nachfüllung” der Persönlichkeit mit
allgemeiner Kulturinformation. Sie finden in der Regel
ihren Raum in den Zentren. Die Ökonomie der Zeit, nach
welcher die Stadt gesetzmäßig organisiert sein muß, benö-
tigt (wie das die alten Städte beweisen) im Zentrum die
große Geste des Raumes für den Überfluß an Zeit. Dieser
Dialektik der gestischen Haltung muß natürlich auch die
Plastizität der wichtigsten Gebäude entsprechen. Ihr Stand:
ort ist Herrschaftssymbol. Vielleicht ist es notwendig, über
die Funktion der Feste im städtischen Leben der sozialisti-
schen Gesellschaft nachzudenken. Wenn man davon aus-
geht, daß die Stadt und die charakteristischen Formen des
Neuen im Urbanisierungsprozeß (nicht zuletzt unter dem
Einfluß der Freizeit und der Mobilität im geistigen und ma-
teriellen Leben) veränderte Beziehungen eingehen und die
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Massenkommunikation eine neue Qualität erhalten wird (als
Qualität von kommunizierenden Produzenten und nicht
allein von Konsumenten), dann werden die Städte zu „In-
formationsknoten” mit einer bestimmten kulturellen Be-
deutung, die sich aus der Verbindung von gewachsenen
und neu entstehenden Wertsystemen ergibt. Für die Mit-
glieder von vielen Gruppen wird das Erlebnis „Stadt” auch
durch die Existenz von Zeitabschnitten befestigt, die ihren
Charakter nach aus dem allgemeinen Lebensfluß ziemlich
stark herausragen. Diese Zeitabschnitte, die in Form verein-
barter Handlungen stattfinden und der Integration dieser
Giuppen dienen, kann man „Feste” nennen. Sie werden
in der Form von Festivals, Meetings und ähnlichem das
Stadtbild mehr und mehr chrakterisieren. Sie können zur
bildkünstlerischen Bereicherung der städtischen Räume
beitragen und zu jener Belebung durch Wort und Schrift,
die Bert Brecht die Literarisierung des Straßenbildes nann
te.
Alle diese Bewegungen und Prozesse, welche das Schaffen
des Architekten tief berühren, verlangen eine Komplexität
der Verantwortung, die ungleich höher ist als bisher. Es
ist die Verantwortung eines Menschen, der an der Entwick
lung und Leitung gesamtgesellschaftlicher Prozesse betei-
ligt ist. Das entwickelte sozialistische Gesellschaftssystem
hat alle sozialpolitischen Voraussetzungen geschaffen, um
die Entstehung von Slums zu verhindern, den Grund- und
Bodenwucher zu beseitigen und die planmäßige
Herausbildung eines modernen Besiedlungssystems zu er-
möglichen.
Es wird sehr viel von der Stärke der Persönlichkeit des Ar-
chitekten abhängen, von der schöpferischen Kraft, seinem
Mut zur Verantwortung, seiner Fähigkeit zur Einsicht in
die gesellschaftlichen Gesetzmäßigkeiten und seiner Liebe
zu den Menschen, damit dieses neue Zeitalter in einer hi-
storisch kurzen Frist den Raum erhält, der seiner würdig
ist.











1. Zum Begriff und zur sozialpolitischen Funktion von
Gemeinwesenarbeit
1.1 Funktionen von Sozialpolitik und Sozialarbeit für
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1.2 Zur Entwicklung von Gemeinwesenarbeit als spezi-
fischer Form kommunaler Sozialarbeit
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2.12 Gemeinwesenarbeit für den „Dritten Weg”
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2.21 Gemeinwesenarbeit und „soziale Integra-
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3. Gemeinwesenarbeit und die. politische Aktivierung der‘
„Betroffenen?
Vorbemerkung
Dieser Aufsatz stellt in seinem Hauptteil die veränderte
Fassung von zwei Artikeln dar, die in der „Sozialpäda-
gogischen Korrespondenz” 1) erschienen sind; er soll
zur Diskussion über die Aktionsbedingungen und -for-
men der Sozialbürokratie bei der gegenwärtigen Umstruk
turierung städtischer Regionen sowie über die Möglich-
Arbeitskreis Kritischer Sozialarbeiter Berlin — Kritik der
Methoden der Sozialarbeit. Teil 3: Gemeinwesenarbeit,
in: Sozialpädagogisthe Korrespondenz Nr. 21, (4. Jg.)
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keiten und den politischen Stellenwert der „Partizipation
von . Betroffenen” und der effektiven Vertretung von
deren Interessen bei Planungsprozessen und administra-
tiven Entscheidungen beitragen. Diese Diskussion
weist über die Berufspraxis der Sozialarbeiter hinaus und
tangiert ebenso die Berufsgruppen der Planer und Archi-
tekten sowie im weiteren Sinne alle diejenigen, die sich
mit Problemen infrastruktureller Planung und Politik im
sozialen Bereich auseinandersetzen.
Im vorliegenden Artikel werden schwerpunktmäßig die
Aufgaben und die ideologischen Begründungen von GWA
als konkretem sozialpolitisch relevantem Handlungsbe-
reich, der einen Ausschnitt aus der Berufspraxis der gegen-
wärtigen Sozialarbeit darstellt, untersucht. Bei der Erst-
veröffentlichung wollten wir vor allem eine Diskussion
über Begriff und Ideologie gegenwärtiger Gemeinwesen-
arbeit unter den Sozialarbeiter-Kollegen anregen, um die
zahlreichen sozialreformerischen Illusionen, die an dieser
Form von Sozialarbeit hängen, zu destruieren und um die
gerade innerhalb der eigenen Berufsgruppe vorherrschende
Begriffsverwirrung „ideologiekritisch” aufzulösen. Durch
den Verzicht auf eine materialisitische Analyse konnten
jedoch nicht die politischen und ökonomischen Bedin-
gungen für die Entwicklung von Gemeinwesenarbeit als
einer bestimmten Form von Sozialarbeit geklärt werden,
die nicht mehr ausschließlich die Folgen der aus den ka-
pitalistischen Produktionsverhältnissen resultierenden Ver-
elendungs- und Deklassierungsprozesse an einzelnen „Klien-
ten” oder spezifischen „‚Klienten””-gruppen notdürftig „be-
handelt”, sondern auf die Deprivation sozialer Lebensbedin-
gungen selbst im lokalen Bereich lindernd, kompensatorisch
oder auch nur konfliktkanalisierend reagieren muß.
Aus diesem Grunde konnten wir die dargestellten und kri-
tisierten Konzeptionen von Gemeinwesenarbeit nicht aus-
reichend entsprechend der Frage untersuchen, wie sie ob-
jektiv veränderte Anforderungen an die Berufspraxis der
Sozialarbeit widersprüchlich und verzerrt registrieren.
Im ersten Abschnitt dieses Artikels wollen wir das Ver-
säumte teilweise „nachzuholen” versuchen und die Haupt-
ursachen für die laufend veränderten Ansatzpunkte von
Sozialarbeit und Sozialpolitik innerhalb der (durch den
Produktions- und Verwertungsprozeß des Kapitals defi-
nierten) sich wandelnden Formen der Verausgabung und
Reproduktion der individuellen Arbeitskraft und der Kon-
stitution des gesellschaftlichen Reproduktionsniveaus hy-
pothetisch aufzeigen. Wir beanspruchen jedoch keine voll-
ständige, logisch konsistente und das historisch entwickel-
te Reproduktionsniveau exakt wiedergebende Ableitung.
1972, S. 1-9; Ders. — Bürgerinitiativen, Gemeinwesenar-
beit und Stadtteilarbeit. Kritische Anmerkungen und prak-
tische Beispiele, in: Sozialpädagogische Korrespondenz
Nr. 24. (4. Jg.) 1972, S. 1-23; hier S. 1-3.
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Im zweiten Abschnitt werden dann drei Konzeptionen von
Gemeinwesenarbeit kritisiert, die für jeweils eine politische
Position typisch sind.
Im 3. Abschnitt wird dann versucht, die bis zu diesem Punkt
geleistete Problemskizze, den Versuch einer theoretischen
Bestimmung von Ideologie und Realität der Gemeinwesen-
arbeit, in den Zusammenhang der gegenwärtigen praktischen
Auseinandersetzungen um die Erhaltung minimaler Standards
des gesellschaftlichen Reproduktionsniveaus ( „Bürgerinitiati-
ven”, Stadtteilarbeit) einzuordnen.
Dabei wird insbesondere zu fragen sein, ob.der sozialpoli-
tische Handlungszusammenhang, den die Planer und Archi-
tekten dem Problembereich „Partizipation, die Sozialar-
beiter (—berufsfeldspezifischer—) der „Gemeinwesenarbeit’
zuordnen, in der Lage ist, die Verschlechterung der gesell-
schaftlichen Reproduktionsbedingungen punktuell aufzu-
halten bzw. zu kompensieren sowie die Selbsthilfe und Or-
ganisierung der davon am härtesten „Betroffenen”, d.h.
der Arbeiterklasse und anderer ausgebeuteter lohnabhän-
giger Schichten zu unterstützen.
ZUM BEGRIFF UND ZUR SOZIAL-
POLITISCHEN FUNKTION VON
GEMEINWESENARBEIT
1.1 Funktionen von Sozialpolitik und Sozial-
arbeit für die Reproduktion der Arbeits-
kraft
Im entwickelten kapitalistischen System hat die Sozialar-
beit die „klassische” Funktion, diejenigen aufzufangen,
die durch Regelungen der staatlichen Sozialpolitik nicht
erfaßt werden, d.h. keinen ausreichenden Rechtsanspruch
an das „System sozialer Sicherung” — z.B. an Kranken-,
Unfall-, Invaliditäts- und Altersversicherung, Kriegswai-
senversorgung usw. haben 2), und auch von ihren jewei-
ligen Primärgruppen nicht unterstützt werden. Unter „So-
zialpolitik” und „System sozialer Sicherung” verstehen
wir dabei die Gesamtheit der staatlichen Maßnahmen zur
Milderung der Folgen der den Verkauf der Arbeitskraft
beschränkenden „proletarischen Risiken” im gesamtka-
pitalistischen Interesse.
Während die Sozialarbeit zu Beginn der Entwicklung des
Kapitalismus noch als „Armenpflege” quasi ein „Vor-
läufer” der Sozialpolitik war, neben der (vorwiegenden)
armenpolizeilichen Kontrolle und Repression auch die in-
dividuelle Existenz der betroffenen „„Klienten” minimal
absicherte, lassen sich ihre wesentlichen Aufgaben im ent-
wickelten Kapitalismus als die das sozialpolitische Instru-
2) Die folgenden Ausführungen können detaillierter nachge-
lesen werden in: W. Hollstein / M. Meinhold (Hrsg.) — So-
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mentarium des sog. „Sozialstaats’”” ergänzenden reproduk-
tiven Funktionen zur Sicherung der materiellen Existenz
und zur Erhaltung bzw. Wiederherstellung bestimmter phy
sischer und psychischer Funktionsqualitäten der Arbeits-
kraft darzustellen. Sozialarbeit ist also praktisch ein „Lük:
kenbüßer” der Sozialpolitik, zuständig für alle noch nicht
gesetzlich generalisierten „Hilfen”” in Situationen, in de-
nen die Reproduktion gefährdet ist.
Von dieser Funktionsbestimmung der Sozialarbeit als ei-
ner Institution zur Ergänzung der übrigen Sozialpolitik
ist zu unterscheiden der Begriff von Sozialarbeit als spe-
zifischer erzieherischer und beratender Tätigkeit, als per-
sönliche Hilfeleistung, die in die Reproduktionskosten
der Arbeitskraft eingeht. In der bürgerlichen Literatur zur
Sozialarbeit wird nicht unterschieden zwischen Sozialar-
beit als „Institution”” und als „reproduktive Tätigkeit”,
um ihre zeitlose Gültigkeit, unabhängig von ihrer kapita-
listischen Anwendung, zu behaupten.
Dagegen kommen in den verschiedenen Maßnahmen von
Sozialpolitik und Sozialarbeit widersprüchliche Tenden-
zen zum Ausdruck: Einerseits ist es notwendig, der Aus-
beutung der Arbeitskraft im gesamtkapitalistischen Inte-
resse durch Staats-,.interventionen” legale Schranken zu
setzen, andererseits sind diese legalen Schranken — z.B.
Arbeitsschutzgesetze, Versicherung und Versorgung —
Reaktionen des Staatsapparats auf Klassenkämpfe und
Forderungen der Arbeiterorganisationen.
Durch die laufend veränderten widersprüchlichen Aus-
wirkungen des kapitalistischen Produktions- und Verwer-
tungsprozesses werden immer größere-Teile der lohnab-
hängigen Bevölkerung in den Bereichen von Arbeit, Woh-
nen, Erziehung und „Umwelt”” sozial und psychisch be-
schädigt, was sich als Prozeß einer permanenten „Diffe-
renzierung von Notlagen” darstellt. Der Staatsapparat
sieht sich im Interesse der Erhaltung bestimmter Stan-
dards der gesellschaftlichen Reproduktion gezwungen,
auf diesen Prozeß u. a. mit fortschreitend differenzier-
teren partikularen „Leistungen”, „Hilfen”” und „,Maß-
nahmen” im Rahmen von Sozialpolitik und Sozialarbeit
zu reagieren. Die laufend veränderten und differenzierter
werdenden Anforderungen des kapitalistischen Produk-
tionsprozesses an die Qualifizierung und an die Ausbeu-
tungsfähigkeit der Arbeitskraft bringen fortwährend neue
klassenspezifische Beschränkungen des Verkaufs und der
Regeneration der Arbeitskraft hervor, die sich darstellen
als permanente Deklassierungs- und Dequalifizierungspro-
zesse, als laufendes Überflüssigwerden bestimmter Berufs-
funktionen, als physische und psychische Stresserscheinun-
zialarbeit unter kapitalistischen Produktionsbedingungen,
Frankfurt 1973; Autorenkollektiv — Gefesselte Jugend.
Fürsorgeerziehung im Kapitalismus, Frankfurt 1971.
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gen durch rasch wechselnde Arbeitsplatzanforderungen und
verstärkte Intensivierung der Arbeit, als Vergrößerung der
industriellen Reservearmee.
Durch die forcierte Umwandlung der gesellschaftlichen Re-
produktionsbedingungen infolge der laufend veränderten
Anforderungen des kapitalistischen Verwertungsprozesses
— für die die gegenwärtigen umfassenden Stadtsanierungs-
und —entwicklungsmaßnahmen nur. ein Beispiel unter vie-
len sind — ergeben sich neue Beeinträchtigungen für „die Re-
produktion der Arbeitskraft, die „sozialplanerisch”” gemil-
dert werden sollen.
Die Sozialarbeit muß so einerseits, statt ausschließlich
Symptome sozialer Deklassierung caritativ zu mildern und
Ausfallbürge für mangelnde sozialpolitische Leistungen zu
sein, neben reinen Betreuungs- und Kontrollaufgaben ver-
stärkt differenzierte Funktionen zur (Re-) Qualifizierung
der Arbeitskraft übernehmen („Sozialpädagogik””: Korrek-
tur „fehlgelaufener”” Sozialisationsprozesse) und anderer-
seits zur minimalen Absicherung der kollektiven Reproduk
tionsbedingungen gegen deren laufende Verschlechterung
beitragen.
1.2 Zur Entwicklung von Gemeinwesenarbeit
als spezifischer Form kommunaler
Sozialarbeit
Die gegenwärtigen, im anglo-amerikanischen Bereich ent-
wickelten Begriffe und pragmatischen methodischen Kon-
zepte der Sozialarbeit, wurden in Westdeutschland nach
1946 im Rahmen der amerikanischen „Reeducation” und
der materiellen Unterstützungsprogramme, innerhalb deren
die Sozialarbeit (= „Social work”; vorher: „Fürsorge”) eine
zentrale Funktion hatte, eingeführt: die professionalle, mit
bestimmten eingeübten Tätigkeitsmustern und Kenntnissen
operierende Sozialarbeit unterscheidet als „Arbeitsmethoden’
Einzelfallhilfe (= case work), Gruppenarbeit (= group work)
und Gemeinwesenarbeit (=Community organization, Commu-
nity development). Während die ersten beiden Methoden
„psychische und soziale Störungen”’:an einzelnen „Klienten”’
oder Klientengruppen quasi therapeutisch zu „behandeln”
Zur Kritik der Methoden Einzelfallhilfe und Gruppenarbeit
siehe SPK Nr. 17 (1970) und Nr. 19 (1971). Wir zitieren
hier das Vokabular der alten Fürsorgeethik und des anglo-
amerikanischen social work. Beide verschleiern durch an
organologischen Gesellschaftsbildern, an soziologischen
Devianztheorien und medizinischen Pathologiekonzepten
orientierte Verhaltensinterpretationen, die vom kapitalisti-
schen Wirtschaftssystem permanent produzierten sozialen
Deklassierungs- und Verelendungsprozesse sowie die ent-
sprechenden sozialen und psychischen Auswirkungen auf
die Betroffenen, Die „Notsituationen”, die Anlaß fürsor-
gerischer Intervention sind, werden mit soziologischem,
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beanspruchen, soll durch Gemeinwesenarbeit in sozial de-
pravierten Gemeinden, Stadtteilen oder „N achbarschaften”
(neighbourhoods) „soziale Integration’” und die Beseitigung
sozialer Defizite unter größtmöglicher Eigeninitiative der Be-
wohner hergestellt werden . 3)
Die Methoden der Einzelfallhilfe und Gruppenarbeit wurden
in Westdeutschland relativ schnell adaptiert — entsprechend
der Ideologie, die durch das „Wirtschaftswunder” und
durch das (aufgrund der Konkurrenz zum sozialistischen
Lager verstärkt) ausgebaute System sozialer Sicherung
genährt wurde, daß es kein klassenspezifisches Elend mehr
gäbe, sondern allenfalls ein paar arme „Zurückgebliebene”
Die verstärkte Rezeption und praktische Anwendung von
Gemeinwesenarbeit als „dritter Methode” der Sozialar-
beit erfolgt in Westdeutschland jedoch auffälligerweise zu
einem späteren Zeitpunkt: Nach dem Ende der Rekonstruk-
tionsperiode und des forcierten wirtschaftlichen Wachstums,
mit der. Krise von 1966/67 treten die bisher latenten Klassen-
konflikte und gesämtgesellschaftlichen „Disparitäten”” offen-
hervor. Diese Disparitäten verschärfen sich weite: gegen En-
de der 60er Jahre parallel zu der durch die Krise enorm be-
schleunigten Konzentration und Zentralisation der Kapita-
le, mit der die Entwicklung der materiellen und sozialen
Infrastruktur (als Rahmen für die Reproduktion des Kapi-
tals) nicht Schritt hält. Die chronische Labilität der konjunk-
turellen Situation ‚und die allgemeine Verschlechterung
der Reproduktionsbedingungen der Arbeitskraft erfordern
vermehrte „Interventionen” des Staatsapparates zur wirt-
schaftlichen und sozialpolitischen Steuerung und Planung
(„konzertierte Aktion”, Stabilitäts- und Wachstumsgesetz,
mittelfristige Finanzplanung, Bildungsplanung, Vereinheit-
lichung und Ausbau des Arbeits- und Sozialrechts usw.).
Mit der Entwicklung von staatlichen Instrumenten zur An-
passung der gesellschaftlichen Reproduktionsbedingungen
entsprechend den veränderten Verwertungsbedürfnissen
des Kapitals, insbesondere zur Steuerung des Agglomera-
tionsprozesses (vorläufige Höhepunkte: Raumordnungsge-
setz, Gemeindefinanzreform, Städtebauförderungsgesetz)
wird deshalb auch die Gemeinwesenarbeit als zusätzliches
Instrument der Beeinflussung lokaler Lebensbedingungen
als Praxisfeld der Sozialarbeit übernommen.
psy chologischem oder medizinischem Vokabular schein-
bar „wertneutral’” beschrieben: statt von den Opfern des
kapitalistischen Produktions- und Verwerungsprozesses, von
industrieller Reservearmee etc. zu reden, redet man von
„Klient”, „Schwachen”, „Kranken”, „Hilfsbedürftigen”
etc. und verschweigt dabei, was sie dazu macht. (vgl. dazu
W.A. Friedländer / H. Pfaffenberger (Hrsg.) — Grundbegr’;
fe und Methoden der Sozialarbeit, Neuwied-Berlin 1966;
sowie J. Boer / K. Utermann — Gemeinwesenarbeit. Ein-
führung in Theorie und Praxis, Stuttgart 1970: Boer/
Utermann reproduzieren die Begrifflichkeit der Einzelfall-
und Gruppenarbeit auch bei der Gemeinwesenarbeit).
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Die „Community Organization” war hervorgegangen aus
der bürgerlichen sozialreformerischen Bewegung der zwan-
ziger Jahre — dem Versuch der Intelligenz, in den amerika-
nischen Ghettos „erzieherisch”” zu wirken durch Verbrei-
tung von Kultur und Bildung, um die Unterprivilegierten
zur „Selbsthilfe”” — verstanden als Anpassung an die herr-
schenden Normen und Verhaltensweisen — anzuregen; pa:
rallele Bestrebungen gab es in England und Deutschland
(Berlin: Haus der Volksarbeit). Waren diese Anfänge der
Gemeinwesenarbeit größtenteils daraufhin angelegt, die
erfolgreiche Stadtteilarbeit und Selbsthilfe der Arbeiter-
organisationen zu bekämpfen und gleichzeitig der grenzen-
losen Zunahme des Elends in den Ghettos zu begegnen, so
handelt es sich bei der gegenwärtig betriebenen Gemeinwe-
senarbeit um eine staatliche Abstützung bzw. Übernahme,
Erweiterung und Systematisierung der bisher vereinzelten
caritativ-wirkungslosen Aktivitäten:
Die Sozialbürokratie und die „freien’” Wohlfahrtsverbände
versuchen gegenwärtig verstärkt, ihre bisher unkoordinier-
ten und den sozialpolitischen Regelungen sowie der „Selbst
hilfe” der „Bürger”” nachgeordneten Aktionen in bestimm-
ten sozialdepravierten Lebensbereichen — insbesondere in
den Bereichen Wohnen, Erholung, Versorgung mit allge-
meinen sozialen Einrichtungen und Diensten — aufeinan-
der abzustimmen und in den allgemeinen Zusammenhang
„interventionistischer”” staatlicher Maßnahmen zur Beein-
flussung der gesellschaftlichen Reproduktionsbedingun-
gen einzuordnen. Die heutige Gemeinwesenarbeit stellt
somit ein Bündel von Aktionen der Sozialbürokratie und
auch der freien Wohlfahrtsverbände dar, die ansetzen bei
sozialen „Mangelerscheinungen” (so die Sprache der bür-
gerlichen Apologeten) im lokalen Lebensbereich bzw. an
den sozialen Folgen der Zerstörung der gewohnten Lebens-
bedingungen durch die Anforderungen der wirtschaftlichen
Entwicklung, z.B. an den Folgen der Zerstörung von Stadt-
teilen (Sanierung) und .des unkoordinierten, „verplanten”
Neubaus von Satellitenstädten. Gängige Ansatzpunkte von
Gemeinwesenarbeit sind Proteste gegen die unzureichende
Ausstattung mit Versorgungseinrichtungen, Schulen und
Erholungsstätten, schlechte Verkehrsbedingungen, die
„mangelhafte Integration” der Bewohner und. überdurch-
schnittlich hohe „Devianzziffern”” (z.B. Kriminalität, Miet
schulden, Arbeitslosigkeit etc.).
Oberflächlich betrachtet bestehen zwischen den zahlrei-
chen Aufgaben, die unter „Gemeinwesenarbeit” fallen oder
ihr zugerechnet werden können, zwischen den vielfältigen
konkreten Arbeitsfeldern, Aktionsformen, „Zielgruppen”
sowie den möglichen Arbeitsaufträgen der verschiedenen
Zur klassischen Fürsorgeklientel gehören die deklassierten
Arbeiter, die Angehörigen der industriellen Reservearmee,
Anstellungsträger — oft nicht mehr Gemeinsamkeiten as
die, daß sie von einer oder von mehreren Personen in einem
bestimmten Gebiet ausgeführt oder von derselben Stelle fi-
nanziert werden. Es wird deshalb oft vergessen, daß die So-
zialarbeit, und insbesondere die Gemeinwesenarbeit bei al-
ler sozialen Flickschusterei, die in dem chaotischen Aufga-
benwirrwarr zum Ausdruck kommt, — durch ihren Einsatz
in „depravierten Lebenssituationen””, „sozialen Brennpunk-
ten”, „desintegrierten Wohngebieten” usw. auch einen be-
stimmten Stellenwert innerhalb der Reproduktion der
durchschnittlichen Arbeitskraft einnimmt. Darüber täuscht
die offensichtliche repressive Funktion von Sozial- bzw.
Gemeinwesenarbeit, soziale und politische Konflikte zu
kanalisieren und caritative Trostpflaster zu verpassen, häu-
fig hinweg. Verschiedenartige Momente, die die reproduk-
tive Funktion von Gemeinwesenarbeit konstitutieren, er-
geben sich beispielsweise aus:
— „beratenden und betreuenden” Aufgaben (Beratung
bestimmter Gruppen (Eltern, Mieter etc.), persönliche
Hilfe in Notsituationen etc.);
„sozialerzieherischen”” Aufgaben (Aufklärung, Vermitt
lung von Formen der Bedürfnisartikulation, Schulung
für bestimmte „soziale” Tätigkeiten etc.);
„sozialplanerischen”” Aufgaben (Ermittlung planungs-
relevanter Daten für die soziale Infrastrukturgestaltung,
„fachkundige” Charakterisierung von Betroffeneninte-
ressen für planerische und invervenierende Verwaltungs-
maßnahmen etc.);
„koordinierenden”” Aufgaben (Koordination sozialer
Dienstleistungen und Einrichtungen, Informations- und
Kontaktvermittlung zwischen Behörden und freien Wohl-
fahrtsverbänden etc.) und anderen Aufgaben.
Die reproduktiven Funktionsmomente von Gemeinwesen-
arbeit können bei einem weitgefaßten Aufgabenbereich u.
U. für die konkrete Gestaltung der lokalen Lebensbdingun-
gen so wichtig sein wie die Berücksichtigung minimaler
Qualifikationsansprüche im Prozeß der schulischen und be-
ruflichen Ausbildung.
Sozialarbeit versucht also nicht mehr ausschließlich oder
überwiegend einzelne, aus irgendwelchen Gründen „auf-
fällig gewordene und aus ihrer Klassenlage herausgefal-
lene Klienten und Klientengruppen 4) jeweils für sich
zu beeinflussen (anzupassen, zu erziehen, in den Arbeits-
prozess zu reintegrieren, zu versorgen usw.), Gemein-
wesenarbeit ist vielmehr als diffuser Reaktionsprozess
von Sozialbürokratie und „freien’”” Wohlfartsverbänden zu
verstehen, als Versuch, die Verschlechterung der kollekti-
der Pauperisierten — vgl. dazu die Analyse in: Karl Marx -
Das Kapital, Band I (MEW 23, S. 675).
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ven Lebensbedingungen 5) als Folge der sich verschärfen-
den Widersprüche in der Entwicklung der kapitalistischen
Gesellschaft der BRD innerhalb eng gezogener Grenzen
und neben anderen „sozialstaatlichen Interventionen”
teilweise zu kompensieren, um damit den Klassenkonflikt
auf manipulierbarer Stufe zu halten und weitere Verschlech-
terungen des gesellschaftlichen Reproduktionsniveaus im
gesamtkapitalistischen Interesse einzudämmen.
Diese Verschlechterung gesellschaftlicher Reproduktions-
bedingungen trifft die Arbeiterklasse am härtesten und di-
rektesten. Wann wird schon ein angenehmes Villenviertel
im großen Maßstab „saniert ”” solange dort die Villenbe-
sitzer noch wohnen? Wo fehlt es praktisch an allen sozia-
len Einrichtungen? Für wen werden die öden Betonsilos
hingeklotzt?
Im folgenden beziehen wir uns auf folgende Literatur:
M.G. ROSS — Gemeinwesenarbeit — Theorie, Prinzipien,
Praxis, Freiburg 1968; S.D. ALINSKY — Reveille for Radi-
kals, Chicago 1946; H. SPECHT — Disruptive Taktiken in
der Gemeinwesenarbeit, in: C.W. Müller/P. Nimmermann
(Hrsg.) — Stadtplanung und Gemeinwesenarbeit, Texte
und Dokumente. München 1971, S. 208 — 277.
Es lohnt sich, die professionelle und die poli-
tische Biografie der 3 Autoren, insbesondere hinsichtlich
ihrer praktischen und ihrer wissenschaftlichen Arbeit zur
Kenntnis zu nehmen, da sie „signifikant”” mit der jeweils
vertretenen Position korreliert: während sich ROSS als
ein saturierter Vertreter der herrschenden Klasse präsen-
tiert, zeigt die Entwicklung von Alinsky und teilweise auch
von Specht einige für eine steil nach oben führende bourge-
oise Karriere nicht konsistente Momente, insbesondere in-
nerhalb ihrer praktischen „Basis”-Arbeit (gekennzeichnet






Nachdem versucht wurde, einige gesellschaftliche Funktio-
nen von Gemeinwesenarbeit und allgemein von Sozialar-
beit zu benennen, sollen nun auf diesem Hintergrund 3
verschiedene Konzeptionen — die sich der konservativen
Position (ROSS), der sozialreformerischen (SPECHT) und
der radikaldemokratischen Position (ALINSKY) zurechnen
lassen — referiert und kritisiert werden. ©) Dabei muß aller-
AKS) in Chicago. Mit Hilfe einer Stiftung für Industriegebiete
und mit Unterstützung progressiver Kirchengemeinden organi-
sierten Alinsky und sein Stab später das Negerviertel von
Rochester, New York und die mexikanischen Wanderarbeiter
in Kalifornien, Heute unterhält Alinsky ein Trainingszentrum
für Gemeinwesenarbeiter in den USA.” (aus: Müller/
Nimmermann, a.a.O., S. 255).
Texte und Dokumente. München 1971, S. 255).
Die Angaben in „Who is Who in America” (37, Ausgabe,
1972-73, Vol 1, Chicago 1973, S. 37) beschränken sich im
wesentlichen auf die oben angeg. Daten ohne nähere Erläute-
tungen.
Harry SPECHT:
„Jahrgang 1928, Associate Professor an der School of Social
Welfare der Universität von Kalifornien, Berkeley, hat vor
seiner Lehrtätigkeit an einigen Universitäten von New York
und Kalifornien eigene Erfahrungen in der Praxis von
„Community Organization’” sammeln können, Als stellver-
tretender Leiter des Gemeinwesenprogramms von „Mobili-
zation for Youth” in New York City ist er maßgeblich an
der Entwicklung dieser ersten „multifunctional agency”,
die Konfliktkategorien erprobte, beteiligt gewesen. Im Rah-
men des „war on poverty” hat er „community action pro-
grams”” in Kalifornien initiiert und wissenschaftlich beglei-
tet.” (aus: Müller / Nimmermann, a.a.O., S. 256) Angaben
in irgendwelchen „Who is Who” waren nicht zu finden).
Hinweise auf weitere Veröffentlichungen der Autoren:
Murray G. ROSS:
geb. 1912; 1936 Bachelor of Arts (Acadia University);
1938 Magister Artium (Univ. Toronto); 1939 Post Gra-
duate Work Sociology (Univ. Chicago); 1949 Doctor of
Education (Columbia Univ.); 1960 Doctor of Common
Law (Acadia Univ.); 1971 Doctor of Literature (York
Univ.). Seit 1960 Präsident der York University (neue
Univ., Toronto/Canada). 1945 — 47 Mitarbeiter der Re-
search Association der Canadian Youth Commission;
45 - 48 Sekretär des Canadian Institute of Public Affairs;
51 — 55 Mitarbeiter der Association of Social Work (Univ.
Toronto); seit 55 Professor; 57 Vizepräsident der Univ. To-
ronto. Direktor der Continental Canada Company of Cana-
da Ltd.; Direktor der Associates Acceptance Co Ltd.; Direk-
tor des Capital Growth Fund; Direktor der Time Canada Ltd.
Chairman, Trustee, Fellow usw. usf. zahlreicher wissenschaft-
licher und „gesellschaftlicher” Vereinigungen. (aus: The Ca-
nadian Who is Who, Vol XII, 1970-72, Toronto 1972, S. 964)
Saul ALINSKY:
„Jahrgang 1909, studierte an der Chicagoer Universität So-
ziologie und arbeitete anschließend als Kriminologe im Staats-
gefängnis von Joilet. Um 1940 organisierte er die „Bewegung
der Hinterhöfe” (ie. „‚Back-of-the-Yards-Neighbourhoods””,
(Diese konnten von uns aus Zeitgründen nicht berücksich-
tigt werden; Angaben über Erscheinungsorte waren meist
nicht zu bekommen)
ROSS — The New University, 1961
— Case Histories in Community Organization,
1958;
(mit C.E. Hendry) — New Understandings in Lea-
dership, 1957;
(1945-55 versch. jugendsoziologische Veröffent-
lichungen; 55-61 versch, allg, erziehungswissenschaft-
liche Veröffentlichungen);
Unesco — Report. Theory and Principles of Com-
munity Development.
ALINSKY — Rules for Racicals, New York — Toronto 1971;
- (mit M.K. Sanders — The Professional Radical,
1970;
John L. Lewis, a Biography, 1949/1970.
(versch. soziologische, psychologische und erzie-
hungswissenschaftliche Zeitschriftenaufsätze).
SPECHT — (mit R.M. Kramer, Hrsg.) -Readings in Com-
munity Organization Practice, Englewood Cliffs
N.J., 1969.
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dings in Rechnung gestellt werden, daß sich die nordameri-
kanischen Verhältnisse, von denen die referierten Positio-
nen ausgehen, nicht ohne weiteres auf die europäische, ins-
besondere die westdeutsche Situation übertragen lassen,
und daß sie nicht die aktuelle Praxis in „Gemeinwesen”
schildern. Sie dienen vielmehr zur Veranschaulichung des-
sen, was gesellschaftspolitisch innerhalb des begrenzten Ak
tionsbereichs von Gemeinwesenarbeit in kapitalistischen
Systemen (ob in Nordamerika oder Europa) und bei den
gegebenen institutionellen Rahmenbedingungen (Sozial-
bürokratie und „freie”” Wohlfahrtsverbände) konzeptionell
denkbar und real durchführbar ist. Hinsichtlich europä-
ischer, insbesondere westdeutscher Verhältnisse muß der
Aktionsrahmen von Sozial- und Gemeinwesenarbeit enger
gezogen werden, da in den USA und in Kanada staatliche
Instanzen in weit geringerem Ausmaß längerfristige ge-
samtkapitalistische Interessen (hier: im Bereich der sozia-
len Infrastruktur) wahrnehmen.
Dies gilt vor allem für die gesamte „soziale Sicherung”
und Sozialarbeit, die überwiegend der sog. „Eigeninitiati-
ve” kommerzieller und privater „welfare” bzw. „social-
service” — Organisationen, caritativen Vereinen etc. über-
lassen ist.
Die Konzeptionen werden nach folgenden Fragestellun-
gen untersucht:
a) Wie wird die Notwendigkeit von Gemeinwesenarbeit
begründet und welche Zielsetzungen werden für die
Gemeinwesenarbeit definiert?
b) Welche Mittel und „methodischen Schritte werden
zur Durchsetzung der Ziele angegeben?
2.1 Zielvorstellungen der Gemeinwesenarbeit
2.11 Gemeinwesenarbeit für das ‚„‚Gemeinwohl”
(ROSS)
Ross’ Ausgangsposition ist die Feststellung der Entfrem-
dung und ihrer Erscheinungsformen in den „westl. In-,
dustrienationen”. „Der Mensch ist unfähig, in den west-
lichen Industrienationen, Sicherheit zu empfinden . . .
Angst, Einsamkeit, Depressionen und Neurosen nehmen
Überhand und behindern ernsthaft. unser menschliches
Streben nach Würde, Stabilität und Glück” 7)
Unausgesprochen bezieht sich Ross auf den Gesellschafts-
begriff der „„Strukturell funktionalistischen Theorie”, etwa
von Parsons, bei dem der rasche Strukturwandel der Ge-
sellschaft im Gefolge der Industriealisierung für einen Zu-
stand gesellschaftliche Anomie verantwortlich gemächt‘
wird.Die Sozialstruktur gerät in Unordnung, die Individu-
en werden dadurch Spannungen ausgesetzt.
7) Ross, a.a.0., 5. 18
Ross beschränkt sich hier auf die Nennung „individueller””
Symptome, während dessen gesellschaftliche Ursachen, z.B.
Arbeits- und Wohnsituation von vornherein ausder Darstel.
lung ausgeklammert werden. Indem Ross außerdem die in-
dustrielle Gesellschaft schlechthin für die beobachteten
Symptome verantwortlich macht, deren Auftreten er Sozu-
sagen als „Preis des Fortschritts” darstellt, stellt sich für
ihn gar nicht die Frage, ob Industriegesellschaft zwangsläu-
fig zur Entfremdung führen muß, oder nur in ihrer kapita-
listischen Form.
Als Antwort auf die ermittelte Entfremdung sieht Ross die
Notwendigkeit, funktionale Zusammenschlüsse zu entwik-
keln, als deren Mitglieder die einzelnen Bürger ein „gewis-
ses Gefühl der Zugehörigkeit und der Mitsprache über ihre
Lebensbedingungen”” 8) gewinnen können und ein neues
Nachbarschaftsgefühl.
Gemeinwesenarbeit wird von Ross als Mittel eingeführt um
die „Mißstände der industriellen Gesellschaft”” zu beseiti-
gen oder zumindest zu mildern.
Nach Ross existieren in den Gemeinwesen gemeinsame pri-
märe Bedürfnisse und Zielvorstellungen. Er unterstellt eine
pluralistische Gesellschaft, als von Klassenkämpfen frei, de-
ren verschiedene Interessengruppen ein Gemeinwohl als
existent anerkennen und sich ihm zusammenarbeitend un-
terordnen. Bei dieser Ausgangsposition können Konflikte
allenfalls hinsichtlich der Rangfolge von Bedürfnissen auf-
treten, denn nach der Pluralismus-Theorie existieren Wider
sprüche, die innerhalb des bestehenden Systems unlösbar
sind, nicht. In dieser Ausgangsposition steckt ein Univer-
salitätsanspruch, dessen Einlösung tatsächlich aber immer
nur partikular ist. Mit anderen Worten: In der konkreten
gesellschaftlichen Realität, die bei Ross aus der Analyse
ausgeklammert wird, setzt die herrschende Klasse aufgrund
der bestehenden Verfügungsgewalt über die Produktions-
mittel und der daraus resultierenden-Machtverhältnisse
ihre Interessen durch. *
Anstelle der durch ökonomische Bedingungen bestimm-
ten Interessen von Gruppen und Individuen setzt Ross die
idealistische-Fiktion’des „Menschen, der aufgrund von.
Einsichtsfähigkeit und Vernunft am Prozeß der Willensbil-
dung teilnimmt: „Der Begriff Gemeinwesenarbeit, wie er
in diesem Buch gebraucht wird, bezeichnet einen Prozeß
in dessen Verlauf ein Gemeinwesen seine Bedürfnisse und
Ziele.feststellt, sie ordnet oder in eine Rangfolge bringt,
Vertrauen und den Willen entwickelt, etwas dafür zu tun,
innere und äußereQuellen mobilisiert, um die Bedürfnisse
zu befriedigen, daß es also in dieser Richtung aktiv wird
8) Ross, a.a.0., ebd.
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und dadurch die Haltungen von Kooperation und Zusam-
menarbeit und ihr tätiges Praktizieren fördert” 9).
Dies Konzept geht von der Vorstellung aus, daß durch die
Beteiligung möglichst vieler Bewohner des Gemeinwesens
der Zustand einer als ursprünglich angenommenen Har-
monie wiederhergestellt werden könne. Die Frage, wie
denn soziale Institutionen verbessert und gesellschaftliche
Bedingungen verändert werden könnten ohne dabei in Kon-
flikt zu geraten mit den Repräsentanten kommunaler Herr-
schaft und ökonomischer Macht, wird von Ross nicht ge-
stellt, geschweige denn beantwortet. „Für ihn sind die In-
teressen der Herrschenden in jener ideologischen Weise
identisch mit den herrschenden Interessen, als nur sie
zum Gegenstand der Aktivität von Gemeinwesenarbeit
befördert werden können” 10).
Die Harmonie-Theorie von Ross nur als „idyllisch” und
wirklichkeitsfremd abzutun, wäre zu wenig. Ihr konkre-
ter Zweck ist die Legitimation und Erhaltung der beste-
henden Gesellschaft. Das wird noch einmal deutlich,
wenn Ross bestreitet, daß Gemeinwesenarbeit partiku-
lare Interessen vertreten könne: „Gemeinwesenarbeit
ist keine Minderheitenbewegung und kann nicht von Be-
dürfnissen oder Beanstandungen ausgehen, die nur einer
kleinen Gruppe im Gemeinwesen wichtig sind. Es muß
sich . . . um ein Anliegen handeln, das von breiten Krei-
sen des Gemeinwesens als ein solches verstanden wird.” 11)
Tatsächlich geht es darum, den herrschenden Interessen
alle anderen unterzuordnen und Ansprüche, die diesen
entgegenstehen als abweichend zu diskriminieren. Der
Handlungsspielraum der Gemeinwesenarbeit wird am lo-
gischerweise systemkonformen Handeln der Herrschen-
den gemessen. Die auftretenden Konflikte sind dann sol-
che, die der Interessengemeinschaft der Herrschenden ent-
stammen. Diese können in der Tat durch Kompromiß und
Festlegung der Rangfolge ihrer Lösung miteinander verein-
bart werden.
Der „Realismus”, den Ross an den Tag legt, wenn er die
immanente Lösbarkeit eines Problems zum Kriterium der
Auswahl von Handlungsstrategien macht, ist der Realis-
mus derjenigen, denen zum Glück nicht mehr fehlt, als
die neue Straßenbeleuchtung.
„Den kleinen, systemimmanenten Konflikten der Gemein-
de gilt die ganze Liebe des Autors.” (Müller) 112) Ross
9) Ross, a.a.0., S. 58
10) C.W. Müller — Die Rezeption der Gemeinwesenarbeit
in der BRD, in: Müller / Nimmermann, a.a.0., S. 233
11) Ross, a.a.O., 5. 143
1la) Müller, a.a.0. S. 233
7
——
will mit Hilfe der Gemeinwesenarbeit vorhandene Resig-
nation und Apathie durch das befriedigende Gefühl der
„Teilnahme und des Gebrauchtwerdens” (Ross) ersetzen.
Dies geschieht nicht nur im Interesse der Indvyiduen, son-
dern ist notwendig für das Überleben der Demokratie. Ross
leugnet nicht das Vorhandensein individueller Unterschie-
de, widerstreitender Ideen und Spannungen. „Aber wir
sind der Ansicht, daß ohne ein Übungsfeld, auf dem ein ge-
wisses Maß an Verständigung und Übereinkünften erreicht
wird, Individualismus und soziale Konflikte überhandneh-
men tn eine gesellschaftliche Auslösung eintreten könn-te.” 12
Ihrem Anspruch nach ist also Gemeinwesenarbeit hier Wohl-
fahrt des Individuums und Wohlfahrt der Gesellschaft. Aber
auch die oben angesprochene Sorge um den Bestand der Ge-
sellschaft und der Demokratie führt bei Ross nicht zu der
Frage, was denn nun eigentlich konkret diese „Auflösung
provoziere. Ebenso namenlos wie die Kräfte der Zerstörung
bleiben die Kräfte der Reform. Die abstrakte und unhi-
storische Betrachtungsweise, die hier vorliegt, ist die beste
Garantie dafür, daß der Status quo erhalten wird.
2.12 Gemeinwesenarbeit für den ‚Dritten Weg”
(SPECHT)
Specht 13) wird hier wesentlich konkreter, wenn er fest-
stellt, daß die „Mißstände”” der amerikanischen Gesell-
schaft zu gewaltsamen Auseinandersetzungen führen und
als Ursachen dafür nennt: die „Teilnahme an ungerechten
Kolonialkriegen” und die Weigerung des Staates „die not-
wendigen Ressourcen für die. Überwindung innerer Krisen
(Rassismus, Armut, soziale Ungerechtigkeiten) bereitzu-
stellen.” 14) Specht charakterisiert den jetzigen Zustand
der amerikanischen Gesellschaft treffend, wenn er sagt,
daß die Gewalt, von der die gesellschaftliche Auseinander-
setzung gegenwärtig bestimmt ist, ein „Reflex” auf die Ge-
walt und das gesetzlose Verhalten der Herrschenden ist:
Der Bürgermeister, der Polizisten kritisiert, weil sie bei der
Behandlung jugendlicher Rauschgiftsüchtiger „nicht ge-
schossen haben um zu töten oder zu verstümmeln”, der
Gouverneur, der Aufständische als „tollwütige Hunde”
bezeichnet, der Präsident, der seine Glaubwürdigkeit ver-
liert, nachdem die „Hinterlist, die Korruption und Gewalt-
tätigkeit ... (der) Außenpolitik aller Welt deutlich vor
Augen steht”, sie alle haben dazu beigetragen, daß die Idee
der Repräsentativ-Demokratie durch Wahlbeamte „von al-
len Seiten ernsthaft in Frage gestellt wird.” 15) und daß
12) Ross, a.a.O., S. 108
13) Specht, a.a.0.
14) Specht, a.a.O., S. 226
15) Specht, a.a.O., S. 208
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die Idee der bewaffneten revolutionären Gegengewalt,
wie sie z.B. Franz Fanon vertritt, zunehmend Anhänger ge-
winnt.
Unter diesen Umständen spricht Specht nicht prinzipiell
gegen die Anwendung von Gewalt, wohl aber gegen Gewalt
als alleiniges Mittel gesellschaftlicher Veränderung. Noch
hält er die bestehenden Institutionen der Gesellschaft für
wandelbar. Allerdings nur dann, wenn gegen deren Macht-
konzentration schärfste Mittel (die unter Umständen bis
zu Gewaltanwendung reichen können) eingesetzt werden.
Als solches versteht Specht die von ihm proklamierten
„disruptiven Techniken”: ‚,...ihr Hauptziel besteht da-
rin, das Zielsystem an seiner üblichen kontinuierlichen Ar-
beit zu hindern, d.h. diese Taktiken unterbrechen das
Zielsystem, aber sie verletzen, verwunden oder zerstören
es nicht.” 16)
Specht redet der Vernunft das Wort. Sein Versuch Ge-
meinwesenarbeit mit härtesten Mittel zu betreiben, kann
als Versuch gelten, zwischen Reform und Revolution zu
vermitteln. Es ist der Versuch einer De-Eskalation der Ge-
walt!: „Das dominante Ziel der Gemeinwesenarbeit besteht
darin, Gemeinwesen in die Lage zu versetzen, eine Strate-
gie der Schlichtung und des Ausgleichs zu entwickeln, um
von der Revolte über den Kampf und die Konkurrenzkam-
pagne zur Kooperation vorzustoßen;‘“ die Hoffnung dabei
ist, durch diese Art des Vorgehens „die Kluft letzten En-
des (zu) überbrücken und nicht (zu) vertiefen.” 17)
Daß dieses keine Gewißheit ist, wird deutlich, wenn Specht
das Dilemma aller professionellen Sozialarbeiter (und nicht
nur ihr) ausspricht: „entweder in Institutionen zu arbei-
ten, die sie für ungeeignet halten, die verrottete soziale La-
ge zu überwinden oder sich an ihrer Zerstörung zu beteili-
gen.” Diese „schreckliche Entscheidung”, meint Specht,
sollte im Bewußtsein ihrer Konsequenzen getroffen wer-
den, denn: wenn der „Bezugsrahmen keine Gültigkeit mehr
hat, dann gibt es auch den Beruf des Sozialarbeiters nicht
mehr” 18).
Diese Alternative ist sinnlos. Der Mangel bei Specht ist,
daß er nur Erscheinungsformen von Gewalt beschreibt,
diese jedoch nicht als notwendig aus der kapitalistischen
Produktionsweise hervorgehend darstellt; auf diese Weise
geschieht es, daß Specht revolutionäre Bewegungen voll-
kommen von ihrem sozialen Inhalt abgelöst betrachtet und
ihre Ziele darauf reduziert, daß sie die herrschende Regie-
rung gewaltsam durch eine neue Regierung ersetzen will.19)
16) Specht, a.a.O., S. 219
17) Specht, a.a.O., S. 215
18) Specht, a.a.O., S. 226
19) vgl. Specht, a.a.O., S. 225
Wenn die soziale Revolution nichts anderes bedeuten wür-
de als dies, wäre sie in der Tat abzulehnen. Aber Specht
gelangt aufgrund eines falschen, weil unhistorischen und
unmaterialistischen Ansatzes, trotz seiner teilweise rich-
tigen Einsichten hier zu einem falschen Ergebnis. Seine
Stellungnahmeist nicht eindeutig. Er will Vermittler
zwischen den Fronten der Gewalt sein, d.h., daß er prin-
zipiell die bestehende Gesellschaft akzeptiert. Er ist darin
realistischer als Ross, wenn er erkennt, daß mit Verbesse-
rung der Straßenbeleuchtung und ähnlichen läppischen
Projekten der „verrotteten sozialen Lage” (Specht)
nicht beizukommen sein wird und vor allem: daß damit
kein Revolutionär aufzuhalten sein wird. Spechts Rezept
ist die „Reform mit härtesten Mitteln”. Er befindet sich
in Übereinstimmung mit revolutionären Kräften in der Ab-
lehnung des Kolonialkrieges und in der Verurteilung einer
Regierung, die zu geringe Mittel für die Lösung sozialer Pro-
bleme bereitstellt. Er stellt aber nicht die Frage, wieso ei-
gentlich die Regierung in der Lage ist, gegen den Willen
von Millionen Krieg zu führen, gleichzeitig jedoch nicht
in der Lage ist, die sozialen Probleme dieser Millionen zu
lösen.
Er meint jedoch, das ließe sich im Rahmen der bestehen-
den Verhältnisse ändern, indem man die Inhaber der
Macht zur Vernunft zwingt. Die soziale Veränderung fin-
det bei Specht letzten Endes in den Institutionen statt.
2.13 Gemeinwesenarbeit für ‚„,Basisdemokratie”
(ALINSKY)
Anstelle der Repräsentation durch Institutionen, wie sie
von Ross vertreten wird (vgl. dessen Konzept der „inter-
gruppe” und Spechts Reform der Institutionen mit härtes
ten Mitteln) setzt Allinsky die Selbstorganisation der Be-
völkerung. 20)
Alinsky bezeichnet sich selbst als einen Radikalen, einen
Rebellen, der, während Liberale davon träumen, die Welt
der menschlichen Träume realisieren will. 21) Herstellung
einer demokratischen Gesellschaft, in der Menschen mehr
sein können als Stimmvieh und Arbeitssklaven ist das Leit
motiv seiner Gedanken. Ausgesprochen wird es in Varia-
tionen, einmal als Notwendigkeit, Demokratie überhaupt
zu erhalten: „Wenn die Demokratie in Amerika stirbt,
stirbt sie allgemein.” 22) Ein anderes Mal als Hoffnung
auf eine Renaissance des „amerikanischen Traumes”’, des
„Traumes der unbegrenzten Schönheit und Würde, wie er
teilweise in der Unabhängigkeitserklärung formuliert ist.”’23)
20) Alinsky, a.a.O.
21) Alinsky, a.a.0., S. 30
22) Alinsky, a.2.0., S. 210
23) Alinsky, a.a.O., S. 207
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Alinsky geht von der Voraussetzung aus, daß eine Gruppe
von Menschen, wenn sie ein ihren Interessen entsprechen-
des Programm durchsetzen will, auch die dazu notwendige
Macht hervorbringen muß. Dazu bedarf es einer Organisa-
tion, innerhalb derer ein Konsensus der Beteiligten über
ihre Probleme hergestellt und ein entsprechendes Programm
formuliert wird. Die Macht der Organisation kann dann in
die Verwirklichung des Programms investiert werden. Zum
wesentlichen Gegenstand seiner Ausführungen macht Alinskr
die Frage der Repräsentation des Volkes.
Das Ziel einer menschlichen Gesellschaft ist nur dann zu
srreichen, wenn alle Kräfte des Volkes mobilisiert werden
Sein Urteil darüber, daß die traditionellen Arbeiterorgani-
sationen allein dazu nicht ausreichen, versucht Alinsky an
zwei Beispielen nachzuweisen: Einmal am historischen
Schicksal der europäischen Arbeiterparteien, die, obwohl
im Vergleich mit Amerika relativ mächtig, trotz ihrer Stär
ke nicht in der Lage waren, Faschismus und Krieg zu ver-
hindern. 24) Zum anderen führt er die Entwicklung der
amerikanischen Arbeiterorganisationen an, die ihren ur-
sprünglichen Kampffür Freiheit, Gleichheit und Gerech-
tigkeit unter dem Einfluß des Monopolkapitalismus aufge
geben haben und zu — von Liberalen und Radikalen glei-
chermaßen verachteten — „„Zitadellen konservativer Reak:
tion” geworden sind. 25) Insbesondere den Gewerkschaf-
ten wirf Alinsky „faschistische, rassendiskriminierende
Praktiken”, sowie „Sektierertum und Isolationismus”
vor. 26)
Sein Urteil 1äßt sich darin zusammenfassen, daß die „Ar-
beiterbewegung in ihrer jetzigen Form ebenso ein Wäch-
ter an der Burg des Kapitalismus ist, wie das Kapital
selbst.” 27)
Dieser gegenwärtige Zustand kann nach Alinsky nur durch
eine übergreifende Organisationsform überwunden werden.
die sowohl die genuinen Organisationsansätze der Bevöl-
kerung als auch, als wesentliches Element, die organisier-
te Arbeiterbewegung erfaßt. 28)
[n einer solchen „Volksorganisation”” hofft Alinsky den
Partikularismus cliquenmäßiger Interessenvertretung Zu
überwinden und ein Modell wirklicher Demokratie zu er-
richten. 29) Sein Augenmerkgilt besonders der „schwei-
genden Mehrheit” Amerikas, jenen „kleinen Leuten”, die
nirgends organisiert sind, und die deshalb keine Chance
der Teilnahme an der Demokratie haben. Ihnen zur Arti-
24) Alinsky, a.a.O., S. 219
25) Alinsky, a.a.O., S. 53
26) Alinsky, a.a.O., S, 55
27) Alinsky, a.a.O. S. 60
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kulation und schließlich zum organisierten Kampf für ihre
Interessen zu verhelfen ist die vordringliche Aufgabe der
Volksorganisation.
Dies Ziel, entgegenet Alinsky seinen Kritikern, mag Revo-
lution genannt werden, aber es ist eine ordentliche Revo-
Jution . Diese abzulehnen, heißt entweder die unordent-
liche, die blutige Revolution heraufbeschwören, oder aber
die Massenbasis der Demokratie weiter abbauen bis zur
unvermeidlichen Diktatur. 30) Als Sammelbewegung aller
demokratischen Kräfte jedoch wäre die Volksorganisation
die beste Barriere gegen den Faschismus.
Die Repräsentation durch Instutionen wie Kirche, Gewerk-
schaft, Wohlfahrtsorganisationen, politische Klubs etc.
wird entschieden zurückgewiesen : „Die Leute selbst wer-
den die Probleme lösen, die im Zusammenhang mit einer
veränderten Welt entstehen. Sie werden es tun, wenn sie,
die Bevölkerung selbst, die Chance hat und die Macht er-
obert, um die Entscheidungen zu treffen und du:chzu-
setzen, anstatt zusehen zu müssen, daß die Macht zu ent-
scheiden das Vorrecht einiger weniger ist. Keine Clique
oder Gruppe, keine Lobby oder noch so gutwillige Verwal-
tung kann die Interessen der Bevölkerung so eindeutig ver-
treten wie die Bevölkerungselbst.” 31)
Obwohl Alinsky nicht von Klassen spricht und sich durch
die Verwendung des undifferenzierten Begriffs „Bevölke-
rung” als Vertreter eines Schichtmodells erweist, unter-
scheidet ihn das Konzept der Selbstorganisation positiv
von den bornierten Vertretern der Gemeinwesenarbeit wie
z.B. Ross, die nicht mit den Betroffenen, sondern für sie
organisieren und dabei eben das unterstellen, was Alinsky
kritisiert, daß nämlich die in der „intergruppe” vertrete-
nen Institutionen am besten wüßten was „der Bevölke-
rung” nützt. An Alinsky ist besonders seine Praxis her-
vorzuheben, die, anders als seine Theorie, eindeutig klas-
senspezifisch ist.
Während in seinem Aufsatz ziemlich unkonkret von „Be-
völkerung” die Rede ist, geht es in seiner Praxis doch im-
mer um einen bestimmten Teil, nämlich die Slum-Bewoh-
ner. Hier ist zunächst festzuhalten, daß Alinsky den An-
spruch stellt, demokratische Zustände dadurch herzustel-
len, daß er die Unterprivilegierten zur Selbstorganisation
und zum Kampf für ihre Interessen auffordert, wobei der
„Kampf um die Macht” zum entscheidenden Faktor ge-
macht wird.
28) Alinsky, a.a.0., S. 37
29) Alinsky, a.a.O., S. 61
30) Alinsky, a.a.O., S. 214
31) Alinsky, a.a.0., S. 79
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2.2 Methodische Schritte der Gemeinwesen-
arbeit
2.21 Gemeinwesenarbeit und ‚soziale Inte-
gration” (ROSS)
Nach Ross beginnt die Gemeinwesenarbeit mit der Fest-
stellung „allgemeiner Bedürfnisse” im Gemeinwesen. Da-
zu ist es erforderlich, die „Strukturen des Gemeinwesens
zu erfassen”. Der Prozeß der Gemeinwesenarbeit umfaßt
im wesentlichen zwei Aspekte: Planung und Integration.
Planung wird als umfassender Vorgang verstanden, in dem
alle Aspekte des Handelns der Gemeinwesenarbeit (vom
Anfang bis zur Vollendung der Aktion) enthalten sind.
Bei dem zweiten Aspekt mein R., viele würden statt von
Integration lieber von ‘Gemeinschaftsethik’ oder ‘geisti-
ger Gemeinschaft’ sprechen, mit der folgende Ergebnisse
erzielt werden sollen:
1. Vermehrte Identifizierung mit dem Gemeinwesen
2. Erhöhtes Interesse und Teilhabe an den gemein-
schaftlichen Angelegenheiten.
3. Gemeinsame Wertvorstellungen und Möglichkei-
ten sie zu verwirklichen.
„Es entwickeln sich Einstellungen, die es ermöglichen, bes-
ser mit Menschen zusammenzuwirken, die anders sind als
man selbst. Unausgesprochen liegt darin die Annahme, daß
die Gefühle der Teilhabe an einem gemeinschaftlichen Le-
ben für das Individuum eine Erfahrung darstellen, die ihm
seelische Sicherheit vermittelt und seinem Leben eine ge-
wisse Bedeutung gibt, die es sonst vielleicht nicht hätte. 32)
Gemeinwesenarbeit verfolgt dieselben fundamentalen Ziel.
setzungen wie die Einzelfallhilfe und die Gruppenarbeit
und wendet viele gleiche methodische Schritte an.
„In der Gemeinwesenarbeit haben wir einige wissenschaft-
liche Erkenntnisse und Techniken der Sozialwissenschaf-
ten dazu benutzt, um aufzuzeigen, wo und wie Veränder-
rungen mit den geringsten gesellschaftlichen Verschiebun-
zen und der größten Unterstützung von seiten des Gemein-
wesens erreicht werden können.” 33)
Obwohl der Rahmen, in dem der Sozialarbeiter sich in den
drei Methoden bewegt, unterschiedlich ist, haben Ziele
und Mittel nach R. doch viel gemeinsam. „Alle drei Metho-
den versuchen Individuen, Gruppen und Gemeinwesen da-
zu zu verhelfen, daß sie ihr Leben selbst meistern und zu
einer größtmöglichen Integration kommen ” 34). Der
32) Ross, a.a.O., S. 167
33) Ross, a.a.0., 5. 73
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Zustand einer inneren Auflösung ist in unserer Gesellschaft
nicht unbekannt, aber selbst dann darf man annehmen, daß
ein Gemeinwesen mit etwas Hilfe von außen aus dieser Si-
tuation herausfindet und neue kooperative Kräfte entwik-
keln kann”. 35)
„Der Gemeinwesenarbeiter kümmert sich um die gesell-
schaftlichen Kräfte, die auf das Gemeinwesen einwirken,
Integration ermöglichen oder hemmen . . . Er steht wie
vor einem großen Gemälde und versucht zu erfassen, wie
die wesentlichen Teile des Bildes zu einander in Beziehung
stehen.” 36)
In den USA ist der Staat als Träger sozialer Leistungen
wenig entwickelt, deshalb ist dort die Planung sozialer
Dienste und die Koordination sozialer Institutionen eine
wesentliche Aufgabe von „Community Organization”.
Es ist allerdings die Frage, ob sich mit den von Ross ange-
gebenen Mitteln Planungs- und Integrationsprozesse über-
haupt so organisieren lassen, daß dadurch der „Zustand
innerer Auflösung” aufzuhalten ist. Die Praxis spricht da-
gegen: Trotz ihrer etwa 50-jährigen Tätigkeit in den USA
ist es der Gemeinwesenarbeit bisher nicht gelungen, die
von ihr proklamierte Herstellung „wirklich demokrati-
scher Verhältnisse”, die Annäherung an die „vollständig
integrierte Gesellschaft’”” so voranzutreiben, daß man auch
nur von einem Rückgang der „sozialen Konflikte” spre-
chen könnte. Im Gegenteil, diese haben zugenommen.
Das liegt nun keineswegs an der schlechten Konzeption
der Gemeinwesenarbeit, sondern ist notwendiges Moment
der kapitalistischen Produktionsweise. Das Scheitern der
Ross’schen Konzeption liegt darin begründet, daß es ihr
nicht gelingt, sich Klarheit darüber zu verschaffen, daß
die Verteilung der Mittel in einem „System” nicht unab-
hängig von der bestehenden Machtverteilung gedacht wer
den kann. Das Gerede von „kollektiver Verantwortung”
und „gemeinsamen Zielen und Interessen” im Gemein-
wesen ist deshalb so wenig nutzb:ingend, weil nicht mit-
bedacht wird, daß die Formulierung der Ziele und die
Verteilung relevanter Mittel in letzter Instanz durch die
Inhaber von Herrschaftspositionen geschieht. Die gesell-
schaftlichen Kräfte, die sich über das Kapitalverhältnis
konstituieren, hat Ross bei der Betrachtung seines „gros-
sen Gemäldes” offenbar übersehen.
Unter diesen Voraussetzungen kann Integration nur noch
als Anpassung an das bestehende Gemeinwesen verstan-
den werden. Die „größtmögliche Integration” ist erklär-
tes Ziel der Ross’schen Konzeption. Die Anlehnung an
die Parsons’sche Systemtheorie, wo die „vollständig inte-
34) Ross, a.a.O., S. 74
35) Ross, a.a.O., S. 75
36) Ross, a.a.0., 5. 79
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grierte Gesellschaft” definiert ist als ein Zustand, in dem
sich „Mittel und Wünsche im Gleichgewicht” befinden,
ist unverkennbar.
Der gesamte Prozeß der Gemeinwesenarbeit Ross’scher
Prägung läßt sich letztenendes in der simplen Formel zu-
sammenfassen: Da es unmöglich ist, im bestehenden
„System” die Mittel den Wünschen anzupassen, müssen
die Wünsche den Mitteln angepaßt werden.
Integriert sein heißt dann: nicht mehr wollen, als das Sys-
tem erlaubt! Ihre wirkliche Bedeutung hat Gemeinwesen-
arbeit als Prozeß sozialer Kontrolle, der Gemeinwesenar-
beiter ist seiner objektiven Funktion nach Agent der
Normerhaltung. Die Ross’sche Konstruktion der Ähnlich-
keit des sozialarbeiterischen Handelns mit dem psycho-
analytischen Prozess 37) hat ihr Vorbild ebenfalls bei
Parsons, der als beispielhaftes Modell für den Prozeß der
sozialen Kontrolle die Psychoanalyse anführt und erfolg-
reiche soziale Kontrolle als einen Lernprozeß beschreibt,
in dessen Verlauf es gelingt, den „Abweichler”” von sei-
nen „irrationalen’”’ Wünschen abzubringen und sein Han-
deln auf sozial gültige, d.h. mit den Normen des beste-
henden Systems in Übereinstimmung befindliche Ziele
zu lenken.
Das ist genau das, was Gemeinwesenarbeit nach Ross zu
leisten hat.
2.22 Gemeinwesenarbeit für eine „Reform
mit härtesten Mitteln” (SPECHT)
Specht stellt die disruptiven Taktiken als Alternative zur
gewaltsamen Auseinandersetzung, die nicht Teil des tak-
tischen Arsenals professioneller Sozialarbeit sein kann,
dar. 38)
Die taktischen Schritte, Kooperation, Konkurrenz-Kam-
pagne, Kampf (oder Disruption), Gewalt, stellen nicht
säuberlich voneinander trennbare Handlungskategorien
dar. sondern ein Kontinuum von Interventionsformen.
Der Zusammenstoß der Positionen (öffentliche Rede,
schriftliche Stellungnahmen u.ä.) haben das Ziel einen be-
stimmten Gegenstand zur öffentlichen Kenntnis zu brin-
gen und Protestpotential zu mobilisieren. Die Verletzung
der Verkehrssitten (Demonstration, Boykott, Mietstreit,
Besetzung) haben zum Ziel die „Solidarität der Unter-
37) Ross. a.a.O., S. 168
38) vgl. Specht, a.a.O. S. 215
39) Specht, a.a.O., $. 222
40) Specht, a.a.O., S. 225
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drückten”’ herzustellen und die Herrschenden unter mora-
lischen Druck zu setzen. Die Verletzung gesetzlicher Nor-
men (Steuerstreiks, Wehrdienstverweigerung) setzt voraus,
daß die etablierten Gesetze ihre Verletzung „moralisch
rechtfertigen”. „Auf Basis des philosophischen Anarchis-
mus und der Konzeption von natürlichen Rechten” haben
diese Handlungen im amerikanischen Leben eine „ehren-
werte Tradition” 39)
Specht vertritt keineswegs die unbedingte Anwendung
dieser Taktiken, sondern sagt nur, daß man die Existenz
moralischer Rechtfertigungsgründe für ihre Anwendung
nicht leugnen könne. In der professionellen Sozialarbeit
will er sie mit viel Vorsicht angewendet wissen. Hier ist die
„Frage nach der Wahl der taktischen Schritte der histori-
schen Perspektive unterzuordnen ” 40). Die Taktik muß
tmmer den Sinn haben, die „Konfliktpartner in Richtung
auf eine akzeptable Versöhnung zu bewegen”. 41)
Den professionellen Sozialarbeiter warnt Specht vor den
Revolutionären, sie sollten von revoluionären Gruppen
„weder Hilfe noch Pardon’”’ erwarten. 42) Immerhin ge-
steht Specht zu, daß sie sich als Personen bei Revolten
engagieren möchten. Was bei Specht als Aufgabe des pro-
fessionellen Sozialarbeiters bleibt, ist die Aufgabe der in-
tellektuellen Anleitung, der Aufklärung über rechtliche,
politische und geschichtliche Beziehungen. 43) In diesem
immerhin zu akzeptierenden Ergebnis zeigt sich die Über-
legenheit des konsequent durchgeführten Positivismus ge-
genüber der Anpassungideologie von Ross.
2.23 Gemeinwesenarbeit und die „Selbstorgani-
sation der Bevölkerung” (ALINSKY)
Statt der Anpassungstechniken der Fürsorge hält Alinsky
etwas anderes für wesentlich: die Beschaffung von Arbeits-
plätzen, ohne die es keinen Weg aus den Slums geben kann.
Alinsky ist sich dabei der Konsequenzen bewußt, daß dies
nicht ohne Konflikte mit dem Kapital möglich ist — doch
über die Art der Konflikte und die an das Kapital, d.h.
konkret an einzelne „Arbeitgeber” zu richtenden Forde-
rungen sagt er nichts aus. Alinsky wendet sich in scharfer
Formulierungen gegen jene professionellen Wohltäter, die
in die Slums kommen, nicht um die Leute zu organisieren,
nicht um ihre Rebellion und ihren Kampf um Auswege aus
ihrer Misere zu unterstützen, sondern um sie „anzupassen ”,
d.h. sie nicht nur in der Hölle leben zu lassen, sondern ih-
nen dieses Leben auch noch schmackhaft zu machen. „Eine
41) Specht, a.a.O., S. 219
42) Specht, a.a.O., S. 226
43) Specht, a.a.O., ebd.
höhere Form von sozialem Verrat ist schwer vorzustellen -
dennoch wird diese Infamie im Namen der Fürsorge fortge
setzt” 44).
Ein weiterer Ansatzpunkt der Kritik an der offiziellen Für-
sorge ist deren statisches und segmentiertes Denken, das
Probleme und ihre Auswirkungen isoliert und lokal be-
grenzt betrachtet. Die Überwindung dieses Standpunktes
und gleichzeitig die Vermittlung der Erkenntnis über den
funktionalen Zusammenhang zwischen den Problemen des
einzelnen Gemeinwesens und der allgemeinen Sozialstruk-
tur, bezeichnet A. als eine Aufgabe der Volksorganisation
Der wesentliche Lernprozeß, in dessen Verlauf die Mitglie-
der der Volksorganisation erkennen, daß ihre Probleme
nicht individuell und isoliert, sondern allgemein und uni-
versell vorhanden sind, hat Konsequenzen für den Aufbau
der Volksorganisation selbst: Die Mitglieder werden erken
nen, daß es nicht genügt regional zu wirken, sondern daß
die regionale Organisation gleichzeitig den Aufbau einer
überregionalen, nationalen Organisation vorantreiben muß
da nur in der vereinigten Stärke vieler solcher regionaler
Organisationen die Möglichkeit liegt, mit den „destrukti-
ven Kräften der Gesellschaft fertig zu werden”. 45)
Leider fehlen bei Alinsky Angaben darüber, inwieweit der
Aufbau der überregionalen Organisation gelungen ist, ob
und wie die Zusammenarbeit mit Arbeiterorganisationen
stattgefunden hat und mit welchem Erfolg. Jedenfalls
wird von beachtlichen: Erfolgen und einer rapiden Ver-
breitung lokaler Organisationen in den 7 Jahren seit Grün-
dung der 1. Volksorganisation (1939 in Chicago) berichtet.
(Alinsky’s Buch erschien 1946).Leider hatten auch wir kei-
ne Möglichkeit, die Entwicklung und Wirkung der Volksor-
ganisation in den seither vergangenen 26 Jahren zu unter-
suchen. Allgemein läßt sich nur sagen, was ohnehin jeder
weiß: Daß Amerika von einer demokratischen Gesellschafts
ordnung heute weiter entfernt ist als je.
In ihren Satzungen stellt sich der formale Aufbau der Volks-
organisation folgendermaßen dar: Die V.O. ist eine “Organi-
sation der Organisationen im Gemeinwesen”. Die Mitglied-
schaft steht allen offiziell organisierten Gruppen mit mini-
mal 10 aktiven Mitgliedern offen. (Art. 4) 46) Es findet
eine jährliche Delegiertenkonferenz statt. Die Anzahl der
Delegierten richtet sich nach der Mitgliederzahl der regio-
nalen Organisationen. (Art. 3)
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wie Verwaltung der Finanzen, Koordination der Aktionen,
Einsetzung von Kamitees etc. (Art. 7)
A. legt Wert auf die Feststellung, daß die formale Struk-
tur der V.O. nicht das Wesentliche sei, sondern nur die
Funktion eines Katalysators habe. Das Wesentliche der
Volksorganisation liegt darin; daß ihre Mitglieder direkt
und unmittelbar mit der Bevölkerung in ihrem Wohnbe-
zirk zusammenarbeiten und so den Aufbau der Organisa-
tion von unten betreiben. Wichtigste Voraussetzung und
zugleich schwierigste Aufgabe ist dabei das Ausfindigma-
chen der „informellen Führer” und ihre Entwicklung von
lokalen zu allgemeinen Führern.
Die Selbstorganisation kann nur in Zusammenarbeit mit
den informellen Führern, d.h. mit denjenigen Personen,
die die lokale Bevölkerung als ihre Führer anerkennt, auf-
gebaut werden. Die informellen Führer sind die wirklichen
Repräsentanten der Bevölkerung eines bestimmten Wohn-
viertels. 47)
In der offiziellen Gemeinwesenarbeit werden diese infor-
mellen Führer so gut wie nicht berücksichtigt, man be-
schränkt sich meist darauf, die „welfare-community”,
d.h. die formalisierten sozialen Dienste zu koordinieren,
die zunächst einmal dem Gemeinwesen aufgestülpt wor-
den sind und die niemals mehr als eine oberflächliche Rol-
le im Wohnviertel gespielt haben. Werden von den formali-
sierten Wohlfahrtsagenturen regionale Repräsentanten ü-
berhaupt akzeptiert, dann nur solche, die sie als Führer
definieren, und nicht jene Personen, welche die Bevölke-
rung selbst als Führer definiert und akzeptiert hat. 48)
Alinsky sagt auch, wer von den Gemeinwesenarbeitern
aus formalisierten Institutionen akzeptiert und zur Mit-
arbeit herangezogen wird: Intellektuelle und Akademiker
also Leute, die — genau wie der Gemeinwesenarbeiter
selbst — dem Mittelstand angehören und mit ihm auf
einer Stufe stehen (der amerikanische Sozialarbeiter ist
Akademiker, mit ihnen kann er sich naturgemäß am leich-
testen identifizieren). Die Intellektuellen, Akademiker,
Kaufleute sind zwar Bewohner des Viertels, können aber
keinen legitimen Anspruch darauf erheben, als Repräsen-
tanten oder gar Führer innerhalb des Viertels zu gelten.
Bilden sie eine Organisation, dann ist dies „nicht einmal
eine Organisation von 10 Generalen ohne Armee, weil sie
alle nur Generale durch Selbsternennung sind.” 49)
Ein Direktorium, bestehend aus gewählten Repräsentan-
ten aller Gruppen führt jeweils für ein Jahr die Geschäfte
44) Alinsky, a.a.O., S. 215
45) Alinsky, a.a.O., S. 83
46) Alinsky, a.a.O0.,.S: 222
47) Alinsky, a.a.O., S. 87
48) Alinsky, a.a.0., S. 88
49) Alinsky, a.a.0., S. 89 |
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So zusammengesetzte Gruppen, die Probleme für und
nicht mit der Bevölkerung zu lösen versuchen, müssen
scheitern. Sie degenerieren meist in sehr kurzer Zeit zu
Grüppchen, die bestenfalls ihre eigenen Interessen als In-
teressen des bürgerlichen Mittelstandes vertreten, und
sich ansonsten „im Heiligenschein ihrer selbsternannten
Retterschaft für die Bevölkerung sonnen” (ebd.) Der
Bevölkerung — soweit sie ihr überhaupt bekannt sind —
sind sie suspekt und werden zu Recht abgelehnt. Ihre
‚Hilfe” ist unerwünscht. Die Kluft zwischen selbster-
nannten Wohltätern und der Bevölkerung eines Wohn-
viertels illustriert Alinsky mit einem Beispiel in dem er
deutlich herausstellt, daß Vertreter von formalisierten
Wohlfahrtsorganisationen dazu neigen , ihre eigenen
bürgerlichen Normen und Wertvorstellungen unreflek-
tiert zu verallgemeinern und, was „gut”” oder „schlecht”
für das Wohnviertel ist, nach ihren eigenen Kriterien in-
terpretieren. Darin sieht Alinsky unter anderem einen
Grund für das Scheitern herkömmlicher Gemeinwesen-
arbeit, bzw. ihr Herabsinken zu einer bürgerlichen In-
teressenvertretung.
Es sind drei Punkte festzuhalten, in denen Alinsky über
die anderen hier behandelten Konzepte von Gemeinwe-
senarbeit hinausgeht. Zum ersten indem er die Selbstor-
zanisation der Bevölkerung zum wesentlichen Prinzip
macht, zum zweiten indem er die Erreichung des Ziels,
der demokratischen Gesellschaft von der Machtfrage
abhängig macht, und zum dritten indem er die Notwen-
digkeit der überregionalen Organisation betont. 50)
2.3 Gemeinwesenarbeit als Ideologie, soziale
Kontrolle, Sozialpolitik und „Basis’”’-Akti
vierung
Bestehen zwischen den referierten Konzeptionen von
GWA nicht beträchtliche Unterschiede, die verbieten, sie
lediglich als ideologieverdächtige Beurteilungen desselben
Handlungszusammenhangs (jeweils modifiziert durch be-
stimmte politische und professionelle Orientierungen)
nebeneinanderzustellen?
Ka Eine Detailanalyse an Alinsky’s Konzept kann hier nicht
geleistet werden; sie müßte insbesondere herausarbeiten:
a)‘ daß der von A. Diffus erspürte und nur moralisch arti
kulierte Gegensatz von Kapital und Arbeit nicht zur
Grundlage einer politischen Strategie gemacht wird;
+) daß der allgemeine Inhalt des politischen Programms
der Volksorganisation, ihre allgemeinen politischen
Kampfziele unklar bleiben. A. beschreibt in zahllosen,
z.T. fast „lyrischen” Wendungen die Sprengkraft ech-
ter Bedürfnisartikulation und Selbstorganisation der
vielen „kleinen Leute”; aber die Richtung, in die die
Volksorganisation diese politisch-organisatorisch um-
39
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Eine grundsätzliche Gemeinsamkeit zwischen den 3 Kon-
zeptionen besteht darin, daß von einer — wie auch immer
gearteten — Wahrnehmung „sozialer Belange” und „Be-
dürfnisse’”” der Bevölkerung durch den Einsatz von social
work und community organization eine gesellschaftspoli-
tische Erneuerung oder „Verbesserung” des kapitalisti-
schen Systems erwartet wird.
Ross fordert von der GWA (zynisch oder naiv) eine effek-
tive Koordination „sozialer Ressourcen”, d.h. vorhande-
ner sozialer Einrichtungen und Dienste, von Initiative der
Bevölkerung usw., um das „Gemeinwohl” als dem gemein-
samen Nenner der verschiedenen Interessen, als der ge-
meinsamen Basis diverser sozialer Bedürfnisse herzustel-
len. Der Prozeß der schrittweisen Realisierung von sog.
„Gemeinwohl” ist gleichzeitig ein Prozeß sozialer Kon-
trolle und „Integration””, indem die Mitglieder des „Ge
meinwesens”’ einander respektieren und ihre Wünsche be-
schränkten Mitteln anpassen lernen. Ross verleugnet da-
durch vollständig die Realität klassenspezifischer Interes-
sen als Reflex des unüberbrückbaren Gegensatzes von Ka-
pital und Arbeit; seine klassenharmonistische Gemeinwe-
senarbeits-Konzeption eignet sich vorzüglich zur präven-
tiven Pazifizierung möglicher Konfliktfelder.
Alinsky dagegen sieht in der GWA einen Hebel für die Ini-
tiierung der Selbstorganisation „der Bevölkerung” zur
Wahrnehmung ihrer eigenen Lebensinteressen gegenüber
der Fremdbestimmung durch eine kleine korrupte Maffia
von Politikern und Monopolisten und Verbandsbossen.
Diese Vorstellung geht am Wesen des Gegensatzes von Ka-
pital und Arbeit vorbei, wenn sie auch Ausdruck der kon-
kreten Erfahrung ist, daß die politisch aktuell herrschende
Klasse eine überschaubare Clique darstellt. Alinsky kann
die Realität der kapitalistischen Klassengesellschaft erst
als moralisches Problem begreifen („„Verrottung der Ge-
sellschaft””); seine Anklage gegen das „Zeitalter der Gewalt”
richtet sich noch nicht gegen das spätkapitalistische Sys-
tem selbst, innerhalb dessen sich der staatliche Terror der
Monopolbourgeoisie erst austoben kann. Dadurch kommt
Alinsky zu der politischen Konsequenz, daß in der beste-
setzt, bleibt unklar. Ziele und Etappen des Kampfs der
Volksorganisation und ihr Verhältnis zum gegenwär-
tigen kapitalistischen System bleiben ungeklärt.
Die organisatorischen Anforderungen (Mitgliedschafts-
kriterien, Verhältnis von überregionaler und regionaler
Organisierung) an die Volksorganisationen werden nicht
definiert, erst recht nicht ihr Verhältnis zur gegenwärtis.
bestehenden Staatsapparatur und zum Repräsentativ-
system. Weder die Funktionen der „Organisatoren”” noch
der „informellen Führer” werden deutlich.
1) ‚Eine Stellungnahme gegenüber den realen politischen Krät-
ten (Bündnispartner, Gegner etc.) in der am. Gesellschaft
wird nicht geleistet, usw.
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henden kapitalistischen Gesellschaft durch die Aktivierung
der Bewohner vieler lokaler Gemeinwesen, durch die Al-
lianz aller unzufriedenen Angehörigen des „Volks” über
den friedlichen Kampf für die eigenen „alltäglichen Be-
dürfnisse eine „humane Gesellschaft” mit wenig „Macht’
und Ausbeutung” schrittweise realisiert werden kann.
Die zu aktivierenden „Bewohner”” sind insgesamt die „vie-
len kleinen Leute”, die „‚schweigende Mehrheit’”” — aber
die „Volksorganisation”” steht allen offen, d.h. dem arbeits:
losen Schwarzen wie dem weißen „mittleren’”” Geschäfts-
mann, — Arbeitern, Bauern, Intellektuellen, Klein- und
Großbürgern, und kämpft für die Wiederherstellung wahrer
Demokratie, des „American dream“‘, in der alle Individuen
tatsächlich frei ihre Lebensinteressen verfolgen können. . .
(Modell: Amerika nach der „Declaration of Independence:
die Zet nach den Unabhängigkeitskriegen nennt A. das
„goldene Zeitalter”).
Alinsky sieht noch nicht die Notwendigkeit der Abschaf-
fung des Kapitalverhältnisses selbst durch den organisier-
ten Kampf der Arbeiterklasse — als Voraussetzung für die
Realisierung der unmittelbaren „Lebensinteressen”” und
der politischen Selbstbestimmung in allen Bereichen. Da-
mit verbleibt A. noch innerhalb der Illussion, durch unspe
zifische „soziale Aktion” und durch die „Selbstorganisa-
tion” der lokalen Gemeinwesen könne ein grundlegender
gesellschaftlicher Veränderungsprozeß eingeleitet werden.
Es darf jedoch nicht verkannt werden, daß Alinsky’s ra-
dikal- bzw. basisdemokratische Vorstellungen (die schließ-
lich schon kurz vor dem 2. Weltkrieg entwickelt und 1946
veröffentlicht wurden, und ausgehen von der resignativen
Erfahrung der Politik der korrupten amerikanischen Ge-
werkschaften), durchaus hinsichtlich einer politischen Pri-
märaktivierung sinnvoll sind und politisch — im Rahmen
funktionierender „Volksorganisationen” fortentwickelt
werden können.
Alinsky’s Konzept beschreibt die (untypische) Praxis einer
GWA, die gerade noch von einer hilflosen Administration
angesichts überhand nehmender Konflikte in total verkom-
menen Stadtteilen geduldet wird, einer von freien Hilfs-
organisationen oder einzelnen „Radicals” getragenen GWA
die die Selbsthilfe der Bevölkerung stimuliert und für die
anschließende Entwicklung nicht mehr „zuständig”” sein
kann und darf, um der Kriminalisierung durch den Anstel-
lungsträger oder durch Staatsinstanzen zu entgehen. Eine
über die immer noch im Rahmen von „Fürsorge’” liegende
community organization hinausgehende politische Fun-
dierung und Anleitung der Eigenaktivität der Betroffenen
lehnt A. aber explizit ab, da ja sonst der „Organisierer”
den umfassenden Prozeß der Selbstbefreiung der „Basis”
für partikulare politische oder gar eigensüchtige Ziele miß-
brauchen würde.
Specht beschreibt etwa die mittlere Position zwischen Ross
und Alinsky: Der Sozialreformer Specht kann nur deshalb
von „disruptiven Taktiken” als notwendigen Bestandteilen
von Gemeinwesenarbeit reden, weil die Gewalttätigkeit der
amerikanischen herrschenden Klasse schon ein Maß an
Zynismus und Menschenverachtung erreicht hat, daß auch
ein Linksliberaler wie Specht den wohlüberlegten Gebrauch
halb- und außerlegaler Methoden des Protests empfehlen
muß, um wenigstens einige Ziele der notwendigen Sozialre-
form zu erreichen. Ansonsten verbleiben seine Vorstellun-
gen von der beruflichen Funktion des community organizers
innerhalb der „professionellen Ideologie” der Sozialarbeit,
daß sie eine Art „Korrektiv der Gesellschaft” sei, ein SoZi-
alpolitisch relevantes Instrumentzur schrittweisen Ver-
wirklichung sozial gerechter und gesunder Verhältnisse.
Die Konzeptionen sind insofern ideologisch, als sie die wi-
dersprüchlichen gesellschaftlichen Funktionen von GWA
verzerrt wiederspiegeln und ihren historischen Stellen-
wert im gegebenen System der sozialpolitischen Regelun-
gen der Bedingungen der Reproduktion nicht identifizie-
ren. Den Handlungsbedingungen der community organizers
wird die Fähigkeit zugeschrieben, „sozialen Wandel” auszu-
lösen, ohne die institutionellen Rahmenbedingungen von
Gemeinwesenarbeit ausreichend zu reflektieren. Alle 3 Kon-
zeptionen gehen von der Vorstellung der Tragfähigkeit der
„den:okratischen Ideale” der (nord)amerikanischen Ge-
sellschaft aus, deren ursprüngliche Geltung nur gegen die
herrschenden Widerstände ( — in der Interpretation dieser
„Widerstände” weichen die Autoren allerdings stark von-
einander ab — ) reaktiviert werden müsse, um das „Wohl
aller” wiederherzustellen,
3. GEMEINWESENARBEIT UND DIE POL!I-
TISCHE AKTIVIERUNG DER „BETROF-
FENEN”
Als Versuch einer Auswertung der in den vorangegangenen
Abschnitten erörterten Überlegungen soll nun der Stellen-
wert von Gemeinwesenarbeit innerhalb der gegenwärtigen
politischen Auseinandersetzungen um die Erhaltung be-
stimmter Standards der gesellschaftlichen Reproduktion
diskutiert werden. Dabei soll eine vorläufige Antwort auf
die Frage gefunden werden, ob und in welcher Form Ge-
meinwesenarbeit zu einer politischen Aktivierung der
„Betroffenen”, d.h. der in ökonomisch und sozial depra-
vierten Stadtteilen lebenden Lohnabhängigen — insbeson:
dere der verschiedenen Schichten der Arbeiterklasse, bei-
tragen kann.
Der in Abschnitt 1.2.beschriebene reproduktive Aspekt
von Gemeinwesenarbeit kann nicht unabhängig von ihren
politischen Funktionen analysiert werden. Ein wesentli-
cher Anlaß, der überhaupt zum Einsatz von Gemeinwesen-
arbeitern führt. besteht für die herrschende Klasse in der
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Notwendigkeit, die Entwicklung sozialer und politischer
Konflikte in bestimmten Situationen — besonders in „des-
integrierten” Wohngebieten — zu kontrollieren und politi-
sche Massenloyalität aufrechtzuerhalten oder wiederher-
zustellen. Sozialarbeiter haben dann die politische Aufgabe
als „soziale Polizei” für „Ruhe und Ordnung” zu sorgen,
außerinstitutionellen und „‚außerlegalen” Protest und Wi-
derstand durch Vermittlung und Interpretation der be-
hördlichen Intentionen (oft schon von vornherein) zu pa-
ralysieren und auf die offiziell konzidierten „Mitwirkungs-
möglichkeiten” für die „Betroffenen” hinzuweisen oder
solche durch persönlichen Einsatz und bei entsprechender
Abstimmung mit „zuständigen” Instanzen und etablier-
ten Verbänden selbst zur organisieren. Konkret heißt
dies z.B., daß Bürgerinitiativen 51) zu „geordneter”” Par-
tizipation gebracht werden sollen. Den Betroffenen soll
durch den Einsatz des Gemeinwesenarbeiters das Gefühl
vermittelt werden, „die da oben” kümmerten sich ja im-
merhin „persönlich” um die Nöte des „kleinen Mannes”
die Behörde komme zum Bürger usw. usf. . . 52)
Zwar werden Gemeinwesenarbeiter z. Zt. noch überwie-
gend erst dann eingesetzt, wenn Konflikte verschiedener
Art schon aktuell sind; aber durch den technokratischen
Einsatz des bei den Sozialarbeitern akkumulierten Sach-
verstandes, der Kenntnisse über die lokalen Lebensver-
hältnisse schon im Stadium der Planung und in deren an-
schließender sukzessiver Realisierung — z.B. über Advoka-
tenplanung und Mitwirkung beim Sozialplan nach dem
Städtebauförderungsgesetz — kann Gemeinwesenarbeit
als präventiver Konfliktkanalisator und -lokalisator, als
mobiles Frühwarnsystem eingesetzt werden.
Die Möglichkeiten, durch Gemeinwesenarbeit selbst zu
einer politischen „Basisaktivierung”” der Lohnabhängigen
im Reproduktionsbereich beizutragen, sind bei den mei-
sten Projekten offizieller Gemeinwesenarbeit auszuschlies-
sen und in wenigen Fällen nicht-behördlicher Gemeinwe-
senarbeit als eng begrenzt einzuschätzen, wobei dann die
Initiative des einzelnen Sozialarbeiters sowie die Arbeits-
51) Wir verstehen unter „Bürgerinitiativen”” in diesem Zusammen-
hang nach Offe „alle Aktionen, die sich auf eine Verbesserung
der disparitären Bedürfnisbereiche richten ( d.h. also auf Berei-
che, in denen die Arbeitskraft und das Leben nicht durch indi-
viduelle Kaufakte, sondern kollektiv reproduziert werden: Woh-
nung, Verkehr und Personentransport, Erziehung, Gesundheit,
Erholung usw.) und die weder bloße Formen kollektiver Selbst-
hilfe sind, noch sich darauf beschränken, den offiziösen Instan-
zenzugdes politischen Systems zu mobilisieren; sie bringen viel-
mehr Formen der Selbstorganisation der unmittelbar Betroffe-
nen hervor, die ebenso wie ihre Aktionsformen im System der
politischen Institutionen nicht vorgesehen sind.” (C. Offe —
Bürgerinitiativen und Reproduktion der Arbeitskraft im Spät-
kapitalismus, in: Bürgerinitiativen — Schritte zur Veränderung‘
Hrsg. von H. Grossmann, Frankfurt 1971, S. 159) Allerdings
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bedingungen des Anstellungsträgers ausschlaggebend sind.
Der progressive Sozialarbeiter — wie der progressive Planer
und Architekt — wird im Rahmen seiner beruflichen Funk-
tionen nur mit der Selbstorganisation der „Betroffenen”
sympathisieren und begrenzte, „fachlich” gegenüber dem
Anstellungsträger vielleicht innerhalb eines beschränkten
Rahmens legitimierbare Hilfsfunktionen wahrnehmen kön-
nen. Als reale Handlungsmöglichkeiten bieten sich dabei
an: die Aufklärung über die Bedingungen der depravierten
sozialen und ökonomischen Situation; die Verbreiterung
des Bewußtseins, daß nicht alles hingenommen werden
muß; die Abschirmung sich entwickelnder Basisaktivitäten
vor Eingriffen der Bürokratie; die extensive und offensive
Vertretung von Lebensinteressen der Arbeiterklasse und
anderer lohnabhängiger Schichten im Gebiet gegenüber
den planenden und intervenierenden Behörden, Kapital-
gesellschaften, Hausverwaltungen etc.; das Unterlaufen
der geforderten Kontroll- und Paralysierungsfunktionen
und die Verweigerung von Vermittlungsfunktionen zwi-
schen Bürokratie und „„Betroffenen”.
Dabei ist eine enge Kooperation mit bestimmten, nicht
spontaneistisch — konzeptionslosen Stadtteilorganisatio-
nen, mit bestimmten „Bürger”-initiativen von Lohnabhän-
gigen und insbesondere mit örtlichen Gewerkschafts- und
Betriebsgruppen von existentieller Bedeutung für die Fun-
dierung und taktische Abstimmung der zu stellenden
Forderungen und durchzuführenden Maßnahmen des Ge-
meinwesenarbeiters. Eine von Gewerkschaften als An-
stellungsträgern offiziell betriebene Gemeinwesenarbeit
könnte bei innergewerkschaftlichem Druck u.U. einen
größeren Handlungsspielraum in dieser Richtung ermög-
lichen, wobei einkalkuliert werden muß, daß die Gewerk
schaftsbürokratie ebenfalls Restriktionen ausüben wird,
die denen von staatlichen und gemeindlichen Behörden
sowie etablierten „freien’”” Wohlfahrtsverbänden gleichen.
Der Schwerpunkt einer politischen Arbeit im Reproduk-
tionsbereich muß jedoch anders gelagert sein: Die im
akzeptieren wir damit keineswegs Offes „Disparitätentheorie”:
uns interessiert hier nur das Verständnis von Bürgerinitiativen
unter dem Aspekt ihrer das Moment von SelbsthÄlfe übersteiger
den potentiellen politischen Qualität,
Die durch freie Wohlfahrtsverbände getragene Gemeinwesenar-
beit modifiziert die charakterisierten politischen Funktionen
keineswegs, da diese Verbände praktisch stellvertretend „sozial-
staatliche” Aufgaben wahrnehmen. Für den individuellen So-
zialarbeiter mag durch die Tatsache, daß ein „freier”” Anstel-
lungsträger seine Arbeit kontrolliert und bezahlt, ein größerer
Handlungsspielraum bestehen, doch bedeutet dies nc.h nicht,
daß die objektive Funktion von Gemeinwesenarbeit, soziale
Kontrolle auszuüben, dadurch obsolet geworden ist. Anderer-
seits kann ein progressiver Sozialarbeiter einen größeren Hand:
lungsspielraum gerade dazu nutzen, die geforderten Kontroll-
aufgaben punktuell zu unterlaufen (s. weiter unten).
\7)
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Stadtteil zu entwickelnden Initiativen können nur länger-
fristig politisch wirksam werden, wenn sie die Bewußtwer-
dung und Organisierung der Arbeiterklasse und anderer
ausgebeuteter lohnabhängiger Schichten, die im Betriebs-
bereich vorangetrieben werden muß, auf regionaler und
überregionaler Ebene über die Thematisierung zentraler
Reproduktionsprobleme unterstützt. Eine auf irgendwel-
che „Emanzipationsprozesse” hoffende Stadtteilarbeit
vorwiegend studentischer Gruppen halten wir für genau-
so problematisch wie eine idealistische Gemeinwesenar-
beit. 53) In der gegenwärtigen Situation ist es demgegen-
über unserer Ansicht nach notwendig, die bisher verein-
35 Wir verzichten an dieser Stelle auf eine detaillierte Auseinan-
dersetzung mit dem Artikel der Roten Hilfe West-Berlin
(Staatsgewalt, Reformismus und die Politik der Linken, Kurs-
buch 31, Berlin 1973, S. 29 - 125), da wir noch keine ab-
schließende Klärung darüber herstellen konnten. Vorläufige
Kritikpunkte im Zusammenhang mit dem hier diskutierten
Problem sind: Den an „Bürgerinitiativen”’ Beteiligten werden
ziemlich pauschal „Lernchancen”” eingeräumt, die geeignet sei-
ein, deren politisches Bewußtsein weiterzuentwickeln — ohne
zelten spontaneistischen Kämpfe im Stadtteilbereich ge-
gen die Verschlechterung gesellschaftlicher Reproduk-
tionsbedingungen zu koordinieren mit gewerkschaftlichen
und betrieblichen, auf regionaler und überregionaler Ebe-
ne geführten Arbeitskämpfen, da die von diesen geforder-
ten Verbesserungen der individuellen Lohnhöhen und der
brauchenspezifischen Arbeitsbedingungen ihre logische
Ergänzung finden in Forderungen nach Kompensationen
für die durch den Verwertungsprozeß des Kapitals verur-
sachten und laufend fortschreitenden Schädigungen der
gesellschaftlichen Reproduktionsbedingungen in allen Be-
reichen („Umweltverschmutzung””, Lärm, Zerstörung von
Städten. Mieten, Verkehrsverhältnisse usw.).
nach dem Inhalt dieses Bewußtseins, den Formen und Zielen
der „Lernprozesse” ausreichend zu fragen. Es wird auf die
Notwendigkeit verwiesen, die „Widersprüche ”, die die Bürokra-
tie — vor allem im sozialen Bereich — zur Reform zwingt, zu
registrieren und für die politische Arbeit zu nutzen, ohne nach
den objektiven Gründen und materiellen Funktionen (sozia-
ler) Reformmaßnahmen zur fragen, d.h. dem Stand der Klas-
senkämpfe und den objektiven Anforderungen an längerfristi-




HINWEIS AUF EINE SCHWIERIGKEIT IM
VERHÄLTNIS VON PARTIZIPATION UND
PARLAMENTARISCHER RECHTSSTAAT —
LICHKEIT
Im folgenden Beitrag soll hingewiesen werden auf den
Widerspruch zwischen den Intentionen und auch dem
Selbstverständnis mancher Bürgerinitiativen und den
Rechtsverhältnissen in einer parlamentarischen Demokra-
tie. Was hier vorgebracht wird, sind Behauptungen, die aus
schließlich den Sinn haben, die Diskussion über einen Zu-
sammenhang anzuregen, der gegenwärtig allzu wenig Be-
achtung findet. Keineswegs soll die Auseinandersetzung
vorweggenommen werden; hierzu wären genauere und
tiefer schürfende Analysen vonnöten als die vorliegenden.
ziemlich allgemeinen und abstrakten Äußerungen sie um-
reißen können.
Wenn es richtig ist, daß sich die Veränderung der gesell-
schaftlichen Erscheinungen aus den Umwandlungen der
ökonomischen Basis erklären lassen, so gilt dies dennoch
nur — um gleich einen einschlägigen Begriff zu verwenden
in letzter Instanz. Das bedeutet, daß in den ökonomischen
Verhältnissen notwendige aber nicht unbedingt hinreichen-
de Gründe für die Erklärung spezifischer Phänomene ge-
funden werden können. Die Folgen wirken stets auf ihre
eigenen Ursachen zurück. Unterschlägt oder vergißt man
diese wechselseitige Beeinflussung, die weder gleichgewich-
tig sein muß nochist, so verfällt man entweder der Vorstel-
lung eines ökonomischen Determinismus, oder es wird statt
der grundlegenden Veränderung der Produktionsverhält-
nisse nur mehr der Wechsel in der Herrschaft gesehen.
Wie also auf der einen Seite der Kampf um die Befreiung
der bürgerlichen Gesellschaft aus feudalen Bodenbahnen,
so verschwindet auf der anderen Seite die Bedeutung der
„Codifizierung”” und politischen Sicherung der neuen Ge-
sellschaftsformation. Es handelt sich jedoch nur um zwei
Seiten derselben Medaille.
An dieser Stelle also soll es um die Bedeutung des juristi-
schen Denkens, der Rechtsform gehen, darum, welche Ein-
flüsse schon aus dieser Sphäre für alle derzeitigen Partizi-
pationsansätze resultieren.
Es kann und soll nun keine — so kurze wie falsche — histo-
rische Ableitung geleistet, sondern nur das folgende fest-
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gehalten oder behauptet werden:
Die Atomisierung der Gesellschaft in eine Vielzahl freier,
gleicher, voneinander unabhängiger, privater Warenbesit-
zer schafft Probleme hinsichtlich der Ausübung von Macht
oder Zwang.
Unter den Bedingungen einer warenproduzierenden Gesell-
schaft würde nämlich die unmittelbare Machtausübung ei-
nen Willkürakt darstellen. Sie bedeutete die persönliche
Unterwerfung des einen Privateigentümers unter einen an-
deren, würde also das Prinzip der erforderlichen Gleichheit
auf dem Markt zerstören. Daher muß der auszuübende
Zwang von den Einzelpersonen abgelöst werden und als
allgemeine Norm erscheinen, die von einer kollektiven In-
stitution oder „‚Person”” ausgeht.
Die Konstitution eines herausgehobenen, vom privaten
abstrahierten staatlich-öffentlichen Bereichs, d.h. also die
Trennung des „Bürgers’” vom „Staatsbürger”, ist selbst Re-
sultat einer bestimmten historischen Entwicklung. Die Zer-
legung ist demnach mitnichten ein allgemeingültiger, ewiger
Zustand, als welcher sie im nachhinein erscheint. Mit der
Herauslösung eines „abstrakten” staatlichen Bereichs wird
zugleich ein Zweites vollzogen, um das es hier vor allem geht
Ebenso wie die Verträge zwischen den privaten Eigentümern
finden nämlich auch diese gesellschaftlichen Verhältnisse
ihre Entsprechung in der Sphäre des Rechts. Dies drückt
sich besonders deutlich in der für alle modernen Rechtssy-
steme typischen Unterteilung des gesamten Bereichs in öf-
fentliches und privates Recht aus. Diese Einteilung, die zu-
gleich die letztliche Gleichheit von wirtschaftlicher und po-
litischer Macht verschleiert, ist zwar schon im Römischen
Recht vorgebildet, findet jedoch erst auf der Stufe der bür-
gerlichen Gesellschaft ihre eigentliche Entfaltung.
Nun läßt sich diese Trennung selbstverständlich nie ganz
eindeutig und umfassend vollziehen, und zumal der Bereich
des öffentlichen Rechts bleibt stets ziemlich problematisch
und abstrakt; doch soll dies hier nicht weiter interessieren.
Offenbar ist das Privatrecht mit seinem steten direkten
oder indirekten Bezug auf die Eigentumsverhältnisse das pri-
märe, das öffentliche Recht das abgeleitete, abstrahierte
Recht. Gleichzeitig ist dieses öffentliche Recht notwendig
— und sei es nur zur Erhaltung des Marktfriedens — und
die damit verknüpften staatlichen Sanktionen müssen not-
falls auch gegen die privaten Einzelinteressen gewandt wer-
den können. Im Extremfall kann sich dies sogar auf alle
Einzelinteressen beziehen, dann nämlich, wenn eine län-
gerfristige Sicherung des Fortbestandes der Eigentumsver:
hältnisse selbst auf andere Weise nicht gesichert werden
kann.
Als mögliches Organ der Rechtssetzung wurde nun in vie-
len Fällen das Parlament herausgebildet. Aufgrund seines re-
lativ konfliktlosen Funktionierens hat es sich als nahezu op-
timale Form der Vermittlung von Herrschaft erwiesen. Das
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Parlament stellt gleichsam ein Modell der Gesellschaft un-
abhängiger Individuen dar; in der Wahl wiederholt sich in
gewisser Weise der beschriebene Abstraktionsvorgang.
Durch freie und gleiche Wahl bestimmt, soll das Parlament
die Bürger repräsentieren — zunächst nur im engeren Sinn
von Besitzbürger, später von Staatsangehörigen. In den ver-
sammelten Parlamentariern ist somit theoretisch oder de
jure die „volonte‘de tous” inkarniert, und das freie Mandat
des einzelnen, die Ungebundenheit und „Verantwortungs-
losigkeit”” gegenüber spezifischen Wählern und damit Inte-
ressen, die Verpflichtung aufs Gemeinwohl, garantiert fik-
tiv die Durchsetzung einer „volonte‘ generale”. An die im
Parlament formulierten Gesetze sind nun alle gebunden,
nicht zuletzt auch die Exekutive, deren Macht ihrerseits
an sich wieder vom Volk ausgeht.
Während im Privatrecht die Rechtsverhältnisse zwischen
privaten Eigentümern geregelt werden, bestimmt das öf-
fentliche Recht die Verhältnisse zwischen den Bürgern
und der „übergeordneten” staatlich-politischen Sphäre So-
wie die Verhältnisse zwischen den verschiedenen Institu-
tionen des Staates. Die Staatsmacht geht zwar vom Volk
aus. ist aber quasi beim Staat wieder monopolisiert.
Betrachtet man aus dieser Perspektive die z.B. in der Re-
gierungserklärung von 1968 erhobene Forderung nach
„mehr Demokratie” und die davon abgeleitete nach einer
„Demokratisierung der Planung durch Beteiligung der Be-
troffenen”, so wird man alsbald erkennen, daß dieses Pro-
gramm in Widerspruch gerät zu den beschriebenen recht-
lichen Verhältnissen, zum Selbstverständnis einer repräsen-
tativen Demokratie überhaupt, wenn unter Partizipation,
unter Mit- oder gar Selbstbestimmung mehr verstanden
werden soll als ein verbessertes Datenerhebungs- und Wer-
beverfahren für staatliche Planungen.
Dieser Widerspruch entsteht am Ende daraus, daß im Rah-
men von Bürgerinitiativen scheinbar „private”” Interessen
Ausdruck finden, die nicht unbedingt solche von Privatei-
gentümern sind. Diese Interessen verlassen also in gewisser
Weise den unproblematischen Bereich des Privatrechts,
stellen an und für sich politische und öffentliche Interes-
sen oder Rechte dar. Damit geraten sie unausweichlich in
Konflikt mit dem Rechtssystem, das eben die Wahrung öf-
fentlicher Rechte eindeutig und ausschließlich als Angele-
genheit des Staates beschreibt. Letztlich können sogar Wi-
dersprüche auftreten zur staatlichen Funktion einer „über-
parteilichen”” Sicherung eben der Rechte des privaten Ge-
schäftsverkehrs. Dies wirkt sich unmittelbar auf die Ein-
schätzung von Bürgerinitiativen aus: In seinen Ausführun-
gen über die Möglichkeiten der Beteiligung der „Öffentlich-
keit” an der Stadtentwicklungsplanung (nach dem Bundes-
baugesetz) schreibt Großhans: „Die Betätigung im Bereich
hoheitlicher Pflichten und Rechte schafft öffentlich-recht-
liche Rechtsverhältnisse, d.h. solche, in denen der Staat
oder ein sonstiger Träger der öffentlichen Gewalt dem
einzelnen als Gewalt-Unterworfenen gegenübersteht. . . .
Auch bei der Konstituierung der ‘Träger öffentlicher
Belange’ im BBauG . .. spielt die Polarität Gemein-
wohl — Eigennutz unterschwellig noch eine Rolle, Hier
wird bestimmten, meist staatlichen oder städtischen In-
stitutionen (... .), aber auch ‘halbamtlichen’ Organisa-
tionen (...) unterstellt, daß ihr Handeln öffentliche Be-
lange vertritt, d.h. dem Gemeinwohl verpflichtet ist und
daher einer besonderen Berücksichtigung bedarf.” 1)
Für Bürgerbeteiligungen entsteht nun folgende Schwierig-
keit: Naiverweise könnte man den Eindruck gewinnen, als
sollte durch Beteiligung den betroffenen Bürgern tatsäch-
lich ein verstärktes Mitspracherecht verschafft werden, als
sollten auf diesem Wege die allgemeinen, „öffentlichen”
Bedürfnisse und. Interessen stärkeren Eingang in die Pla-
nung finden. Dieser Eindruck muß jedoch nach dem zuvor
Gesagten falsch sein, denn eben die öffentlichen Interessen
und Rechte sind im Planungsprozeß bereits durch die ge-
wählten Vertreter repräsentiert. Diese — und damit die
nachgeordneten Verwaltungen, „Träger öffentlicher Belan-
ge” usw. — stehen für die Wahrung des Gemeinwohls ein,
zumindest de jure. Auf der anderen Seite bedeutet dies
quasi zwangsläufig, daß mit einer tatsächlichen Beteili-
gung von unmittelbar Betroffenen keineswegs das Ge-
meinwohl befördert, sondern allenfalls ein Ausgleich ge-
leistet werden kann zwischen privaten Interessen unter-
einander oder zwischen privaten und öffentlichen Interes-
sen. Die privaten Interessen müssen also scheinbar selbst-
verständlich und gleichsam per Definition eigennützige
sein. Die Spaltung des Rechts in öffentliches und privates
bildet sich hier nochmals ab: Die „öffentlichen Instituti-
onen, die „Träger öffentlicher Belange” erscheinen als die
wahren Repräsentanten des Gemeinnutzes, Gemeinwohls,
der Gemeinschaftsaufgaben, — die Privatleute können oder
dürfen nur Vertreter ihrer eigenen, „„privaten’’ Interessen,
des Eigennutzes sein.
Wäre es legal, daß die unmittelbar Betroffenen ihre politi-
schen (öffentlichen) Interessen direkt wahrnähmen, so wür-
de das ganze Gefüge der repräsentativen Demokratie mit
seiner abstrakten Vermittlung der öffentlichen Interessen
und der Trennung von öffentlichem und privatem Recht zu-
sammenbrechen. Soll dies nicht geschehen, dann dürfen
auch die unmittelbar Betroffenen letztlich keine Entschei-
dungsbefugnis über „Öffentliche’” Belange erhalten.
Damit wird das gängige Verständnis von „Demokratisierung
der Planung durch Beteiligung der Betroffenen” ad absur-
dum geführt: Unter den gegebenen Verhältnissen wäre .näm-
lich eine tatsächlich mitentscheidende Beteiligung der Be-
L) Hartmut Großhans: Öffentlichkeit und Stadtentwicklungs-
planung. Möglichkeiten der Partizipation (= Gesellschaft
und Kommunikation, Bd. 11), Düsseldorf 1972, S. 53 f.
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troffenen ein Abbau von Rechtsstaatlichkeit und Demokra-
tie. Daraus ergeben sich folgende Konsequenzen: Legal
sind Bürgerinitiativen nur insoweit sie sich tatsächlich pri-
vater Interessen annehmen oder soweit in ihnen lediglich
Ansichten und Meinungen artikuliert werden, die letztlich
unverbindlich sind. Sie können dann als „Frühwarnsystem””
für aufkommende Konflikte, als Kanäle für Unzufriedenhei-
ten oder umgekehrt als Forum funktionieren, in dem über
öffentliche Planungen informiert und für diese geworben
werden kann. Diese Funktionen nehmen sie in aller Regel
auch wahr: Die gängigen Modell bleiben zumindest recht-
lich, meist aber auch de facto nichts anderes als mehr oder
weniger verfeinerte Datenerhebungs- oder Werbungsverfah-
ren. Daß mit der Forcierung bürgerschaftlicher Beteiligung
auch nach den Bestimmungen des Städtebauförderungsge-
setzes am Ende nicht mehr gemeint war, drückt sich un-
mißverständlich in allen offiziösen Kommentaren aus. Die
völlige Instrumentalisierung für Werbezwecke wird jedoch
nicht immer so deutlich wie in der folgenden Bemerkung
des heutigen Bundesministers Vogel: „Es ist besser, Kraft
zu investieren und von vornherein zu werben, zu überzeu-
gen und zu erreichen, daß die öffentliche Meinung die
Grundlinien einsieht, selbst für notwendig hält und sich
dann auch zu eigen macht.” 2)
Auf der anderen Seite müssen dann — unter diesen „ju-
ristischen” Gesichtswinkel betrachtet — logischerweise
alle weitergehenden Initiativen als illegal erscheinen, sie
werden, wie es im allgemeinen Sprachgebrauch heißt, „für
politische Zwecke mißbraucht”. Dieser Vorwurf besteht
völlig zu Recht, denn solche weitergehenden Partizipati-
onsversuche verfolgen tatsächlich öffentliche bzw. poli-
tische Ziele; es handelt sich bei ihnen in gewisser Weise um
4b
TO
Jatente Formen einer direkten Vemokratie.Damit geraten sie
unweigerlich vor die Schranken der Gerichte, in Klonflikt mit
dem Gesetz, das wie gesagt als Codifizierung bestehender
Verhältnisse aufzufassen ist.
Nun ist aber andererseits nicht zu bestreiten, daß Bürger-
initiativen mit offen oder verdeckt politischen Zielen tat-
.sächlich existieren. Im Hinblick auf eine langfristige Be-
standssicherung könnten sie sich als problematisch er-
weisen. Daher muß es sinnvoll sein, auch diese Formen
so weit als möglich rechtlich einzubinden, sie damit zu
„entschärfen” und auf ein angemessenes Betätigungsfeld
abzudrüngen (vgl. ähnliche Vorgänge im Bereich des Ar-
beitsrechts). Die Formulierung öffentlicher und politi-
scher Interessen und Rechte aus der privaten bzw. privat-
rechtlichen Sphäre heraus kann gleichzeitig auch als ein
Indiz — und nicht mehr! — für gewisse Funktionsmängel
der parlamentarischen Demokratie aufgefaßt werden.
Das Parlament, ursprünglich wie gesagt gleichsam ein Ab-
bild einer Gesellschaft frei konkurrierender Privateigen-
tümer, scheint in gewissen Punkten den real veränderten
Verhältnissen nicht mehr voll adäquat zu sein.
Doch auch diese Auseinandersetzung findet selbstverständ-
lich im Rahmen der Gesetze statt oder hat zumindest in
diesem Rahmen stattzufinden: Man hat um Rechte mit den
Mitteln eben dieses Rechts zu kämpfen.
So hat denn schon seine kaiserliche und königliche Majestät
Franz Josef I., der die gesamte „Konstitionsgeschichte”
seit 1848 erlebt hatte, als ihm der Ausbruch revolutionä-
rer Unruhen in Wien vermeldet wurde, verwundert fragen
können: ‚Ja derfen’s denn des? ”
Hans-Jochen Vogel: (aus einer Rede, 1966), zit. nach:
N. Patellis und P. Heffmann: Profitopolis; in: Baumeister
69 (1972) 37 -40 (Heft 1), hier S. 40
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Hellmuth Markstahler
GEGEN DIE OPERATIONALE AUFFAS-
SUNG DER ÄSTHETISCHEN FUNKTION
Anmerkungen zu H. Stoffl’s „Grundzüge
einer operationalen Theorie der ästhetischen
Funktion’ in ARCH + 15
Es mag unangemessen erscheinen, sich unter dem Eindruck
der gegenwärtigen imperialistischen Gewalttaten mit ästhe-
tischen Problemen zu beschäftigen, wenn man allein bedenkt
welche rationalen Anstrengungen erforderlich sind, um den
Widerstand der Arbeiterklasse gegen das Kapital und seine
Interessenvertreter zu organisieren. Tatsächlich ist diese Un-
| angemessenheit nur scheinbarer Natur. Denn sinnvoll wird
die Organisierung der Gegenkräfte des Kapitals nur dann,
wenn sie dessen besondere Qualität des abstrakten Reich-
tums negiert, indem sie den Gebrauchscharakter der Din-
‚ge und den Selbstzweck des Lebens herausstellt. Der Aus-
schluß bzw. die Unterdrückung ästhetischer Probleme in
der Theorie zugunsten der Vorherrschaft politisch-ökono-
mischer Überlegungen rationalistischer Art wird die Ent-
wicklung sinnlich-bewußten Verhaltens, d.h. echter Ge-
brauchswertorientierung innerhalb der Arbeiterklasse be-
hindern. Je sinnlich abstrakter in der politischen Praxis
sich revolutionäre Ansprüche darstellen, umso schwieriger
sind sie für die Massen erfahrbar, denen nicht bloß das Den-
ken verwehrt wird, sondern deren Wahrnehmung- und Emp-
findungsstruktur gleichermaßen den Bedingungen des Ka-
pitals unterliegen. Die herrschende Klasse hat also alles Inte-
resse, den sinnlichen Apparat der ihr unterworfenen Sub-
jekte zu beherrschen, um der Einsicht in die Zusammen-
hänge der kapitalistischen Verhältnisse Schranken zu
setzen.
Der systematische Einbezug ästhetischer Probleme sowohl
in die Theorie als auch in die Praxis des politischen Alltags
wird daher zu einer immer dringlicheren Notwendigkeit.
Die politische Ökonomie des Kapitals im weiteren Sinn be-
inhaltet einen ganzen Komplex von Problemen, der dem
gegenwärtigen Stand der Arbeitsteilung angemessen analy-
7) Vgl. Karl Marx, Thesen über Feuerbach, in: Marx/Engels:
Die Deutsche Ideologie, Berlin 1960, S. 538
Seit Erscheinen der Arbeit Stoffls habe ich vorgehabt, sie
einer methodischen Kritik zu unterziehen, Vor allem aus
Zeitgründen war mir dies bisher
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siert und synthetisiert werden muß. Die ausschließliche bzw.
isolierte Bearbeitung dieser oder jener Teile des Komplexes
mag zwar mehr oder weniger richtige Teilergebnisse mit
sich bringen, führt aber zu falschen Ergebnissen im Ganzen.
Wird das Ästhetische allgemein als das sinnlich Erfahrbare
des gesellschaftlichen und individuellen Daseins der Men-
schen begriffen, umfaßt es für die Theorie einen sehr be-
deutsamen Problembereich. Gerade die schlechte Wirk-
lichkeit der sinnlichen Erfahrung unter den Bedingungen
und Verhältnissen des aufkommenden Kapitalismus sind
es gewesen, die Marx zu deren Analyse gedrängt haben. Und
bekanntlich besteht der Unterschied zwischen den philoso-
phischen Frühschriften des jüngeren Marx zur Ökonomie
und den späteren eingehenden Analysen der Kapitalbewe-
gung im engeren Sinn im Unterschied zwischen der Ein-
sicht in die Unsinnlichkeit der kapitalistischen Verhält-
nisse und der Einsicht in die Notwendigkeit zur detail-
lierten Untersuchung dieser von der Sinnlichkeit abstra-
hierenden Verhältnisse mit dem Ziel ihrer Aufhebung.
Die Analyse der Kapitalbewegung im allgemeinen und da-
mit die Herausbildung des wissenschaftlichen Sozialismus
beziehen sich bei Marx und Engels also immer auf die
sinnliche Tätigkeit der Menschen. 1) Ihre Theoriebildung
gilt keinem abstrakten Erkenntnisinteresse.
Der Bezug zur gesellschaftlichen Praxis und deren Verän-
derung bildet für die Entwicklung der ästhetischen Theo-
rie des Marxismus daher das zentrale Untersuchungsfeld.
Und dies gilt keineswegs nur für den Bereich der Kunst.
Das Verhältnis von gesellschaftlicher Reproduktion im
allgemeinen und der sinnlichen Erfahrung insbesondere
erweist sich als ganz grundlegendes Problem. In diesem
Zusammenhang sehen wirStoffl’s „Grundzüge einer ope-
rationalen Theorie der ästhetischen Funktion”, gegen die
wir in Bezug auf ihre methodische Entwicklung grund-
sätzliche Einwände haben. 2)
Stoffl beginnt seinen Aufsatz mit einer Vorbemerkung, in
der er zunächst die Hauptströmungen der „heute in der
BRD betriebenen Ästhetik und Kunstwissenschaft” in ih-
ren „methodisch — inhaltlichen Grundpositionen” skiz-
ziert, um aus deren tatsächlichen oder auch nur vermeint-
lichen Mängeln die Legitimation zur Darstellung seiner
Theorie abzuleiten. Seine Untersuchung, . . . hat das Ziel,
die ästhetische Funktion sowohl abstrakt-allgemein als auch
konkret historisch zu erfassen. . . ” Hierfür sei es „erforder-
lich,
1. die subjektiven und strukturellen Grundlagen des ästhe-
tischen Verhaltens ganz allgemein sowie
2. seine materiellen und ideellen Bedingungen in ihrer je-
weils konkret-historischen Ausprägung zu analysieren.”
(S. 83) 3) Damit begibt sich Stoffl von Anfang an in ein
nicht möglich gewesen, so daß ich erst jetzt, nachdem
einige Zeit verstrichen ist, dazu gekommen bin.
Zahlenangaben hinter den Zitaten bziehen sich auf die
Seitenzahlen von Arch+ 15, Januar 1972, in der Stoffl’s
Arbeit erschienen ist.
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methodisches Dilemma. Er möchte die subjektiven und
strukturellen Grundlagen des ästhetischen Verhaltens
von den konkreten historischen Verhältnissen getrennt
analysieren und letztere dann ersteren hinzufügen. Diese
Vorgangsweise birgt erhebliche Probleme in sich. Denn
es gibt in Wirklichkeit keine allgemeinen subjektiven Grund-
lagen, die sich von der historischen Erfahrung des gesell-
schaftlichen Menschen losgelöst betrachten ließen. Es han-
delt sich hierbei speziell um das Problem der Subjektivi-
tät als historisches Phänomen. Was ist unter „subjektiv”
zu verstehen? Bedarf die Entwicklung von Subjektivität
nicht zugleich der Erfahrung des Objektiven, die stets hi-
storisch vermittelt ist.? Zwarlassen sich gewisse, z.B. phy
siologische Prozesse der verschiedenartigen ästhetischen,
d.h. sinnlichen Aktivitäten der Menschen isoliert von den
jeweils unterschiedlichen kollektiven und individuellen Er-
fahrungen der Subjekte strukturell untersuchen und in ih-
rem allgemeinen Wirkungszusammenhang naturwissen-
schaftlich exakt beschreiben; das spezifisch Subjektive,
d.h. die erkennenden und schöpferischen Fähigkeiten der
sinnlichen Aktivitäten sind damit aber noch keineswegs
betroffen. Seinendualistischen UntersuchungsansatzcharakterisiestStoffLwie folgt7WährendimerstenSchritt— unter Anwendung von Individual- und Sozialpsychologieals allgemeiner Systemtheorie des Subjekts, wobei gewis-se Ansätze d r strukturalistischen und behaviouristischen
Ästhetik übernommen werden —.das Ästhetische allgemein
als Modalität sinnlicher Subjekt-Objekt-Beziehungen, d.h.
als Modalität der sinnlichen Aktivitäten in Erscheinung
tritt, erscheint die ästhetische Funktion unter Berücksich-
tigung der konkreten, im kapitalistischen Gesellschafts-
system herrschenden materiellen und ideologischen Be-
dingungen speziell als bestimmte Form der Entfremdung
dieser Subjekt-Objekt-Beziehungen.”” (S. 83)
Während im ersten Teil dieserCharakterisierung unklar
bleibt, welche Ansätze von der immerhin als bürgerlich
anzusehenden strukturalistischen und behaviouristischen
Ästhetik übernommen werden und die philosophische
Differenz zwischen der „Ästhetik” im Sinne von Kunst
und dem „Ästhetischen’’ im Sinne von allgemeiner sinn-
licher Erfahrung und sinnlicher Erkenntnis nicht aufge-
zeigt wird, erscheint im zweiten Teil der Charakterisie-
rung die ästhetische Funktion im kapitalistischen System
bloß als bestimmte Form der Entfremdung der sinnlichen
Subjekt-Objekt-Beziehungen, so als gäbe es für sie keine
materiellen Ursachen. Tatsächlich ist die Entfremdung
— soweit sie von Marx als historisch notwendig angesehen
wurde — zunächst Produkt wirklich sinnlicher Aktivitäten
der Menschen, d.h. Produkt notwendiger Auseinander-
setzung mit der Natur.
Der operationalistische Ansatz der Stoffl’schen Untersu-
chung mündet schließlich in der schematischen Darstel-
lung des der Analyse der ästhetischen Funktion zugrunde-


















Dieses Modell verdeutlicht Stoffl’s Auffassung des Problems.
Sein Objektsystem enthält eine unbestimmte Zuordnung
von teils philosophischen, teils politisch-ökonomischen Ka-
tegorien, durch die zwar eine generelle Subjekt-Objekt Be-
ziehung angezeigt wird, aber keine Bestimmtheiten ihrer
Dialektik. Das Subjekt erscheint von unten getragen durch
eine materielle Basis, die sich unter Ausschaltung objektiv-
natürlicher Gegebenheiten auf sozio-ökonomische Disposi-
tionen zu beschränken scheint. Nach oben erscheint das
Subjekt begrenzt durch einen ideologischen Überbau der
bloß sozio-kulturell disponiert gedacht wird, während er
doch in Wirklichkeit vor allem politische Dimensionen
enthält, die eng mit der materiellen Basis verknüpft sind.
Es bleibt also weitgehend unklar, was bei Stoffl als Ob-
jekt figuriert und wodurch es gebildet wird.
Das Darstellungssystem spiegelt die Unklarheiten des Ob-
jektsystems wider. Das Subjekt erscheint hier reduziert auf
das an ihm systemtheoretische Beschreibbare. Die materiel-
le Basis beschränkt sich in ihrer wissenschaftlichen Dar-
stellung auf die politische Ökonomie und Soziologie, so als
gäbe es hier wiederum nichts naturwissenschaftlich Faßbares
Der ideologische Überbau schließlich ist eine Angelegenheit
der Kulturwissenschaften und der Wissenssoziologie. Völ-
lig undiskutiert bleibt dabei der Begriff der Kultur und der
Begriff der Wissenssoziologie als bürgerliche Wissenschafts-
disziplin.
Nachdem Stoffl nun so den Untersuchungsgegenstand in
gewisser Weise zwar systematisch, aber nicht hinreichend
dargestellt hat, kommt er zu einer ersten Einengung seines
Untersuchungsfeldes. „Der Schwerpunkt soll hier . . . auf
die subjektiven Grundlagen und die materiellen Bedingun-
gen der ästhetischen Funktion gelegt werden.” (S.84)
Im zweiten, mit „Explikationen” betitelten Abschnitt
beginnt Soffl nun, die subjektiven Grundlagen durch
ihre prädikativen Erscheinungsformen hindurch zu ana-
lysieren: „Die elementarste — direkt konstatierbare —
(gesellschaftliche) Erscheinungsform des „Ästhetischen”
ist das ästhetische Urteil, d.h. die evluative Prädikation
eines Objekts bzw. Ereignisses durch eine Person mittels
eines „ästhetischen Prädikats”. Das ästhetische Urteil
besteht also in der durch eine Person vollzogenen Zuord-
nung eines „ästhetischen Prädikats” zu einer Stimulus-
situation. Die Bezeichnung eines Prädikats (z. B.
schön, nicht schön) als ästhetisches ist gesellschaftlich
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vermittelt, ist Konvention. Die Anwendung ästheti-
scher Prädikate ist nicht auf eine spezielle Klasse von
Objekten bzw. Ereignissen (etwa „Kunstwerken””) be-
schränkt. Sie sind vielmehr prinzipiell auf jede belie-
bige Stimulussituation anwendbar.” (S. 84)
Die ästhetische Prädikation ist also der sprachliche Aus-
druck wirklich sinnlicher Erfahrung, nicht die sinnliche
Erfahrung selbst. Die in ihr enthaltene Bewertung stellt
eine qualifizierende Aussage über eine Erfahrung des Sub-
jekts dar, die zugleich auch in ihrer objektiven Struktur
und Funktion analysierbar ist. Hierbei tritt ein wichtiges
Problem auf, das Stoffl zum Teil sieht: „Wie bei jedem eva-
luativen Prozeß stellt sich auch hier unmittelbar die Frage
nach den der ästhetischen Bewertung zugrundeliegenden
Dispositionen und Kriterien: Hat die ästhetische Bewertung
rein kognitiv-normative, etwa ideologisch vermittelte
Grundlagen oder hat sie physiologische, etwa in Form
„ästhetischer Bedürfnisse”?
Während nun die subjektiven Dispositonen und Kri-
terien der Bewertung von Stoffel berücksichtigt werden,
wird die Frage nach einer objektivierbaren Qualität der
Erfahrung selber nicht gestellt. Das hat weitreichende
Konsequenzen, denn erst durch die Antwort auf diese
Frage nämlich könnten Differenzen zwischen der Struktur
der sinnlichen Erfahrung und der „ästhetischen Bewertung”
aufgedeckt werden. Dies ist deshalb so wichtig, weil die
Manipulation des Bewußtseins vor der Wahrnehmung und
Empfindung nicht haltmacht. ;
Die zum Verständnis ihrer subjektiven Bewertung zu ob-
jektivierende Qualität der sinnlichen Erfahrung muß des-
wegen zunächst aus dem Stoffwechsel des Menschen mit
der Natur, d.h. aus seiner produktiven Tätigkeit gewonnen
werden. Dies ist die wichtigste Einsicht des Marxismus in
den historischen Prozeß. Die gesamte Erfahrung des ge- -
sellschaftlichen Menschen vollzieht sich durch seine le-
benserhaltende Tätigkeit, die sich auf dem Boden der Ar-
beit und Arbeitsteilung entwickelt und entfaltet. Die Ar-
beit und damit die vorherrschende Weise der sinnlichen.
Erfahrung stellen sich allerdings in historisch wechselnden
Formen dar. Diese Formbestimmtheit ist es daher, die den
Prozeß der sinnlichen Erfahrung als Wechselwirkung von.
Subjekt und Objekt prägt. a
Wäre die dialektische Auffassung der (ästhetischen), Erfah-
rung von Stoffl bei der Frage nach den subjektiven. Dispo-
sitionen und Kriterien ihrer Bewertung zugrundegelegt
worden, hätte er kaum die Frage stellen können, ob die
ästhetische Bewertung , .. . rein kognitiv-normative, etwa
ideologisch vermittelte Grundlagen oder . . . physiologi-
sche, etwa in Form ästhetischer Bedürfnisse . . .” habe. 4)
Tatsächlich hat das ästhetische Urteil und die ihm zugrun-
deliegende sinnliche Erfahrung sowohl physiologische als
auch psychologische, sowohl materielle als auch idelle
Grundlagen, die in sehr mannigfaltigen, ständig sich verän-
+) Diese und alle Hervorhebungen in den folgenden Zitaten
von mir
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dernden Wirkungszusammenhängen stehen. Je nach Form
des wirklichen Verhältnisses, das durch die jeweiligen Be-
griffspaare benannt ist und je nach Form des Bewußtseins
im Denken (die ihrerseits von den sinnlichen Verhältnissen
nicht isoliert zustandekommt) wird die_sinnliche Erfahrung
bestimmt und geprägt. Dabei haben Raum-Zeit-Verhältnisse
zwar eine grundlegende Bedeutung, aber entscheidend für
ihre jeweilig Struktur ist die historisch sich verändernde
Art und Weise der Produktion. So hängt die ästhetische
Bewertung tatsächlich weniger von der Dauer der „Ver-
arbeitung einer Stimulusituation’”” ab, wie Stoffl meint
(S. 84), als vielmehr von Oberflächlichkeit und Zerstreut-
heit bzw. von der Eindringlichkeit und Konzentration in
Bezug auf das Wesen dessen, was beurteilt werden soll.
Und dies ist vor allem eine Frage des Bewußtseins, d.h. des
bewußten Seins, das in der Tat durch äußere Bedingungen
und Verhältnisse geprägt ist. Damit soll keineswegs die Exis-
tenz einer spezifischen Wertaxiomatik des Ästhetischen all-
gemein geleugnet werden. Es geht vielmehr um die Wechsel-
wirkung von Bewußtsein und Sinnlichkeit, die bei der Unter
suchung ästhetischer Erfahrungen nicht unterschlagen wer-
den darf.
Bevor er nun zum zentralen Aspekt seiner Untersuchung,
nämlich zur „Analyse der.der ästhetischen Bewertung zu-
grundeliegenden individuellen Dispositionen und deren
psychischer und sozio-ökonomischer Bedingtheit” (S.84)
kommt, expliziert Stoffl zunächst noch den Bereich der
Kunst als besonderen Bereich des Ästhetischen, auf den er
— die Erfahrung des Alltags tendenziell beiseiteschiebend -
seine folgende Untersuchung bezieht.
„Ein sehr spezieller Bereich des Ästhetischen ist die Kunst.
Ihre Besonderheit besteht darin,.daß die in ihrem Rahmen
in einen ästhetischen Bewertungsprozeß eingehenden Sti-
mulussituationen
a) produktiv hergestellt !
b) institutionell vermittelt
c) (nahezu) ausschließlich passiv aufgenommen werden.”
(S.84) )
Nach Stoffl liegt das Besondere der Kunstalso in ihrer Re-
zeption als eine stimulierende, d.h..anregende Situation, in
der (nahezu) ausschließlich das Werk auf den Rezipienten
wirkt, der selber bloß passiv vorgestellt.wird. Mit dieser
Definition fällt sowohl der ikonische Charakter-als Be-
sonderheit der Kunst unter den Tisch, als auch
ihre Aktivität hervorrufende Seite, d.h. diejenige, die
„; ... auf praktische Vernunft hindrängende Ideen her-
vorzurufen fähig ist.” 5)
Der künstlerische Prozeß wird bei Stoffl systemtheoretisch
derart gefaßt, wie der Herstellungprozeß jedes beliebigen
Gegenstandes: Einer Produktionsphase schließt sich die
5) F. Tomberg, Kunst und Gesellschaft heute, in: Das Argu-
ment 64, Berlin Juni 1971, S. 188
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Verteilungsphase (Transsitionsphase””) an, um damit der
Konsumtion genüge zu tun. Schließlich folgt die Kritik,
d.h. die Bewertung der Konsumtion. Der artistische Wir-
kungszusammenhangist „, . .. darstellbar als differenzier-
tes gesellschaftliches Interaktions- bzw. Kommunikations
verhältnis zwischen Produzenten (Künstlern) und Konsu-
menten, das vielfach über vermittelnde Instanzen (Insti-
tutionen, Interpreten, Kritik, Kunsterziehung . . .) läuft.
Das Medium der Kommunikation ist hierbei das „Kunst-
objekt” (arefakt der ästhetisch und außerästhetisch, etwa
gnoseologisch (oder politisch) motivierten Entscheidung
eines Produzenten .” (S.84)
Bei dieser Kunstauffassung handelt es sich also im wesent-
lichen um das Problem des Kommunikationszusammen-
hanges der Kunstproduzenten mit den -konsumenten. Da-
bei geht Stoffl wieder dualistisch vor: „Die Analyse so-
wohl des ästhetischen Prozesses im allgemeinen als auch
des artistischen Kommunikationsprozesses im speziellen
mußt sich auf zwei Ebenen bewegen:
I. der informationstheoretischen (insbesondere informa-
tionspsychologischen) und
II. der ihr übergeordnete sozio-ökonomischen.
Während im ersten Schritt die,informationstheoretischen
und psychologischen Bedingungen der einzelnen Kommu-
nikationsphasen und die konstitutiven Momente (Fakto-
ren) der ästhetischen Motivation interessieren, sind es im
II. die sozio-ökonomischen und sozio-kulturellen Bedin-
gungen und die Funktion des Ästhetischen bzw. der Kunst
im gesamtgesellschaftlichen Kontext.” (S. 84)
Bevor Stoffl nun — einer weiteren Einengung seines Unter-
suchungsbereiches folgend — zur Konsumtionsanalyse des
ästhetischen Prozesses gelangt, gibt er wegen ihres besseren
Verständnisses zunächst noch eine kurze formal-abstrakte
Charakterisierung der übrigen Phasen des Kunstprozesses.
Auf sie wollen wir hier nicht näher eingehen, sondern da-
zu lediglich feststellen, daß es keineswegs hinreichend ist,
den künstlerischen Prozeß bloß als Zeichenprozeß aufzu-
fassen, in dem wesentliche Dimensionen der Kunst, etwa
die kreative, hedonistische oder wahrnehmungstheore-
tische unter den Tisch fallen. Damit wird der komplexen
Struktur der Kunst keinen Gefallen getan; vielmehr wird
sie operationaler Handhabung geopfert. Auf diese Weise
kann die ästhetische Information der Kunst nicht ver-
mittelt werden.
Die Konsumtionsanalyse „des ästhetischen Prozesses
im allgemeinen” und „des artistischen Kommunikations-
prozesses”” im besonderen, der sich auf den beiden oben
genannten Ebenen vollziehen soll, beginnt nun mit der
„Perzeption”. Sie besteht in der „sensorischen Codierung
der Parameter des angebotenen Stimuluskompiexes (Kunst
werk). . . ” (S. 85) Die Qualitäten des Perzeptionsereig-
nisses werden dabei als eindeutig durch die Modalität des
49
EN
Sensoriums (Auge, Ohre etc.) bestimmt aufgefaßt. Wäh-
rend die Perzeption also die reizgebundene Übermittlung
der von den Sinnesorganen aufgenommenen Informatio-
nen zu den Projektionszentren des menschlichen Groß-
hirns darstellt und daher als unbewußte Reaktion aufgefaßt
werden muß, enthält die Apperzeption, d.h. der Auswahl-
prozeß aus dem Angebot an Information seitens der Pro-
jektionszentren bewußtseinsspezifische Qualitäten, die
vor allem durch die historische Form des Wechselverhält-
nisses von Subjekt und Objekt bestimmt sind.
Daß mit der Apperzeption der Bedeutungsgehalt des
Wahrgenommenen auf dem Spiel steht, sieht Stoffl in in-
formationstheoretischem Sinn durchaus: „Wesentliches
Moment der Apperzeption ist die semantische Codierung.”
(S. 86) Aber diese Codierung wird bei Stoffl gerade um die
bewußtseinsspezifische Bedeutung verkürzt. Beiihm...
„basiert ... sie .. . auf einem Repertoire von mit basalen
Bedeutungen assoziierten Reizklassen. Dieses Repertoire
ist Resultat von Lernprozessen, welche auf der Grundlage
der Korrelation ablaufen: Ähnlichkeit und Übereinstim-
mung von Reizen und Reizkomplexen hinsichtlich ihrer
Merkmale bzw. kontextuellen Funktionen führt zu einer
Strukturierung des Empfindungsraumes. Es werden inter-
pretative Äquivalenzklassen ausgebildet. Die semantische
Bedeutung einer Nachricht entsteht somit durch ihre In-
terpretation als Signifikant einer bestimmten Klasse kom-
plexer Reizsituationen. Die einzelnen Bedeutungsklassen
sind ferner an emotionale und motivationale Muster asso-
ziert.” (S. 86)
Stoffls begrenzte Auffassung vom menschlichen Subjekt
kommt durch dieses Zitat nunmehr klarer zum Vorschein.
Tatsächlich wäre seine Auffassung der semantischen Codie-
rung auch auf die höher entwickelte Tierwelt übertragbar.
Der oben beschriebene Reiz-Reaktionszirkel ist keineswegs
typisch für den Menschen als Gattungswesen. Die Fähig-
keit zur Vorstellung und Einbildung, die Phantasie, die
doch das Besondere des menschlichen Verhaltens den hö-
her entwickelten Tieren gegenüber ausmachen, scheinen
für die Semantik nicht von Bedeutung zu sein. Die Ver-
nunft gar, das dialektische Denken als höchste Form des
Rationalen fällt anscheinend völlig außer Betracht. 6)
Zentraler Aspekt der Konsumtion des ästhetischen Prozes-
ses ist nun bei Stoffl die Bewertung. In ihr muß sich die
Form sinnlicher Erfahrung, müssen sich Empfindung und
Wahrnehmung nach ihren verschiedenen Seiten hin wider-
spiegeln, wenn sich Erfahrung und Bewertung wirklich ent-
sprechen.
„Die Bewertung eines Objektes bzw. Ereignisses ist stets
beschreibbar durch ein Maß für die Erfüllung psycholo-
gischer und sozio-ökonomischer Dispositionen eines In-
dividuums bzw. einer Gruppe. Diese Dispositionen begrü::-
den die Kriterien der Bewertung. Die Kriterien ihrerseits
geben an, welche Merkmalsausprägungen die konstitutiven
6) Vgl. F. Engels, Dialektik der Natur, Berlin 1961, $. 236
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Dispositionen maximal erfüllen; sie repräsentieren somit
den Zustand einer Klasse von Zielobjekten.” (S. 86/87)
Die Kriterien, die zur Bewertung herangezogen werden,
sind Stoffl zufolge im subjektiven wie objektiven Sinn
abhängig von Normen. Die Bewertung basiere schließlich
allgemein „auf dem Vergleich der kriteriellen mit den Real.
positionen des Objektes/Ereignisses(””. (S. 86/87)
Normen werden so zum zentralen Indikator bei der Kon-
sumtion von Kunstwerken. „Ein Konsument bewertet
sin Kunstwerk als Indikator der Norm seines Produzen-
ten um so niedriger, je größer die Normdistanz zwischen
den beiden Kommunikanten (vom Konsumenten zum
Produzenten) ist. Die subjektiven Kriterien sind ferner
identisch mit den Motiven bzw. Bedürfnissen der Bezugs-
person bzw. -gruppe.” (S. 87)
Seine subjektive Auffassung des künstlerischen Prozesses
überträgt Stoffl also auch auf die Bewertung von Kunst
durch ihre Konsumenten. Sie macht sich an der für die
Rezeption von Kunst keineswegs spezifischen Kategorie
der Norm fest, wenngleich Normen auch in der Kunst eine
gewisse Rolle spielen. Sobald man sich aber mit dem iko-
nographischen {Irhalt echter Kunst auseinandersetzt, zeigt
sich, daß gerade hier die vom Alltag gesetzten gesellschaft“
lichen Normen durchbrochen werden, um ein jenseits da-
von Gelegenes zum Vorschein kommen zu lassen. Es be-
steht also nach wie vor ein Unterschied zwischen dem
Nichtverstehen und der bewußten Rezeption künstleri-
scher Ausdrucksformen, die immer auch einen auf die
Gesellschaft als Ganze bezogenen Stellenwert haben.
Um die ästhetischen Bedürfnisse lokalisieren zu können
und Aufschluß über deren Entwicklung und Herkunft zu
erhalten, ist es Stoffl zufolge „erforderlich,
a) mittels von Präferenzanalysen die Kriterien der Bewer-
tung festzustellen und
b) deren Korrelation mit den Persönlichkeitsmerkmalen
und den sozio-kulturellen und den sozio-ökonomischen
Dispositionen des betreffenden Individuums zu prüfen.”
Und um das Ergebnis dieser Überprüfung vorweg zu be-
haupten, fügt er hinzu, „daß sich die ästhetischen Bedürf-
nisse im rein psychologischen Kontext ausschließlich aus
Bedürfnissen der psychischen Funktionen, also jenen des
Wahrnehmens, Denkens und der Motorik rekrutieren.”
8. 87)
Diese Behauptung hält einer Überprüfung nicht stand.
Denn weder lassen sich ästhetische Bedürfnisse im rein
psychologischen Kontext unter Ausschluß physiologi-
scher Fähigkeiten und physischer Bedingungen fixieren,
noch rekrutieren sich psychologisch zum Ausdruck kom-
mende ästhetische Bedürfnisse einfach aus den Bedürf-
nissen der psychischen Funktionen. Vielmehr muß man
davon ausgehen, daß die ästhetischen Bedürfnisse und
ihre We axiomatik nur durch ihre Funktion im gesam-
ten gesellschaftlichen Lebensprozeß definiert und gegen




andere Wertsphären (Ethik, Nützlichkeit, Wahrheit) abge-
grenzt bzw. mit ihnen verknüpft werden kann, und daß
die ästhetischen Bedürfnisse ebenso wie ihre Wertaxio-
matik nicht absoluter Natur bzw. absoluten Maßstabes
sind, sondern als an den historischen Entwicklungsgrad
der gesellschaftlich vermittelten Subjekt-Objekt-Bezie-
hungen gebunden erscheinen. Darüberhinaus aber sind
die tatsächlich vorwiegend psychologisch zum Ausdruck
kommenden ästhetischen Bedürfnisse nicht einfach als
Bedürfnisse der einzelnen gedachten psychischen Funk-
tionen abzuleiten. Die Psyche, d.h. die Gesamtheit der
Erfahrung eines Individuums 7) geht immer auch als
Ganzes in ihre einzelnen Bereiche ein und wirkt be-
stimmend auf die ästhetischen Bedürfnisse zurück. Ins-
besondere gilt dies für den Bereich der Kunst. „In den
ikonischen Künsten macht der gesellschaftliche Mensch
sein eigenes Gattungsleben zum Gegenstand seiner Vor-
stellungen, um im freien Spiel der Einbildungskraft die
Möglichkeiten seiner Selbstverwirklichung als Gattungs-
wesen zu modellieren und theoretisch-anschaulich zu
durchdenken, und zwar in der Form in der sich die Re-
alität der subjektiven praktischen Sinnlichkeit des Men-
schen darbietet. Sowohl bei der ästhetischen Gestaltung
der Welt selbst wie bei der ikonischen Abbildung der
menschlichen Beziehungen zu ihr spielt die Beurtei-
lung der Entwicklungsperspektiven, der weltanschauliche
Standort, von dem aus das gesamte Geschehen und die
Stellung des menschlichen Subjekts gesehen wird, die
entscheidende Rolle.” 8)
Bei Stoffl sind die ästhetischen Bedürfnisse nicht in
eine theoretische Gesamtauffassung des gesellschaft-
lichen Lebens einbezogen. Sie werden bei ihm nicht in
ihrer historischen Dimension qualifiziert und quantifi-
ziert, sondern werden erklärt,,aus der Abweichung der
Parameter.der vorherrschenden Reizsituation von den Op-
timalitätsbedingungen. . . Sie resultieren aus der funk-
tionalen Unter-, Fehl- bzw. Überbelastung der senso-
rischen, cerebralen und motorischen Funktionsorgane.”
(S. 87)
Hier haben wir wieder die Auffassung der ästhetischen Si-
tuation als bloße Reizsituation der Funktionsorgane. Sie
korrespondiert mit der instrumentellen Charakterisierung
der psychischen Funktionen allgemein im Dienste vitaler
und sozialer Erfordernisse. (S. 87) Als ob es keine rela-
tive Eigenständigkeit des Sinnlichen gäbe. Und ebensowe-
nig hinreichend für die Auffassung des Psychischen ist
Stoffl’s Verständnis von emotionaler Erregung. Sie figuriert
bei ihm „stets nur als Begleiterscheinung der ästhetischen
Satisfaktion, d.h. der Erfüllung apperzeptiver und kogni-
tiver Bedingungen.” (S.87) Demnach dürfte sinnliches
Unzufriedensein keine emotionale Erregung hervorrufen.
Glücklicherweise belehrt uns die Realität tagtäglich eines
besseren. Hier nämlich erscheint die Emotion nicht nur
8) W. Girnus, Ästhetik, in : Philosoph. Wörterbuch 1, Berlin
1971, S. 121
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auf Seiten der Befriedigung, sondern auch auf Seiten des
Unbefriedigtseins. Sie erscheint als „durch die Persönlich-
keitsstruktur gegebene, ganzheitliche subjektive Reaktions-
weise des Individuums auf den Inhalt seines Erlebens (sei-
ner Wahrnehmungen, Vorstellungen, Denkinhalte usw.)”9)
Seine Auffassung des Bewertungsvorganges versucht Stoffl
im folgenden am Beispiel der Merkmalsdimensionen „struk
turelle Komplexität” zu erläutern. Sehen wir, wie er dabei
vorgeht und zu welchen Ergebnissen er kommt.
Sein Ausgangspunkt liegt bei einem quantifizierbaren, nach
unten durch Reizvakuum und nach oben durch Kapazitäts-
schwelle begrenzten Empfindungsparameter. Während dessen
Extremalbereiche — d.h. einerseits Reizvakuum mit psychi-
scher Orientierungslosigkeit und Reizappetenz, anderer-
seits Überforderung und Stress — beide Male mit Unlust
begleitet worgestellt werden, erscheint im Mittelfeld der
Normalbereich der Funktionsleistung und mit ihm der Op
timalitätspunkt: beste Leistung bei minimalem Aufwand.
Er soll vermutlich lustvoll erfahren werden. Wodurch ist
der Stoffl’sche Optimalitätspunkt nun charakterisiert?
Die Antwort ist einfach: „Die Optimalitätsbedin-
gungen sind . . . erfüllt, wenn Gleichgewicht zwischen funk-
tionaler Aktivitätsappetenz und kapazitiven Leistungsver-
mögen besteht, d.h. das-Reiz- bzw. Nachrichtenangebot
in all seinen Komponenten
a) dem Aktivitätsbedürfnis gerecht wird und
b) die Kapazität der Funktionsorgane nicht überlastet.”
(S. 87)
In welcher normalen Häufigkeit dieses Gleichgewicht.in
Wirklichkeit nun auftritt, verdeutlicht Stoffl mittels der
bekannten Gauß’schen Glockenkurve, die den oben be-
schriebenen Sachverhalt bildlich vor Augen führt: untere
Schwelle, Normalbereich, obere Schwelle. Im Normalbe-
reich befindet sich der Scheitelpunkt der symmetrischen
Kurve, zu beiden Seiten fällt sie gleichmäßig ab. Im Nor-
malbereich häufen sich die dem Optimalitätspunkt ent-
sprechenden Präferenzen, in den Extremalbereichen
schlägt die Häufigkeit in Seltenheit um.
Bei der beschriebenen Darstellung handelt es sich also um
die annähernde Normalverteilung des Präferenzranges über
dem Spektrum eines Informations- oder eines Empfindungs
parameters. „Ein Reizangebot bzw. allgemein eine Stimu-
lussituation wird somit danach beurteilt, wie stark sie sich
vom Optimalreiz unterscheidet. Wählt man eine paramet-
rische Charakterisierung der ästhetischen Objekte, so sind
diese in einem vektoriellen Zustandsraum darstellbar. Nach-
dem die funktionalen Optimalitätsbedingungen — ausgedrückt
in parametrischen Zielwerten — die einzigen (wesentlichen)
invervenierenden Größen des Präferenzverhaltens darstel-
len, ist der Präferenzrang durch ein numerisches Funktio-
nal auf dem Objektraum . . . repräsentierbar . . .’”” (S. 87)
Die mathematisch quantifizierbare Präferenzanalyse ba-
2) C. Warnke, Emotion, in: Philosoph. Wörterbuch 1, a.a.O.
Ss. 273
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siert also auf der Annahme, daß die „funktionalen Opti-
malitätsbedingungen”” die „einzigen (wesentlichen) inter-
venierenden Größen des Präferenzverhaltens’”” seien. Aus
unserer bisherigen methodologischen Kritik der Stoffl’schen
Vorgangsweise ergibt sich schon, daß dies keineswegs der
Eall ist. Und wir bestreiten auch nachdrücklich die Behaup-
tung, alle wesentlichen Größen des Präferenzverhaltens sei-
en parametrisch darstellbar. Wir stellen darüberhinaus sogar
die Frage, ob es bei der Analyse der ästhetischen Funktion
überhaupt ausschließlich um das Problem des Präferenzver-
haltens geht; ob nicht auch objektive, vom Präferenzver-
halten zunächst unabhängig wirksame sinnliche Notwen-
digkeiten und deren Spiegelungen existieren, die in ihrer
gesellschaftlichen Formbestimmtheit vielmehr grundlegend
in die konkrete Struktur des allgemeinen Präferenzverhal-
tens eingehen.
Wir meinen damit den historisch notwendigen Anteil des
Sinnlichen, und zwar nicht als hohle Abstraktion, sondern
als jeden Tag auf dem Boden der Arbeit und Arbeitsteilung
neu zu verrichtende Tätigkeit. Erst in diesem Zusammen-
hang bekäme Präferenzverhalten nämlich einen Sinn. Prä-
ferenzen erschienen damit als Ausdruck geselischaftlicher
Notwendigkeiten, die nur in ihrer konkreten, als Zusammen-
fassung vieler Bestimmungen wirkenden Gestalt verändert
werden können.
Die konkrete Struktur gesellschaftlich vermittelten Verhal-
tens bleibt in Stoffls Präferenzanalyse also unberücksichtigt
Das quantitativ Konstatierbare des ästhetischen Präferenz-
verhaltens wird nicht integriert in ein qualitativ faßbares
Gesamtmodell ästhetischer Erfahrung in der kapitalisti-
schen Gesellschaft.
Erst nachdem nun die informationstheoretischen bzw. -psy-
chologischen Dispositionen des ästhetischen Präferenzver-
haltens dargestellt sind, folgen in additiver Weise die sozio-
ökonomischen. Stoffl schreibt: „Psychologisch konnten
wir die ästhetischen Bedürfnisse in den psychischen Funk-
tionen lokalisieren. Ästhetische Präferenzen sind also Aus-
drucksformen des Zustandes der psychischen Funktionen.
Dieser Zustand (d.h. die ästhetischen Bedürfnisse) ist das
Ergebnis der psychischen Irradiation langfristiger Einflüsse
der Umwelt, d.h. der konkreten gesellschaftlichen Verhält-
nisse auf die psychischen Funktionen . ..” (S. 88) Mit an-
deren Worten: Die Umwelt und die biogenen Determinan-
ten des Subjekts bestimmen dessen psychischen Zustand,
der in einer bestimmten Stimulussituation seinerseits für
ein bestimmtes Präferenzverhalten verantwortlich sei. (S.88)
Dies festgestellt, untersucht Stoffl nun nicht etwa Quali-
täten des Zustandes der „psychischen Funktionen””, son-
dern die Zeitanteile eines Tages an den Aktivitäten in den
verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen und stellt die
schon zur Selbstverständlichkeit gewordene Tatsache fest,
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daß der „wesentliche Anteil im Zeitbudget . . . dieser Akti-
vitäten sich bei Werktätigen über die ökonomische Produk-
tion (Arbeit) erstreckt . . . °””, und daß die „Umwelt des
Werktätigen . . . somit dominant durch die Totalität der
herrschenden Produktionsverhältnisse bestimmt .. .” sei.
So endet Stoffls Analyse der „konkreten gesellschaftlichen
Produktionsverhältnisse”” in ihrem Einfluß auf das ästheti-
sche Präferenzverhalten als Hinweis auf eine bloß ab-
strakt gefaßte und auf die Dimension der Zeit reduzierte
Struktur der Gesellschaft. Dabei fordert er noch nicht
einmal die für die Veränderung des sinnlichen Daseins
im Ganzen äußerst wichtige Verkürzung der gesellschaft-
lich durchschnittlichen Arbeitszeit. Die „sozio-ökonomi-
schen Dispositionen’”” geraten damit zum Applikat der in-
formationstheoretischen Untersuchung und bleiben ihr
letztlich äußerlich.
Gleichwohl sind bei Stoffl für die Bestimmung der ästheti-
schen Präferenz in der Kunst der Begriff der Entfremdung
und der Begriff der Leistung von Bedeutung. Er schreibt:
„Im kapitalistischen System ist . .. die Lohnabhängigkeit
des Werktätigen die charakteristische Größe der sozio-öko-
nomischen Verhältnisse, insbesondere der Wirtschaftsform
und der Klassenstruktur. Der Gegensatz zwischen den vita-
len Notwendigkeiten (Bedürfnissen) und den realen Produk-
tionsverhältnissen (Lohnabhängigkeit, Leistungszwang) ist
die Grundlage für die Entfremdung der Persönlichkeit des
Werktätigen. .. ” (S. 89)
Die ästhetische Präferenz vollzieht sich also in entfremde-
ten Formen. Aber es scheint so, als gäbe es keine materiellen
Bedingungen, die dem Entfremdungsprozeß über Lohnab-
hängigkeit und Leistungsanspruch hinaus zugrundeliegen
würden. Stoffl,der sich primär auf den Begriff der Produk-
tionsverhältnisse bezieht, übersieht, daß der Begriff der Pro-
dunktionsweise umfassender ist. Er enthält nicht nur den
Begriff der Produktionsverhältnisse, sondern zugleich auch
den der Produktivkräfte, d.h. den Begriff der menschlichen
Arbeitskraft und der Produktionsmittel. Funktionen und
Struktur der Produktivkräfte bilden somit den Inhalt der
Produktionsweise, während die Produktionsverhältnisse,
d.h. vor allem die Eigentumsverhältnisse, die Form der Pro-
dunktionsweise ausmachen
Lohnabhängigkeit ist demnach der spezifische Ausdruck
der kapitalistischen Produktionsverhältnisse als Form der
industriellen Produktion. Sie beruht auf der Trennung der
Produzenten von den Produktionsmitteln, wodurch die
sinnliche Entfremdung, die der Arbeiter im Arbeitsprozeß
schon durch die Herrschaft der Maschinerie erfährt, in ent-
scheidendem Maße potenziert wird. Der Leistungszwang
indessen ist viel allgemeinerer Natur. Was an ihm daher
konkret-historisch zu fassen wäre, ist seine Formbestimmt-:
heit nach Maßgabe der politischen Ökonomie des Kapitals.
Leistungsansprüche als solche wurden in der Geschichte
schon immer an die unterdrückten Klassen gestellt (wie
diese Tatsache immer auch zugleich bedeutete, daß die
Herrschenden sich bestimmten Leistungsansprüchen unter-
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werfen mußten). Der Leistungsanspruch ist daher keine
Besonderheit des Kapitalismus, wenngleich er hier auf
die Spitze getrieben erscheint. Ebensowenig wie der Lei-
stungsanspruchist die Entfremdung ein Spezifikum der ka-
pitalistischen Gesellschaft, sondern ist im Zusammenhang
der Warenproduktion schon viel früher entstanden und wird
als solche auch solange bestehen, solange Warenproduktion
existiert.Die Entfremdung erwächst auf dem Boden der ökono-
mischen Entfremdung durch die Herrschaft des Privateigentums
des Tauschverkehrs zum Zwecke der Anhäufung von Geld und
schließlich der kapitalistischen Warenproduktion. In ihr
sind Lohnabhängigkeit und Leistungszwang zwar Bedin-
gungen sine qua non, reichen aber für die Charakterisie-
rung der entfremdeten Arbeit nicht hin. Stoffl, der auf
der Wechselwirkung von Leistungsanspruch und ästheti-
scher Entfremdung letztlich den „grundlegenden Zusam-
menhang zwischen Kunst als ästhetischer und Politik
bzw. Ökonomie als vitaler Kategorie .. .” (S. 89) beruhen
läßt, löst den wirklichen Entfremdungszusammenhang aus
seinem historischen Prozeß heraus, entzieht ihm damit die
konkreten materiellen Grundlagen und verkürzt ihn auf ab-
strakte, ontologisch-empirisch verifizierbare Strukturen.
Er schreibt: ,, In einer Gesellschaft, in der. Ausbeutung, Re-
pression und Leistungsanspruch vorherrschende Momente
nicht nur der wirtschaftlichen Produktion sind, ist Stress
als Form der Entfremdung die Regel. Die Erfüllung der Op-
timalitätsbedingungen der psychischen Funktionen ist un-
ter diesen Bedingungen nur durch die Aufhebung oder die
Kompensation der Stressoren erzielbar. Ihre Aufhebung
hätte die Konvergenz der Arbeit als entfremdete Produk-
tion in ästhetisches und produktives Handeln zur Folge.
Statt diese Konsequenz zu wählen, wählt die Kunst die
zweite — die Kompensation — und wird somit zum stabili-
sierenden Faktor der kapitalistischen Leistungsgesellschaft,
indem sie der Kanalisation einer diskriminierten ästheti-
schen Dimension dient.” (S. 89)
Mit der Subsumtion des künstlerischen Prozesses unter die
Optimalitätsbedingungen der psychischen Funktionen geht
bei Stoffl das Spezifische der Kunst verloren. Kunst wird
bei ihm allgemein identifiziert mit sinnlich-produktiver
Tätigkeit und scheint ihren besonderen Ausdruck nicht
mehr in ikonischer Form zu finden. Als ikonische Abbil-
dung der gesellschaftlichen Beziehungen der Menschen
tritt die Kunst aber neben der ästhetischen Gestaltung der
allgemeinen Produktion seit Jahrtausenden auf und ist da-
mit durch ständig wechselnde Formen hindurch nie ver-
lorengegangener Bestandteil der Menschheitsgeschichte.
Wenn die Kunst also gegenwärtig kompensatorische Funk-
tionen der unsinnlichen Realität gegenüber ausübt, kann
sie es nur vermittels ihrer ästhetischen Formen. Als beson-
derer Ausdruck menschlicher Fähigkeiten ist die Kunst
nicht abzuschaffen, selbst dann nicht, wenn die „grobsinn-
lichen Bedingungen” 10) der gesellschaftlichen Wirklich-
10) Vgl. F. Engels, Karl Marx, in: Marx/Engels, Ausgewählte
Schriften, Bd. II, Berlin 1966, 5. 147
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keit zum Besseren sich wenden. Vielmehr wird damit die
Kunst auf eine noch nie dagewesene Stufe gehoben, die
ihrer neuen Blüte förderlich sein wird.
Die Diskriminierung der ästhetischen Funktion schließlich
geschah nicht durch die Kunst, sondern durch die kapita-
listische Produktionsweise, in der das alltägliche Dasein
von Anfang an als schlechte Realität 11) erfahrbar wurde.
Und wenn sich die Kunst dieser Realität gegenüber einen
Freiraum bewahrt hat, so stand dies einst durchaus auch im In-
teresse der Bourgeoisie, deren Ideale die Kunst ihrer Epoche
versinnbildlichen sollte. Und diese Ideale sind nicht einfach
als bürgerliche abzutun, denn sie enthalten auch allgemei-
ne Ansprüche an die menschliche Integrität, solange sie tat-
sächlich aufklärerisch-revolutionär waren. Damit wird deut-
lich, daß die Kunst erst zum kompensatorischen Freiraum
für unbefriedigt gebliebene Sinnlichkeit geworden ist, und
zwar von dem Zeitpunkt an, an dem sie dem Bür-
gertum selber äußerlich zu werden begann und
in der ökonomischen Formbestimmtheit als Ware entstand,
die auf der Basis des technischen Fortschritts reproduzier-
bar wurde. 12)
Kommen wir nun zum besonderen Verhältnis von Lei-
stungsanspruch und ästhetischer Entfremdung, wie Stoffl
es sieht: „Wie alle Motive, sind auch die ästhetischen Adap-
tationsprozesse unterworfen und dementsprechend mani-
pulierbar (pädagogischer Aspekt, Kunst und Kunsterziehung)
Ein spezifischer Mechanismus der Motivation, d.h. des Mo-
tivlernens, ist das Prinzip des Reinforcements. Es besagt,
daß Situationen, Ereignisse und Tätigkeiten, die aufgrund
subjektiver Erfahrung Lustgewinn zur Folge haben, mit po-
sitiven Gefühlswerten, solche, die Unlust zur Folge haben,
mit negativen Gefühlswerten belegt werden. Für Tätigkei-
ten bzw. Verhaltensweisen besagt dies insbesondere, daß
sie je nach Lustwerten, die sie zur Folge haben, bestärkt
und zu Attitüden etabliert bzw. unterdrückt, vermieden,
eliminiert werden.” (S. 89)
Das Verhältnis von Lust und Unlust wird zunächst richtig
in hedonistischem Sinn unterlegt. Auf dieser Grundlage
funktioniert das Prinzip des Reinforcements nun aber fol-
gendermaßen: „Besteht über einer Menge von Ereignissen
eine Präferenzrangordnung, so wird diese auf andere Ereig-
nisse bzw. Aktionen übertragen, sofern diese aufgrund sub-
jektiver Erfahrungen als kausale Bedingungen der ersteren
erscheinen. Wird ein Ereignis als Satisfaktionsereignis emp-
funden und eine Handlungsweise aufgefunden, die dieses
Ereignis herstellen kann, So wird diese Handlung als Satis-
faktionsstragegie interpretiert, d.h. als Verhaltensweise
bzw. Attitüde etabliert. Motivlernen ist also ein Anpassung
von Verhaltensweisen an die Umwelt unter der Bedingung
subjektiver Bedürfnisse und Erfahrungen.” (S. 89)
1D Vgl. F. Schiller, Über die ästhetische Erziehung des Menschen
Stuttgart 1965, insbesondere S. 29, wo es heißt: „Der Benuß
wurde von der Arbeit, das Mittel vom Zweck, die Anstren-
gung von der Belohnung geschieden. Ewig nur an ein einzel-
nes Bruchstück des Ganzen gebunden, bildet sich der Mensch
selbst nur als Bruchstück aus; ewig nur das eintönige Ge-
&gt;
Hätte Stoffl nicht den Begriff der subjektiven Erfahrung
zuletzt noch ins Feld geführt — man hätte diese Art ästheti-
scher Satisfaktionsstrategie, wie schon an anderer Stelle an-
gedeutet, auch für die höher entwickelte Tierwelt. nach
dem einfachen Reiz—-Reaktions—-System nehmen können.
Cder Stoffl geht von der vollkommenen Manipulierbarkeit
des Menschen aus, nicht von der Notwendigkeit seiner psy-
chischen Gestaltung durch bestimmte Erfahrungen von Kin-
desbeinen an. Tatsächlich bildet die Erfahrung aber die rea-
le Grundlage jeglichen Reinforcements, und es kommt da-
her auf die besondere Qualität der „Manipulation” im
besten Sinne des Wortes an, ob diese Erfahrung von denken-
den Kopf reflektiert wird oder nicht.
Statt die Erfahrung als Lern-u n d Erkenntnisprozeß aufzu-
fassen, läßt Stoffl die Formbarkeit des Charakters zu „At-
titüden” erstarren. Es geht ihm offenbar nicht um die be-
wußte Veränderbarkeit dieses Prozesses als vielmehr um
seine Untersuchung im bewußtlosen Zustand. Hierbei sind
natürlich einfache Reiz-Reaktionsmechanismen und Quan-
tifizierung ihrer Erscheinungsformen methodische Mittel,
die bei Prozessen der Phantasie und des bewußten Denkens
unwesentlich sind. Gesteuert wird der Prozeß der Erfah-
rung bei Stoffl nicht durch die Einsicht in ihre Zusammen-
hänge, sondern durch Sanktionen: „Als konventionelles
Regulativ für die Steuerung der Verhaltensselektion sind
die Sanktionen zu nennen. Tritt in finaler Folge auf eine
Verhaltensweise stets eine negative Sanktion (Strafe) inter-
pretiert als kausale Konsequenz des Verhaltens (d.h. als
Mißerfolg) auf, so wird das Verhalten unterdrückt. Analog
bewirken positive Sanktionen, erlebt als Satisfaktionser-
eignis die Verfestigung des Verhaltens zu Attitüden.” Und
da „„... jedes Verhalten auf ‚eine spezifische Klasse von
Ergebnissen gerichtet ist, wird jede Attitüde auf eine spe-
zifische Wertskala bezogen. . . ” (S. 89)
Der komplexe Vorgang des sinnlich bewußten Verhaltens
erscheint also eingespannt in das einfache Verhältnis von
Sanktionen und Verfestigung des Verhaltens zu Attidüder
Diese Attitüden ihrerseits werden auf eine Wertskala bezo-
gen, die „simultan zur Adaptation der Attitüden durch kog-
nitives Lernen etabliert . . .”” und im Falle von Lernsteue-
rungen (Erziehung) in Formen von „Ideologie” vermittelt
wird.
Stoffls Auffassung der selektiven Verhaltenssteuerung
scheint also doch gestützt durch die kognitive Dimension.
Allzu kognitiv indessen kann diese nicht sein, wenn sie
sich lediglich auf der Ebene der Ideologie vollzieht und
das selbständige, womöglich dialektische Denken zum Be-
greifen der Welt als Lernprozeß unterschlägt. Stoffl über-
sieht, daß die Substituierbarkeit von Ideologien, die bei
ihm als Möglichkeit vorgesehen ist, selber nur vermittelst
räusch des Rades, das er umtreibt im Ohre, entwickelt er
nie die Harmonie seines Wesens, und anstatt die Menschheit
in seiner Natur auszuprägen, wird er bloß zu einem Abdruck
seines Geschäftes, seiner Wissenschaft. .. ”
Vgl. W. Benjamin, Das Kunstwerk im Zeitalter seiner tech-
nischen Reproduzierbarkeit, Frankfurt 1968
12)
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der theoretischen Analyse herrschender ideologischer Struk-
turen praktisch durchführbar ist, soll sie sich eben nicht
bloß auf der Ebene weitgehend unbegriffener, primär spon-
taner Adaption von Verhaltensformen und Werten voll-
ziehen.
Im Gegensatz zum ideologischen Wertsystem nun werden
Stoffl zufolge „die Attitüden zu festen Bestandteilen der
Persönlichkeitsstruktur.”” Sie erscheinen mit anderen Wor-
ten als unveränderbar, sobald sie einmal entstanden sind.
Hier stehen wir wieder vor dem Problem, Stoffl’sche Ver-
festigungen in Bewegung zu bringen, um die Möglichkeit
von Veränderungen offen zu halten.
Es ist sicherlich richtig, daß sich Verhaltensweisen zu Atti-
tüden verfestigen, und dies umso mehr, je älter eine Per-
son wird. Indessen ist diese Verfestigung selber als Prozeß
zu denken, der von der Struktur der Erfahrung überlagert,
gebrochen und modifiziert wird. Nur so ist es nämlich er-
klärbar, daß sich bestimmte Verhaltensformen, wenn auch
nur über längere Zeit hinweg, doch verändern lassen. Der
Ausschließlichkeit zufolge, mit der Stoffl lediglich die
Verfestigung der Verhaltensformen sieht, hätte kein er-
wachsener Mensch mehr die Chance, sein Verhalten, und
damit sich selbst zu verändern. Welch ein Glück, daß uns
die Wirklichkeit auch hier eines anderen belehrt.
Nun zu den Auswirkungen des Leistungsanspruchs auf das
ästhetische Verhalten. Was versteht Stoffl unter Leistungs-
verhalten? „Unter Leistungsverhalten wollen wir ein Pro-
duktionsverhalten verstehen, daß primär durch die Antizipa-
tion sozialer Bewertung bzw. Sanktionen motiviert ist, nicht
jedoch durch eine direkt von der Tätigkeit bzw. dem Pro-
dunkt ausgehende Satisfaktion. Interesse besteht nicht an ei-
ner Tätigkeit bzw. ihrem Produkt und ihrer sozialen Rele-
vanz, sondern an der auf das individuelle Wohl bezogenen
sozialen Reaktion (Sanktion) darauf. Vor dem Hintergrund
des ökonomischen Leistungsprinzips besagt dies folgendes:
Unter der Totalität der kapitalistischen Produktionsverhält-
nisse wird der Leistungsanspruch zum zentralen Steuerungs-
mechanismus der motivationalen Konditionierung. Die be-
reits beim Kind erzwungene Unterdrückung aller Autono-
mie- und Selbstverwirklichungsbedürfnisse hat die Verin-
nerlichung der Werte des Leistungsanspruchs, d.h. die Ver-
festigung des Leistungsverhaltens (der Leistungsanpassung)
zur Attitüde zur Folge. Das solchermaßen erzwungene
Verhältnis zur sozialen Realität (Anpassung) führt dazu,
daß nun nur mehr Werte adaptiert werden, die dem Lei-
stungsmotiv analog entsprechen, solange dies nicht hinter-
fragt bzw. als Wurzel von Frustration und Stress erlebt
wird.” (S. 90)
Wenn Stoffl damit das ökonomische Leistungsprinzip auch
nur in seiner historischen Erscheinungsform und damit le-
diglich als Übel sieht, so leitet er das Besondere des kapita-
listischen Leistungsanspruches nicht aus der Form der Pro-
duktion ab. Er bewegt sich nicht zunächst auf sinnlicher
Grundlage, sondern abstrahiert unvermittelt auf den Lei-
stungsanspruch als zentralen Steuerungsmechanismus moti-
vationaler Konditionierung, der gleichsam als sich selbst
genügend, als Selbstzweck erscheint.
Der Leistungsanspruch wird bei Stoffl nicht aus der Funk-
tion und Struktur der kapitalistischen Warenproduktion ab-
geleitet. Das Leistungsverhalten erscheint lediglich
auf die (abstrakte) Antizipation sozialer Bewertungen und
Sanktionen bezogen. Stoffl tut so, als bestände nicht die
konkrete Notwendigkeit des Geldverdienens, die sicherlich
noch nicht dem Kind, aber schon dem Jugendlichen tagtäg-
lich vor Augen geführt wird. Dies als eine Notwendig-
keit, die nicht auf der (abstrakten) Antizipation sozi-
aler Bewertungen und Sanktionen beruht, sondern auf der
Trennung der Produzenten von den Produktionsmitteln.
Und wenn die soziale Reaktion des Einzelnen bloß auf das
„individuelle Wohl” bedacht ist, so ist auch dies kein Zufall.
Denn die Notwendigkeit des Geldverdienens erscheint inner-
halb des Systems der kapitalistischen Konkurrenz, das aus-
schließlich auf der Konkurrenz der Lohnarbeiter unter sich
beruht. 13)
Und hier sind wir beim entscheidenden Punkt für die Auf-
hebung der kapitalistischen Verhältnisse angelangt. Die Auf-
hebung der Konkurrenz unter sich durch die Bewußtwer-
dung ihrer gemeinsamen Interessen, die Organisierung die-
ser interessen und ihre Durchsetzung gegen die Herrschaft
des Kapitals ist der Dreh- und Angelpunkt, an dem die wirk-
liche Emanzipation auch des sinnlichen Verhaltens der Ar-
beiter beginnen muß. Aber diese Emanzipation kann nicht
ohne Leistung geschehen. Auch die Aufhebung des kapi-
talistischen Leistungsanspruches bedarf einer Leistung,
die zudem weit größer erscheint als die bloße Reproduk-
tion des Bestehenden.
Wir sehen also, daß Stoffl das Leistungsverhalten lediglich
auf der Ebene bloßer Erscheinungen faßt und es als dem
kapitalistischen System inhärent eigentlich nicht entwik-
kelt . So nimmt es nicht Wunder, daß er keine logischen
Zusammenhänge theoretisch darstellen kann, sondern ge-
zwungen ist, die Adaptation bestimmter Werte dem Lei-
stungsmotiv analog vorkommen zu lassen. (S. 90) Es sind
dies in erster Linie „. .. Redundanz, Ordnung, Klarheit
und Konformismus. Sie alle sind””, sagt Stoffl, „Sublima-
tionen der ästhetischen Bedürfnisse.” (S. 90) Redundanz,
Ordnung, Klarheit und konformes Verhalten erscheinen
bei Stoffl also ausschließlich in negativer Gestalt. Ihre po-
sitiven oder gar als notwendig zu bezeichnenden Seiten
werden großzügig übersehen. Die ausschließlich negative
Auffassung bestimmter Werte des Leistungsmotives aber
wäre nicht weiter von Bedeutung, wenn sie im Gesamtzu-
sammenhang der Stoffl’schen Untersuchung isoliert auf-
treten würde. Dies ist aber nicht der Fall, denn die unver-
13) Vgl. Marx/Engels, Manifest der kommunistischen Partei,
in Marx/Engels, Ausgewählte Schriften, Bd. I, Berlin 1966,
5.37
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mittelte, absolut erscheinende Negation der positiven
Existenz der genannten Werte überträgt sich schließlich
auf die Sublimation der ästhetischen Bedürfnisse als sol-
che. Wir werden darauf an anderer Stelle noch zurückkom-
men.
Zunächst wollen wir mit Stoffl noch „. .. die Wirkungs-
weise des Leistungsanspruches nach der Stellung des ein-
zelnen innerhalb des Produktionsprozesses (Klassenzuge-
hörigkeit) differenzieren. Als Kriterium hierfür ziehen
wir den Grad des Einflusses auf die Gestaltung der Arbeit.
des Arbeitsplatzes und der produzierten Gebrauchswerte
(Mitbestimmung, Partizipation an Planung, Führung etc.)
heran. Die Polarisierung der kapitalistischen Gesellschaft
mittels dieses Kriteriums deckt sich mit der Klassenpola-
rität:
a) die rein ausführende, von der Mitbestimmung und selb-
ständigen Gestaltung und der Teilhabe an den Profi-
ten ausgeschlossene Arbeitskraft (Arbeiterklasse)
b) die im eigenen Interesse handelnde Bourgeoisie (Kapi-
talseigner, Management (die am von den Arbeitern
produzierten Mehrwert beteiligten Funktionäre der
Interessen des Kapitals)).” (S. 90)
Den Zerfall der kapitalistischen Gesellschaft in Klassen
bzw. seine Aufhebung definiert Stoffl also als Problem
der Mitbestimmung und selbständigen Gestaltung sowie
der Teilhabe der Arbeiterklasse an den Profiten. Die Auf-
hebung der Produktion für den Profit an sich scheint dem:
nach nicht mehr das Ziel der lohnabhängigen Massen zu
sein. Und sowenig die Arbeiterklasse tatsächlich ein Inte-
resse an der Partizipation am Kapitalprofit haben kann,
sowenig handelt die Bourgeoisie letzlich im eigenen Inte-
resse, wenn sie sich mit den Interessen des Kapitals
identifiziert. Denn ihr angeblich eigenes Interesse kann
tatsächlich nur soweit gehen, als es mit den Not-
wendigkeiten der Reproduktion des Kapitals überein-
stimmt. Letztlich muß man also auch bei der Bourgeoi-
sie von einer Form des fremdbestimmten Verhaltens spre-
chen. 14)
Stoffl sieht diese Verhältnisse nicht so kompliziert: „Wäh-
rend der an die verdingliche Arbeitskraft gestellte Lei-
stungsanspruch als äußerer Zwang die Persönlichkeit des
Arbeiters völlig absorbiert, kann die Führungspersönlich-
keit den zu Attitüde verfestigten, d.h. verinnerlichten Lei-
stungsanspruch (angetrieben durch das Profitinteresse) in
Form von Satisfaktion extrinsischer Leistungsmotivation
individuell verwirklichen. Die Arbeit bedeutet somit für
den Arbeiter die totale Restriktion seiner psychischen
Funktionen und damit die Sublimierung seiner ästheti-
schen Bedürfnisse, für den Bourgeois dagegen eine spezi-
fische Erfüllung seiner funktionalen, d.h. ästhetischen Be-
4) Vgl. W.F. Haug, Die Rolle des Ästhetischen bei der Schein-
lösung von Grundwidersprüchen der kapitalistischen Ge-
sellschaft, in: Das Argument 64, a.a.O., 5. 192
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dürfnisse. Der Bourgeois kann also die Autonomie seiner
psychischen Funktionen innerhalb der konkreten ökono-
mischen Produktionsverhältnisse erhalten, während der Ar-
beiter die seine völlig verliert.” (S.90)
Die schematische Zweiteilung, mit der Stoffl das gewiß
nicht unwichtige Problem der unterschiedlichen Möglich-
keiten zur Bedürfnisbefriedigung innerhalb der Klassen-
gesellschaft zu lösen sucht, können wir nicht vorbehäalt-
los unterstreichen. Zweifellos ist richtig, daß die persön-
lich erfahrbare Möglichkeit relativ eigenständigen Handelns
auf der Grundlage der Profitmaximierung bzw. der Partizi-
pation an ihr ein wichtiges Moment der Zufriedenheit für
die herrschende Klasse darstellt. Dennoch darf man die
unsichtbaren, aber in entscheidender Weise wirkenden
Verhältnisse der Akkumulation abstrakten Reichtums
als Selbstzweck nicht übersehen. Es handelt sich also bei
der Bourgeoisie immer auch um die Befriedigung von aus-
sen äufgezwungener Bedürfnisse, die Stoffl befriedigt sicht.
Aber auch umgekehrt wäre es falsch, sich die Persönlich-
keit des Arbeiters als völlig durch den Leistungsanspruch
absorbiert vorzustellen. Woraus sollte der Arbeiter die psy-
chische Kraft denn schöpfen, die etwa zur gedanklichen An-
tizipation der Veränderungseiner Situation nötig ist?
Der spezifische Charakter der kapitalistischen Warenpro-
duktion als Produktion zur Realisation von Tauschwerten
wird bei Stoffl auch da nicht deutlich, wo er die durch den
Markt vermittelten Dimensionen der ästhetischen Selbst-
verwirklichung untersucht. Hier, so stellt er wiederum fest,
„...spiegeln . .. nämlich . . . die Gebrauchswerte (d.h.
nahezu die gesamte materielle bzw. speziell urbane Umwelt)
die auf das Leistungsverhalten und die funktionale Repro-
duktion der Wirtschaftssubjekte bezogene Ökonomie des
allgemeinen gesellschaftlichen Verhaltens. Damit sind die
funktionalen (ästhetischen) Momente der produzierten
Gebrauchswerte nur Sublimationen einer unter dem Lei-
stungsprinzip stehenden Verhaltensökonomie.” (S. 90)
Mit diesem Ergebnis bricht Stoffls Untersuchung der so-
zio-ökonomischen Dispositionen im Zusammenhang des
ästhetischen Verhaltens ab. Die Dispositionen werden von
ihm nunmehr als den beiden Bereichen Produktion und
Konsumtion zugehörig einerseits auf den Arbeiter, ande-
rerseits auf den Bourgeois bezogen. Kein Wort mehr vom
Gebrauchswert/Tauschwertverhältnis der Waren in Bezug
auf ihre sinnlich erfahrbare Qualität und von dem notwen-
digen Anteil der Sinnlichkeit im Prozeß des gesellschaft-
lichen Stoffwechsels mit der Natur. Kein Wort zur Klä-
rung auch des Begriffs der Sublimation.
worin besteht nun der Unterschied der Bedürfnisse der ästhe-
tischen Funktion, der zwischen Arbeiterklasse und Bourgeoi-
sie besteht? Dazu ein Schema Stoffl’s:
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„Die ästhetischen (funktionalen Bedürfnisse
des Arbeiters des Bourgeois
sind im depriviert und|depriviertundonsum|_sublimiertsublimiertin der | sublimiert . extrinsisch
Produktion | satisfiziert”
In der Konsumtion erscheinen demnach beide, der Arbei-
ter und der Bourgeois, einerseits in an Bedürfnissen beraub-
ter und andererseits in zur Sublimation ästhetischer Bedürf-
nisse gezwungener Gestalt, wobei die Sublimierung aus-
schließlich in ihrer historisch negativen Form erscheint,
ohne die Möglichkeit ihrer Veränderung einzubeziehen.
Ansonsten aber gibt es Stoffl zufolge keine wesentlichen
Unterschiede zwischen der sinnlichen Bedürfnisbefriedi-
gung von Arbeiterklasse und Bourgeoisie im Bereich der
Konsumtion.
In der Produktion dagegen besteht ein Unterschied: Hier
muß der Arbeiter ebenfalls seine ästhetischen Bedürfnisse
sublimieren, so als brauchte er kein Werkzeug in die Hand
zu nehmen undals hätte er mit anderen Dingen am Ar-
beitsplatz nichts zu tun. Der Bourgeois dagegen kann
Stoffl zufolge einerseits seine ausschließlich als,,extrin-
sich”, d.h. von außen kommend vorgestellten Bedürfnis-
se voll befriedigen. Und dies anscheinend sogar, ohne zur
Sublimierung gezwungen zu sein.
Die Form der Befriedigung der ästhetischen Bedürfnisse
im Bereich der Konsumtion beschreibt Stoffl wie
folgt: „Die Satisfaktion dieser — in der ökonomischen
Realität — deprivierten und sublimierten ästhetischen
Bedürfnisse ist nun in den Medien Kunst, Sport und Spiel
(allgemein: Freizeit) institutionalisiert””. Und die Funktion
dieser Institutionen besteht „„...in
1) der Kanalisation der deprivierten ästhetischen Bedürf-
nisse (d.h. der funktionalen Appetenzen) und
2) der Kompensation der sublimierten ästhetischen Be-
dürfnisse (Restauration, Reduktion von funktionalem
Streß).” (S. 90)
Während der Begriff der Deprivation (=Beraubung) in die-
sem Zusammenhang als idealistische Ontologisierung des
bei Marx historischen Begriffsverhältnissen von Gebrauchs-
wertund Tauschwert als die wesentliche Kenngrößen auch
der sinnlichen Struktur der ökonomischen Reproduktion
erscheint, auf die wir hier nicht näher eingehen wollen,
kommt dem Stoffl’schen Begriff der Sublimation erhöhte
Bedeutung zu.
Sublimation ist für Stoffl ein der Entfremdung Entsprechen-
des, womit ein ursächlicher Zusammenhang von Sublima-
tion und. Entfremdung angezeigt sein soll. „Der weitreichen-
den gesellschaftlichen Entfremdung entsprechend ist die
Sublimation der vorherrschende Modus der ästhetischen
15) H.J. Krahl, Thesen zum allgemeinen Verhältnis von wissen-
schaflticher Intelligenz und proletarischem Klassenbewußt-
sein, in: Konstitution und Klassenkampf, Zur historischen
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Bedürfnisse. Die ihm entsprechende Institution ist die Kul-
turindustrie .. . ” (S. 90)
Wie aber der Zusammenhang und die Abhängigkeiten der
Beziehung von Entfremdung und Sublimation im Kapita-
lismus sich tatsächlich darstellen, das wird bei Stoffl nicht
behandelt. Ihm genügt die Behauptung, die Sublimierung
sei die vorherrschende Form der Bedürfnisbefriedigung, so
als wären Essen, Trinken, Kleidung, Wohnung etc. nicht
notwendig, um das sinnliche Dasein zunächst auf eine ge-
sicherte Grundlage zu stellen. Stoffl erkennt also nicht die
Bedeutung der Sublimation für den gesellschaftlichen Re-
produktionszusammenhang. Tatsächlich läßt sie sich auch
als Lebensnotwendigkeit begreifen, d.h. als Entwicklung
einer spezifisch menschlichen Fähigkeit und damit auch
als Möglichkeit, Befriedigung zu erfahren. In der „Deut-
schen Ideologie”, in der Marx und Engels ihre Auffassung
vom Gang der Geschichte dargelegt haben, „impliziert der
Begriff von Produktion die Möglichkeit zur vernünftig spon-
tanen Lebenstätigkeit, d.h. zur Naturbeherrschung und zur
Emanzipation der Menschen auf dem Boden der Natur sel-
ber. Produktion, also Arbeit und Arbeitsteilung, ist kultur-
konstitutiv in einem gattungsgeschichtlichen Sinn, insofern
Kultur den auf Arbeitsteilung und Triebverzicht beruhen-
den Fortschritt der Bedürfnisse über die natürliche Ver-
nunft en physischen Selbsterhaltung hinaus bedeutet» 15
Wir sehen also, wie wenig mit der Stoffl’schen Unterschei-
dung der ästhetischen Bedürfnisse der Arbeiterklasse und
der Bourgeoisie konkret anzufangen ist. Darum scheint es
indessen auch nicht zu gehen: „Informationspsycholo-
gisch sind Sublimation und Deprivation auf die Polarität
Redundanz- und Informationsbevorzuger zu beziehen. Wäh-
rend der zweite Typus den Anspruch im Kunstwerk primär
auf (strukturelle und semantische etc.) Innovation stellt,
bezieht sich der erste primär auf stringente typologische
Organisation mit relativ stark emotionalen Bezug. Sozio-
ökonomisch rekrutiert sich der Redundanzbevorzuger re-
präsentativ aus der Arbeiterklasse und den unteren Schichten
der Bourgeoisie, der Informationsbevorzuger aus der „fort-
schrittlichen” Bourgeoiesie. Dies liegt nahe, wenn man
konstatiert, daß Sublimation (der ästhetischen Bedürfnisse
in ökonomischen) Resultat der Entfremdung in der Arbeit,
Deprivation aber das der mangelnden ästhetischen Funktio-
nalität der Gebrauchswerte ist (also nur die Bourgeoiesie
eine partielle Autonomie ihrer psychischen Funktionen
(ästhetische Bedürfnisse) erhalten kann.” (S. 90/91)
Hier nun wird deutlicher, was Stoffl unter dem Verhält-
nis von Sublimation und Deprivation versteht. Tatsäch-
lich könnte man Deprivation als Mangel der ästhetischen
Funktionalität der Gebrauchswerte beschreiben, wenn ge-
klärt wird, worin der Mangel der ästhetischen Funktionali:
tät besteht. Die Deprivation bezeichnet also einen Mangel
Dialektik von bürgerlicher Emanzipaton und proletarischer
Revolution, Verlag Neue Kritik, Frankfurt 1971, S. 337
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an Sinnlichkeit. Als Sublimation dagegen faßt Stoffl im
Prinzip das Übergehen der sinnlichen Bedürfnisse in öko-
nomische. Und dabei unterstellt er, daß die Sublimation
an sich lediglich ein negativ aufzufassendes Produkt der
Entfremdung sei.
Damit ist der Begriff der Sublimation aber nicht adäquat
beschrieben. Aus der psychoanalytischen Theorie Freuds
stammend bezeichnet der Begriff nämlich zunächst allge-
mein die Umwandlung eines Sexualimpulses oder seiner
Energie in gesellschaftlich akzeptierte, kulturelle oder zi-
vilisatorische Leistungen, womit der Widerspruch zwischen
der von Freud so gesehenen universellen Triebkraft „Libi-
do” und den gesellschaftlichen Normen, Geboten und Ver-
boten, Tabus etc aufgehoben gedacht wird. In Bezug auf
Stoffls Auffassung der Sublimation wird also deutlich,
daß hier die sexuelle Sinnlichkeit und der auf ihr basieren-
de Vorgang der Sublimation schon als das sinnliche Ganze
gefaßt erscheinen und so dem ökonomischen Rationalis-
mus der kapitalistischen Gesellschaft gegenübergestellt
werden. Tatsächlich aber ist nicht die „Libido” die uni
verselle Triebkraft der Geschichte, der kulturellen und
geistigen Entwicklung der Menschheit, sondern die ma-
terielle Produktion, in die der Vorgang der Sublimation
natürlich einbezogen ist. Die Sublimation ist also nur in
dem Maße von der Entfremdung bestimmt, als diese ihrer-
seits auf den Boden der materiellen Produktion erwächst.
Und sie ist damit zugleich ein allgemeines Produkt der
Menschheitsgeschichte und nicht anwendbarnur auf ei-
.nen Teilbereich der gesellschaftlichen Produktion.
Um die Bedeutung des Ästhetischen in der kapitalistischen
Gesellschaft, d.h. um ihre gesellschaftliche Wertschätzung
unter den Bedingungen des Kapitals also richtig zu begrei-
fen, kommt es auf den Standpunkt an, von dem aus man
die ganze Sache betrachtet. Wenn Stoffl daher schreibtdaß die „, .. . heute bestehenden ästhetischen Werte . .aus der Notwendigkeit . ... resultieren . .. , die unter demLeistungsdruck stehende entfremdete Arbeit psychisch
funktional optimal zu organisieren .‘. . ””, so ist dies ein‘
wichtiger Gedanke; weil tatsächlich die menschliche Fä-
higkeit des Sublimierens in-den Dienst der kapitalistisahen
Scheinbefriedigung gestellt wird und damit eine‘ ganz be-
stimmte Form annimmt. Es ist aber richtig, wenn Stoffl
meint, daß „, . . . die ästhetischen Bedürfnisse hierdurch
in Organisationsbedürfnissen sublimiert . ..” werden,
wenn dies tatsachlich nur für einen Teil der sinnlichen‘ *
Bedürfnisse gilt. Und es ist ebenfälls nicht richtig, wenn
Stoffl aus dem Bedürfnis nach Organisationan sich die Er-
scheinung letzterer ahistorisch konstatiert und abqualifi-
ziert, ohne das konkrete Verhältnis zu vermitteln, das den
Organisationsbedürfnissen des Kapitals ihre spezifische
Form gibt. Er schreibt nämlich hierzu: „Die ästhetischen
Kriterien rekrutieren sich damit weitgehend aus Kriterien
einer in Hinsicht auf Leistungs- bzw. problemorientiertes
Verhalten relevanten Ökonomie. Etwas erscheint schön,
wenn es bestimmte kognitive Kriterien der Denk-, Verhal-
tens- oder Organisatiönsökonomie befriedigt.” (S. 91)
Hier wird wieder das Einseitige des Stoffl’schen Dualis-
mus deutlich. Die sinnliche Grundlage, die sich doch auch
beim Vorgang der Sublimation nicht in Luft auflöst, scheint
gar nicht mehr beteiligt. So gelingt es Stoffl dann auch
nicht, den unterdrückten Charakter der von grobsinnlich
bis feinsinnig erfahrbaren Realität zu erfassen bzw. zum
Ausdruck zu bringen. Gerade dies aber wäre von Wichtig:
keit, wenn man eine Theorie auf die Praxis oder auch nur
auf die operationale Handhabung seines Untersuchungs-
gegenstandes beziehen will.
Wie nun sehen die praktischen bzw. operationalen Konse-
quenzen bei Stoffl aus? Seine bisher gewonnenen Einzel-
resultate bezieht er nun auf das flugs eingeführte Begriffs-
paar Elitekunst-Massenkunst, das in sich die „sozialen
Repräsentanten” Bourgeoisie einerseits, Arbeiter— und
Mittelklasse andererseits widerspiegeln soll. An die „Elite-
kunst” werden vor allem innovative Anforderungen von
den bourgeoisen Informationsbevorzugern gestellt, und
ihre Funktion besteht Stoffl zufolge in der Kanalisation
der deprivierten Bedürfnisse. Die Massenkunst dagegen be-
zieht sich auf die Redundanzbevorzuger aus der Arbeiter-
klasse, denen es vor allem um reproduktive Stimulanz geht.
Die Massenkunst dient der Kompensation und funktio-
niert mittels Sublimierung der ästhetischen Bedürfnisse.
„Beide Schemata”, so ergänzt Stoffl hierzu, „implizie-
ren relativ divergente Lern- und Anpassungsprozesse:
Während die innovative Kunst eine relativ spontane An-
passung der Konsumgewohnheiten (Konsumentennorm)
an die fluktuierenden des Produzenten erfordert, er-
zwingt die reproduktive (kommerzielle) eine Anpassung der
Produktionskriterien an die des Marktes.” (S. 91) Und um
den informationstheoretischen Faden seiner Untersuchung
wieder aufzunehmen, fügt er hinzu: „Seinem Charakter
als präorganisierte Nachricht entsprechend, ist das statische,
redundante Medium stark dogmatisch gebunden. Je redun-
danter das Medium, um so mehr Freiheiten der Organisa-
tion und Interpretation sind ihm vorweggenommen, um
so reduzierter die Alternativen des Empfängers. .Je redun-
danter, organisierter die ‘Umwelt (Quaderarchitektur, ur-
bane Stereotype), um so kleiner der Raum frei wählbarer
Alternativen . . .” (S. 91)
Dies mag vom informationstheoretischen Standpunkt aus
richtig sein. An dem Zitat verdeutlicht sich jedoch zu-
gleich das Interpretationsschema des ästhetischen Verhal-
tens, wie wires bei Stoffl kennengelernt haben. Einer-
seits soll es im allgemeinen, d.h. als Sinnliches in sei-
ner Gesamtheit betrachtet werden, andererseits wird es
am besönderen Beispiel der Kunst verifiziert. Einerseits
wird dabei die Kunst bloß im Sinn einer präorganisierter
Nachricht gefaßt; die andererseits lediglich in ihrer redun-
danten, dazu scheinbar notwendig dogmatischen Form
auftritt.
Hat Stoffl uns damit nun das Verhältnis von „Leistungs-
anspruch und ästhetischer Entfremdung im privatwirt- ;
schaftlichen System” gezeigt? Hat er uns verdeutlichen
können, worin das Besondere des Leistungsanspruchs als
Kategorie des kapitalistischen Denkens liegt und worin
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sein Zusammenhang mit der Entfremdung zu suchen ist?
Er hat diesen Zusammenhang behauptet, aber nicht ver-
mittelt. Sein Ergebnis ist ein Kurzschluß, denn es liegt
keineswegs in der ambivalenten Natur einer präorgani-
sierten Nachricht als solcher, daß sie nur das statische,
redundante Medium zur Entsprechung hätte. Und es liegt
auch nicht in der Natur des redundanten Mediums an sich,
dogmatisch gebunden zu sein. Dogmatismus ist kategorial
nicht das einfache Gegenteil von Innovation. Es gibt auch
dogmatische Innovation und innovativen Dogmatismus.
Es kommt nur darauf an, auf welchen Bereich des Denkens
und Handelns die dogmatische Dimension bezogen wird.
Die gegenwärtige „Elitekunst”” mag ständig ‘Neues produ-
zieren; indem sie dies tut, beharrt sie auf einer Position,
die die ständige Produktion des Neuen zur Voraussetzung
hat. Und da die Produktion des Neuen in der spätkapi-
talistischen Kunst stets auf Faszination und Zerstreuung
aus ist, wäre es in der Tat innovativ, das Problem der
menschlichen Integrität wieder in die Kunst einzubeziehen.
Ein Beispiel für diese Art der Innovation bieten die Plakate,
die von französischen Künstlern im Mai ’68 geschaffen wur-
den. Wollte mandiese Plakate allerdings wiederum für
sich isoliert und bloß formal betrachten, könnte man ihre-
Aussagen durchaus auch als redundant bezeichnen.
Stehen „Innovation” und „Dogmatismus” also in enger
Wechselwirkung einerseits, so sind die „Alternativen des
Empfängers” im Medium der Kunst andererseits keines-
wegs ein für alle Male auf der redundanten Ebene festge-
legt. Es kommen auch Alternativen vor, die sich als Ab-
lehnung redundanter Formen in einem bestimmten Me-
dium auf anderen Ebenen Ausdruck verschaffen. Diese
Möglichkeit selber ist in sich ambivalent. Sie ist eine Hoff-
nung für die Gegner des Systems, zugleich aber auch Hand-
lungsprinzip für die herrschende Klasse. Wo man die Mas-
sen auf der einen Seite von für sie wichtigen Informatio-
nen fernhalten will, muß man ihnen auf der anderen Sei-
te unwichtige geben, damit die Existenz der bestehenden
Verhältnisse gewährleistet bleibt. Der affirmative Charak-
ter von Politik, Wissenschaft, Kunst etc. ist es daher, der
für die besonderen Informationsstrukturen im Spätkapi-
talismus entscheidend ist. Doch man wird auf die Dauer
nicht auf der einen Seite objektiv immer komplizierter
werdende gesellschaftliche Reproduktionsverhältnisse ent-
wickeln können, deren innere Widersprüchlichkeit stets
sprengenderen Charakter annimmt, während man auf der
anderen Seite die wirklichen Träger der gesellschaftlichen
Reproduktion bloß auf redundantes Informationsverhal-
ten und auf das Verlangen nach reproduktiven Stimulan-
zen festlegen will. Tatsächlich hat die Arbeiterklasse als
Subjekt der gesellschaftlichen Veränderung auch bestimm-
te innovative Informationsbedürfnisse, die ihre wahre Le-
benssituation betreffen. Und die Bereitschaft, ihre objek-
tive Lage zu erkennen, wird in dem Maße wachsen; in dem
diese Bedürfnisse unbefriedigt bleiben und stets aufs neue
abgelenkt werden. So besteht also auch die Möglichkeit,
daß die Frage gestellt wird, wodurch z.B. die redundanten
Formen gegenwärtiger Quaderarchitektur entstehen, wel-
ches Gestaltungsprinzip ihnen zugrundeliegt.
Das Besondere der Konzeption Stoffls, den circulus vitio-
sus des Verhältnisses von Redundanz und Dogmatismus
in der Kunst als „präorganisierte Nachricht” zu durchbre-
chen, liegt nun in seiner Neufassung dessen, was Kunst be-
zeichnet: „Das Kunstobjekt”, so heißt es zu Beginn des
dritten Abschnitts, „ist ein polyfunktionales Medium. Kon-
stitutiv für seinen Kunstcharakter sei jedoch die Dominanz
seiner zumindest intendierten ästhetischen Funktion.
Kunst ist all das, was zur ästhetischen Bewertung angebo-
ten wird bzw. als dominant ästhetisches Angebot produ-
ziert wird. . . ” (S. 91)
Demnach bestände also kein Unterschied mehr zwischen
der Kunst und dem schönen Schein der Warenproduktion,
zwischen dem ikonischen Abbild und der schönen Gestal-
tung des natürlichen und künstlichen Milieus der Gesell-
schaft allgemein? Wäre es so, wäre die Kunst vollständig
in die Warenproduktion eingegangen, die mit der schönen
Verpackung auch ästhetischen Schein getrennt vom Ge-
brauchswert der Ware zu produzieren sich zum Prinzip
gemacht hat, um den Absatz der Waren zu beschleunigen
und damit die Umschlagszeit des Kapitals zu verkürzen.
Der semantische Bezug, den Stoffl der Kunst noch zuer-
kennt, bleibt völlig unspezifisch. Es hinge allein von der
„motivationalen Ladung” des Empfängers ab, welcher
pragmatische Bezug sich bei ihm einstelle. (S. 91) Oder
haben wir Stoffl am Ende mißverstanden? Sieht er den
Inhalt der Kunst nicht doch noch in ihrer ikonographischen
Natur? Vielleicht. Auf jeden Fall aber ist der Inhalt letzte-
rer wesentlich beschränkt. Er bestimmt sich nämlich ent-
weder bloß durch formal-ästhetische oder durch außer-
ästhetische Kategorien. (S. 91) Das Ästhetische selber,
d.h. die Sinnlichkeit des Lebens soll sich demnach in der
Kunst nicht zum Gegenstand haben? Anscheinend nicht.
Denn Stoffl geht es um die „engagierte”” Kunst und um
das Problem ihrer Effizienz, d.h.um das Problem der Ver-
mittlung außerästhetischer Inhalte, denen im Kunstraum
stets die Gefahr drohe, „, . . . spontan ästhetifiziert, d.h.
pragmatisch neutralisiert . . .’° zu werden, indem man sie
aus dem gesamtgesellschaftlichen Zusammenhang heraus-
risse. Es geht somit letztlich um die theoretische Erörte-
rung dessen, was die Fundierung von Kunst auf Politik
gegenwärtig bedeutet. Stoffl zufolge ist die Kunst als Mi-
noritätenkultur zu betrachten, die beides bewirken könne,
Stabilität und Wandel. In gesamtgesellschaftlicher Hinsicht
sei der artistische Prozeß abhängig von der gesellschaftli-
chen Klassenstruktur und von den Bildungs- und Besitz-
verhältnissen im einzelnen. Davon betroffen seien insbe-
sondere Interaktionsmuster, Institutionen und die Rolle
des Künstlers.
Soweit diese Aussage in ihrer Allgemeinheit richtig ist,
erscheint ihre Konkretisierung auf die Verhältnisse der
kapitalistischen Gesellschaft problematisch. Stoffl identi-
fiziert nämlich den Gebrauchswert des künstlerischen
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Ausdrucks von vorneherein mit der Funktion des Kunst-
werkes als Ware. Daher wird die Funktion der Kunst un-
ter kapitalistischen Bedingungen bei Stoffl absolut nega-
tiv vorgestellt. Er schreibt dazu: „Ihrem Freiraumcharak-
ter gemäß, Leistungsdruck zu kompensieren, steht die
institutionalisierte Kunst im Dienste der Interessen des
Kapitals. Sie erfüllt die Funktion der Sublimierung der
ästhetischen Bedürfnisse, in dem sie den Zwang zur Reali-
tät kompensiert anstatt ihn aufzuheben.” (S. 92) Dieser
kompensatorische Charakter binde kritische Kräfte, diene
der Kanalisierung sozialer Spannungen, der Reproduktion
der lohnabhängigen Arbeitskraft usw. Die Kunst erfülle die
Funktion der Neutralisation und Ableitung deformierter
ästhetischer Bedürnisse, indem sie die konkreten Ursachen
der Deformation kompensiert und damit verdeckt anstatt
sie aufzuheben. (S.92)
Hier wird der Kunst etwas zugesprochen, wozu sie nun
doch nicht in der Lage scheint. Es ist zu bezweifeln, ob
die Kunst des Spätkapitalismus in ihrem Freiraum über-
haupt die Möglichkeit hat, die „konkreten Ursachen der
Deformation ästhetischer Bedürfnisse” zu kompensieren.
Denn der Begriff der Kunst ist keineswegs identisch mit
dem der Freizeit, wenngleich letzterer die Rezeption von
Kunstwerken in sich enthält.
Der affirmative Charakter der Kunst ist es indessen doch,
der Stoffl dazu veranlaßt, politische Forderungen an die
Kunst zu stellen, vor allem diejenige, das positive Verhält-
nis den herrschenden Klassen gegenüber zu überwinden.
Nicht die Vermittlung ästhetischer Illusion, d.h. Verdek-
kung der repressiven Realität, sondern Aufdeckung der
verschleierten Verhältnisse sei anzustreben. Die Kunst
müsse sich also emanzipieren. (S. 92)
9
_—
Die Konsequenz dieser Emanzipation liegt nach Stoffl in
der Aneignung der künstlerischen Produktionsmittel und
der Bewußtseinsveränderung in der künstlerischen Intelli-
genz. Vermittelnd dabei.wirkt das Interesse der Arbeiter-
klasse, deren Kampf für den Künstler Vorbild ist und dem
er sich anschließen muß. In diesem Zusammenhang entste-
he die sozialistische Kunst, die auf die funktionalen Lebens-
prozesse des Individuums wie der Gesellschaft bezogen
scheint. „Sie ist sozialistische Kunst”, sagt Stoffl, „indem
sie teilnimmt an der Gestaltung und Entwicklung optima-
ler Bedingungen für die funktionalen Lebensprozesse (die
sinnlich-praktischen Tätigkeiten) des Individuums wie der
Gesellschaft. Sie vollzieht die Aufhebung der Differenz
zwischen gesellschaftlich notwendiger Arbeit und den ästhe-
tisch motivierten Aktivitäten, wie sie durch die kapitalisti-
sche Produktionsverhältnisse bedingt bzw. aufrechterhal-
ten wurde. Durch ihre Qualität als gebrauchswertschaffen-
de Tätigkeit einerseits und ihre Modalität als sinnliche Tä-
tigkeit andererseits wird die Arbeit unter den Bedingungen
der sozialistischen Produktion allmählich zum Medium so-
wohl der ökonomischen (organischen, vitalen . . .) auch als
der ästhetischen (funktionalen) Satisfaktion, d.h. sowohl
zum Mittel als auch zum Inhalt der Selbstverwirklichung
des Menschen.” (S. 93)
Offen bleibt dabei die Frage, ob die Formen der künstle-
rischen Sublimation, die Sublimation als solche und mit
ihr das ikonische Abbild abgeshafft werden oder nicht.
Emanzipation der Kunst als ihre vollkommene Negation?
Das wäre in der Tat die schlechteste Konsequenz einer
operationalen Theorie der ästhetischen Funktion und
eine Interpretation der Fundierung von Kunst auf Politik.
die sich schwerlich auf Benjamin berufen kann. 16)




Staat und allgemeine Produktionsbedingungen,
Westberlin 1973
(188 S., DM 10,-)
In der marxistischen Diskussion um die seit Anfang der
sechziger Jahre in der Bundesrepublik spürbar wachsende
ökonomische Staatstätigkeit gewinnt eine Kritik der bür-
gerlichen Infrastrukturtheorien, als dem theoretischen
Ausdruck und der ideologischen Legitimationsbasis die-
ser ökonomischen Aktivitäten des Staates, heute zuneh-
mend an Bedeutung. Denn bei den Versuchen, spezifische
Teilbereiche der Staatstätigkeit, wie zum Beispiel Stand-
ortplanung und -investitionen oder den Ausbau des Bil-
dungssystems in ihren Ursachen und Grenzen zu erfas-
sen, in einen Begründungszusammenhang mit der verän-
derten Stufenleiter und Struktur der Produktion in der
BRD zu stellen und in ihren Auswirkungen auf den ge-
samtgesellschaftlichen Reproduktionsprozeß zu unter-
suchen, werden weitgehend auch unter Marxisten jene
Erklärungsversuche der bürgerlichen Infrastrukturtheo-
rie übernommen, bei denen Erstellung der Infrastruktur
undStaatstätigkeit unmittelbar in eins fallen. Dabei tritt
anstelle des Begriffs Infrastruktur zwar die.von Marx über
nommene Kategorie der allgemeinen Produktionsbedin-
gungen, beide Begriffe werden jedoch nahezu synonym
verwendet. Das wiederum hat zur Folge, daß in der mar-
xistischen Diskussion bislang häufig die notwendige Be-
stimmung von Form und Funktionen des Staates in der
bürgerlichen Gesellschaft vermengt wird mit der Frage-
stellung, unter welchen Bedinguhgen und in welchen
Formen der Staat überhaupt bei zunehmender Vergesell-
schaftung und wachsender Komplexität der Produktion
die Herstellung und den Betrieb der allgemeinen materi-
ellen Produktionsbedingungen wahrnimmt. Insbesondere
gerät bei dieser Vermengung der Klassencharakter des
Staates leicht außer Acht, da die ökonomischen Maßnah-
men, die er ergreift, nicht mehr im Zusammenhang mit
seiner Funktion als Garant der kapitalistischen Produk-
tionsweise und ihrer Basis in der Ausbeutung der Arbei-
terklasse gesehen werden.
In Abgrenzung von solch unreflektierter Übernahme bür-
gerlicher Theoriefragmente, mit denen die Diskussion um
die wachsende Staatstätigkeit über die Beschreibung empi-
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risch wahrnehmbarer Phänomene letztlich nicht bis zu de-
ren wesenmäßiger Durchdringung und politischer Ein-
schätzung vordingen kann, wird in der vorliegenden Arbeit
von Läpple der Versuch unternommen, eine allgemeine
Bestimmung des Verhältnisses von Ökonomie und Politik
in der bürgerlichen Gesellschaft zu geben und im Kontext
dieser Bestimmung die Kategorie der allgemeinen Produk-
tionsbedingungen zu entfalten.
Der bürgerliche Begriff der Infrastruktur, wie er von Theo-retikern wie Stohler, FreyoderJochimsenvertretenwird,stellt nicht mehr dar, als eine begriffslose und der mystifi-zierten Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft verhafte-| te Zusammenfassung aller möglichen Staatsfunktionen.
Ausgehend von der Erkenntnis, daß zum reibungslosen Ab-
lauf des gesamtgesellschaftlichen Reproduktionsprozesses
nicht nur materielle Basisfunktionen wie Energieversor-
gung und Transportsysteme notwendig sind, sondern eben-
so ein dem technologischen Entwicklungsstand entsprechen-
des Potential qualifiZierter Arbeitskräfte sowie allgemeine
Rechts- und Verkehrsnormen kommt beispielsweise Jo-
chimsen zu der Schlußfolgerung, alle diese verschiedenen
Aspekte unter dem Begriff der materiellen, personellen und
institutionellen Infrastruktur zu subsumieren. Unter den
Begriff Infrastruktur fallen bei ihm damit nicht nur die all-
gemeinen materiellen Bedingungen der Produktion (Ver-
kehrswesen, Kommunikationssysteme, Energie), sondern
auch der Bereich der Qualifizierung und Erhaltung des Ar-
beitsvermögens (Bildungs- und Gesundheitswesen, Erholung),
Teile der geistigen Produktion (wissenschaftlich-technische
Forschung) bis hin zu den allgemeinen Aufgaben des bürger-
lichen Staates, dem Setzen von allgemeinen Rechtsverhält-
nissen, Normen und Verfahrensweisen. Unterschieden wird
von Jochimsen.nicht nach der Funktion, die den jeweiligen
Maßnahmen des Staates im Prozeß der gesamtgesellschaftli-
chen Reproduktion zukommen, sondern nur nach der Er-
scheinungsform der Mittel, materiell, personell und institu-
tionell, mit denen bestimmte Funktionen wahrgenommen
werden. Hinter der allgemeinen Subsumierung unter dem
Stichwort „Einrichtungen des Gemeinwohls” verschwin-
det damit auch der Klassencharakter dieser staatlichen
Maßnahmen, für deren Finanzierung zwar schwergewich-
tig die Steuergelder der Lohnabhängigen mobilisiert wer-
den, deren Auswirkungen aber in erster Linie die Kosten
der Mehrwertproduktion und -realisation des Kapitals
senken sollen, die zum Ausbau des staatlichen Gewalt-
und Unterdrückungsapparats verwandt werden und nur
insoweit durch den Ausbau der allgemeinen Reproduk-
tionsbedingungen der „Daseinsfürsorge””’ dienen, als es
für den Reproduktionsprozeß des Kapitals oder zur Ab-
wendung scharfer sozialer Konflikte notwendig ist.
Demgegenüber entwickelt Läpple den Begriff der allgemei-
nen Produktionsbedingungen, der hier gleichzusetzen ist
mit den allgemeinen materiellen Produktionsbedingungen.Diese sind zu unterscheidenvondenbesonderenProduk-
tionsbedingungen, die in Form von konstantem fixen Ka-
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pital zu den Produktionsmitteln eines Einzelkapitals ge-
hören. Die allgemeinen Produktionsbedingungen fungie-
ren dagegen, entsprechend ihrem Charakter als allgemeine
Produktionsmittel, als verbindende Ader verschiedener in-
dividueller Produktionsprozesse. Wesentlich an dieser Be-
stimmung ist, daß der Begriff der allgemeinen Produktions-
bedingungen zunächst einmal nichts zu tun hat mit der Fra-
ge , wer sie erstellt oder betreibt. Marx selber weist aus-
drücklich darauf hin, daß es der höchsten Entwicklung
des Kapitals entspricht, wenn die allgemeinen Produktions-
bedingungen privatkapitalistisch erstellt werden, also die
Verteilung der dazu notwendigen disponiblen Arbeit un-
mittelbar durch das Wertgesetz erfolgt/Erst wenn in einer
bestimmten historischen Phase aufgrund des Entwicklungs
standes der kapitalistischen Produktionsweise das Privat-
kapital.nicht in der Lage ist, die allgemeinen Produktions-
bedingungen profitabel herzustellen und zu betreiben,
wälzt das Kapital diese Aufgabe, deren Erfüllung für den
gesamten kapitalistischen Reproduktionsprozeß notwen-
dig ist, auf den Staat ab. In diesem Fall stellen Herstel-
lung und Betrieb der allgemeinen Produktionsbedingun-
gen einen Abzug aus der gesamtgesellschaftlichen Reve-
nue dar. Läpple unterscheidet drei Formen, in denen der
Staat diese Aufgabe wahrnehmen kann und entwickelt de
ren unterschiedliche Auswirkungen auf die gesamtgesell-
schaftliche Wertbewegung. Einerseits ist der zunehmende
Staatseingriff auf diesem Gebiet immer verbunden mit der
unproduktiven Absorption von Arbeitskraft und Produk-
tionsmittelh in den Händen des Staates und engt somit
die Verwertungsschranken des Kapitals ein. Andererseits
steigert sich dadurch insgesamt die Produktivkraft der Ar-
beit, werden neue, potentielle Anlagesphären von Kapital
entwickelt und diese Tendenzen wirken der zunächst ge-
setzten negativen Verwertungsschranke entgegen. Festzu-
halten bleibt jedoch, daß Form und Inhalt staatlichen
Eingriffs immer abhängen vom je historischen Ent-
wicklungsstand der kapitalistischen Produktionsweise. Da
mit zunehmender Vergesellschaftung der Produktion im-
mer neue allgemeine Produktionsbedingungen notwendig
werden, etwa durch die rückläufige Ergiebigkeit und Zer-
störung der natürlichen Ressourcen Erde, Wasser und Luft
gleichzeitig in Teilbereichen eine Reprivatisierung stattfin-
det , etwa bei privater Herstellung von Hafenanlagen, kann
eine durchaus gegenläufige Bewegung entstehen. Insgesamt
nimmt jedoch die Staatstätigkeit zu, da immer umfassende.
re allgemeine Produktionsbedingungen notwendig werden,
die sich den Verwertungsbedingungen des Privatkapitals
entziehen.
Die Differenzierung dieser Bestimmungen und ihre Kon-
kretion an-historischen Beispielen, insbesondere dem der
Energieproduktion, spannt einen Rahmen auf als Grundla
ge zur Kritik bürgerlicher Infrastrukturtheorien und zur
Untersuchung der wachsenden ökonomischen Staatstätig-
keiten. Gleichzeitig muß aber gesehen werden, daß die
marxistische Diskussion der. ökonomischen Staatstätig-
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keiten sich noch im Anfangsstadium befindet. Bei Läpple
wird diese Tatsache augenscheinlich durch die Unvermit-
teltheit, mit der sich diebeidenHauptteile derArbeitge-
genüberstehen. Die Ableitung von Formbesonderung und
Klassencharakter des bürgerlichen Staates im ersten Teil
der Arbeit ist noch nicht in Beziehung gesetzt zu den
Ausführungen überdie allgemeinen materiellenProduk-
tionsbedingungen im zweiten Teil, Der Verzicht auf die
Vermittlung dieser beiden Teile der Arbeit läßt sich nicht
ohne weiteres mit dem Hinweis begründen, hierdurch kä-
men keine wesentlich neuen Bestimmungen in die Ablei-
tung herein. Sondern es wäre nun zu zeigen, welcher.inne-
re Zusammenhang zwischen den beiden von Läpple be-
nannten Aufgaben des Staates, der Formulierung, Kodi-
fizierung und Durchsetzung der allgemeinen Rechtsver-
hältnisse einerseits und den ökonomischen Staatstätig-
Keiten andererseits, besteht. Auch wenn letztere nur hi-
storisch, in Abhängigkeit vom je spezifischen Entwick-
lungsstand der Vergesellschaftung der Produktion, zu{untersuchen sind, ist die Voraussetzung uökonomischerExistenz des Staafes_nochaufeinerallgemeine:Ebenezu entwickelnundin Beziehung zu Herstellung und Ga-Tante der allgemeinen Rechtsverhältnisse zu setzen. Erstauf dieser Basis kann ann gezeigt werden, wie im Bereich
der ökonomischen Staatstätigkeit der Klassencharakter des
Staates zugleich vermittelt und versteckt ist. Ein weiteres
Problem stellt die Beschränkung der Untersuchung ökono-
mischer Staatstätigkeit auf Herstellung und Betrieb allge-
meiner materieller Produktionsbedingungen dar. Um die
längerfristigen ökonomischen Staatstätigkeiten in ihrem
Zusammenhang, ihren gegenseitigen Wechselwirkungen ”
und ihrer Abhängigkeit vom Akkumulationsprozeß und
vom Stand der Klassenauseinandersetzungen zu erfassen
und darzustellen, reicht diese Beschränkung nicht hin.
Einmal wäre zu klären, aufgrund welcher Bedingungen
und in welchen Formen der Staat Investitionen im Be-
reich der allgemeinen Reproduktionsbedingungen unter-
nimmt, d.h. im Bildungs-, Gesundheits- und Sozialwesen
und in welchem Verhältnis dies zur Herstellung und zum
Betrieb der allgemeinen Produktionsmittel steht. Zum an-
deren werden unter längerfristigen ökonomischen Staats-
tätigkeiten von Läpple mehr oder weniger nur Investi-
tionen gefaßt. Der Bereich staatlicher Subventionspoli-
tik, sei die bezogen auf bestimmte Branchen wie etwa die
Stützung der Landwirtschaft oder bezogen auf Regionen
wie etwa die Industrieansiedlungspolitik der Kommunen,
fällt hier heraus. Schließlich müßte eine Einordnung der
ökonomischen Staatstätigkeiten auch auf die längerfristige
Geld- und Kreditpolitik eingehen, mit der der Staat in Be-
reichen wie z.B. dem Wohnungsbau auch ohne selbst zu
investieren ökonomischen Einfluß ausübt.
In der marxistischen Diskussion um die wachsende ökono-
mische Staatstätigkeit wird es daher in der nächsten Zeit
darum gehen, diese Bestimmungen noch weiter zu konkre-
tisieren und die begriffliche Ableitung schrittweise mit der
Realität zu vermitteln.
Renate Petzinger
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